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Der Kapitalistenverband Gesamt­
metall legte auf seiner Jahresver- 
sammlungam 14. Juni Grundsätze für 
die Tarifverhandlungen 1986 (Ende 
März laufen die Lohn- und Gehaltsta­
rife, Ende September der Arbeitszeit­
vertrag aus) fest. Die Metallkapitali­
sten erwarten ziemlich gelassen, daß 
die IG Metall erneut die 35-Stunden- 
Woche fordern wird. Der 38,5-Stun- 
den-Abschluß mit der "Entkoppelung 
von Arbeitszeit und Betriebszeit” sei 
kein "Schlußstrich unter die Arbeits- 
zeitflexiblisierung in der Metallindu­
strie" gewesen, sondern "vielmehr die 
erste Seite dieses neuen Kapitels in 
der betrieblichen Arbeitszeitgestal- 
tung", äußert sich Gesamtmetall im 
Geschäftsbericht befriedigt über den 
letzten Tarifabschluß und macht da­
mit zugleich deutlich: Noch einmal 
kürzere Arbeitszeit gibt es nur, wenn 
den Kapitalisten noch mehr als bisher 
zugestanden wird, diese Arbeitszeit 
als Kampagne zu gestalten oder sie ins 
Wochenende und in die Nacht legen zu 
dürfen. "Unabhängig von allen Überle­
gungen zur Flexibilisierung bleibt 
aber festzuhalten, daß jede Ausdeh­
nung der bezahlten Freizeit die Mög­
lichkeiten zu Einkommensverbesse­
rungen entsprechend einschankt." 
Damit macht Gesamtmetall zur wei­
teren Bedingung für einen Tarifver­
trag über Arbeitszeitverkürzung 
nochmalige Zugeständnisse der IG 
Metall auch beim Lohn. — (alk)

IMB-Kongress: Beunruhigende 
Ergebnisse

Vom 9. bis 14. Juni hat der Internatio­
nale Metallgewerkschaftsbund (IMB) 
in Tokio seinen 36. Weltkongreß 
durchgeführt. Dem IMB gehören Ge­
werkschaften aus 72 Ländern mit 14 
Millionen Mitgliedern an. Größte Ein­
zelgewerkschaft ist die IG Metall. 
Auch wenn die genauen Ergebnisse des 
IMB-Kongresses uns noch nicht vorlie­
gen— das, was die bürgerliche Presse 
meldet, ist beunruhigend genug. So 
berichtet das "Handelsblatt” seinem 
an Kapitalanlagen in Südafrika inter­
essierten Publikum am 18.6.: "Mit ei­
ner Stellungnahme zu Südafrika wich 
der IMB von der Politik des Internatio­
nalen Bundes Freier Gewerkschaften 
(IBFG) ab: Die Apartheid-Politik der 
südafrikanischen Regierung wurde 
zwar nachdrücklich verurteilt, auf ei­
nen Aufruf nach wirtschaftlichen 
Boykott-Maßnahmen wurde jedoch 
ausdrücklich verzichtet.”

Der IMB ist der größte Gewerk­
schaftszusammenschluß im (westli­
chen) Internationalen Bund Freier Ge­
werkschaften. Der Beschluß des IMB 
fällt zahlreichen schwarzen Gewerk­
schaften in Südafrika, die einen sol­
chen Wirtschaftsboykott seit langem 
verlangen, und der internationalen 
Unterstützung für den Befreiungs­

kampf in Azania/Südafrika in den 
Rücken und stärkt die Imperialisten, 
die frech behaupten, ihre Kapitalanla­
gen in Azania nützten den azanischen 
Arbeitern.

Auch die künftigen Schwerpunkte 
der IMB-Arbeit, die der IGM-Vorsit- 
zende und' IMB-Präsident Hans Mayr 
nach dem Kongreß ankündigte, sind 
unerfreulich. Laut Mayr gibt es "einen 
ganz eindeutigen gemeinsamen 
Trend” im IMB: "Die Verkürzung der 
Arbeitszeit ist überall ein Mittel, um 
Arbeitsplätze zu schaffen und Ar­
beitsplätze zu sichern."

IMB-Präsident Hans Mayr
Die "Verteidigung von Arbeitsplät­

zen" ist eine bei den Kapitalisten be­
liebte Losung, um die Arbeiter des ei­
nen Landes gegen die Arbeiter ande­
rer Länder zu stellen. Wie will der IMB 
die gegenseitige Unterstützung unter 
den Metallarbeitern verbessern, wenn 
er die Kritik an imperialistischen Ka­
pitalexporten schwächt und die natio­
nalistische Parole vom "Kampf um 
Arbeitsplätze” propagiert? Sobald die 
Ergebnisse des IMB-Kongresses 
schriftlich vorliegen, werden wir ge­
nauer darüber berichten.— (rül)
Rappe will "offenes Verhältnis 

zur Teilzeitarbeit"
Der IG Chemie-Vorsitzende und SPD- 
Bundestagsabgeordnete Rappe hat vor 
dem Gesprächskreis "Politik und Wis­
senschaft" der Friedrich-Ebert-Stif­
tung seine Vorstellungen über die Po­
litik der Gewerkschaften in den näch­
sten Jahren dargelegt. Nach einem 
Bericht des "Handelsblatt" vom 20.6. 
85 erklärte er dort, daß die Gewerk­
schaften "ihre Politik der Arbeitszeit­
verkürzung fortsetzen müssen, um 
den Arbeitsmarkt zu entlasten". Die 
Tarifpolitik müsse sich auch für die 
weiteren Jahre zwischen den beiden 
Polen "Geld und Zeit" bewegen, d.h. 
"wenn eine Tarifforderung sich über­
wiegend in Arbeitszeitverkürzung 
ausdrückt, wird die Tariferhöhung für 
die Löhne und Gehälter ansonsten 
knapper ausfallen. Umgekehrt gilt das 
gleiche." Weiter erklärte er laut 
"Handelsblatt": "Die Arbeitszeitver­
kürzung werde also die große zentrale
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Frage der Tarifpolitik für die näch­
sten Jahre bleiben. Weitere Stufen 
müßten realisiert werden. Dabei spie­
leeinoffenes Verhältnis zur Teilzeit­
arbeit eine große Rolle. Eine prinzi­
pielle Haltung gegen Teilzeitarbeit 
würde nach Rappe zu unvernünftigen 
Entwicklungen führen. Der Gesetzge­
ber wäre deshalb gut beraten, die un­
tere Sozialversicherungspflichtgren­
ze endgültig fallen zu lassen, damit 
jede Arbeit sozialversicherungs­
pflichtig werde ... Deshalb müsse je­
de Teilzeitarbeit sozialrechtlich, ta­
rifrechtlich und arbeitsrechtlich ab­
gesichert sein.“ Daß die Gewerkschaf­
ten tariflose und nicht versicherte Ar­
beitsverhältnisse in den untersten 
Einkommensstufen nicht dulden wol­
len, ist unterstützenswert. Zu be­
fürchten ist aber, daß Rappe wegen 
"Arbeitsplätzen" auf notwendige 
Lohnerhöhungen verzichten und statt­
dessen Lohnkürzungen und Auswei­
tung von Teilzeitarbeit in Kauf neh­
men will, statt für die Beseitigung von 
Arbeitsverhältnissen einzutreten, die 
keine selbständige Existenz ermögli­
chen. — (uld)

Informationswoche gegen 
Kriegs Vorbereitung

Der "Große Ratschlag", eine Strate­
gie-Konferenz der Friedensbewe­
gung, hat am 16./17.6. in Köln eine 
Resolution unter dem Motto: "Für das 
Überleben neu mobilisieren; Frieden 
schaffen durch Abrüstung und Ge­
rechtigkeit; Den Rüstungswahnsinn 
beenden" beschlossen. Die Forderun­
gen der Resolution richten sich deut­
licher gegen Kriegsvorbereitungen 
der BRD. Drei Anträge von Grünen 
und Friedensinitiativen, in die Haupt­
resolution Forderungen gegen Revan­
chismus und für die Anerkennung der 
polnischen Westgrenzen, für die Aner­
kennung der DDR aufzunehmen, wur­
den mit dem Hinweis auf die geson­

Der Münchner Professer Peter verteidigte auf dem III. Kongreß der Gesell­
schaft für Katastrophenmedizin am 22./23.Ö. das Verfahren, nachdem im Krieg 
und bei Katastrophen entschieden werden soll, wer medizinischer Hilfe wert 
sei: Schon jetzt müßten Ärzte entscheiden, ob sie zuerst unheilbar Kranke oder 
akute Notfälle behandelten. Wo zieht er die Grenze zum faschistischen "le­
bensunwerten Leben"? — (uld)

dert vorliegende Resolution gegen den 
Revanchismus abgelehnt. Da die Er­
klärung gegen den Revanchismus mit 
einer Gegenstimme und einer Enthal­
tung beschlossen wurde, sind die 
Grundlagen verbessert, um in der 
Friedensbewegung Kräfte zu mobilisi­
eren, die ihre Kritik und Aufklärungs­
arbeit gegen die Kriegsziele richten 
und gegen die Sammlung reaktionä­
rer, revanchistischer und faschisti­
scher Kräfte und Organisationen aktiv 
werden. Die Erklärung erhebt als For­
derung auch die völkerrechtliche An­
erkennung der DDR und der DDR- 
Staatsbürgerschaft. Daß andererseits 
verhindert werden konnte, diese Posi­
tionen in die Hauptresolution aufzu­
nehmen, schwächt die Bedeutung 
stark ab und zeigt, wie umstritten die 
Aufgabe ist, die Bundesregierung mit 
ihrer aggressiven Politik gegen die 
DDR und gegen Polen zu bekämpfen. 
Da außerdem beschlossen wurde, daß 
sich der Koordinationsausschuß mit 
der polnischen Botschaft in Verbin­
dung setzen soll, um dort über die Ur­
teile in Gdansk gegen die drei Solida­
ritäts-Mitglieder zu sprechen, ist der 
Spielraum für die Reaktion noch be­
trächtlich, Kräfte der Friedensbewe­
gung für ihre "Menschenrechts"-Kam- 
pagne zu gewinnen und die Kräfte ge­
gen den Revanchismus zu isolieren. 
Der "Große Ratschlag" ruft zu einer 
Informationswoche der Friedensbe­
wegung vom 11. bis 16. November auf, 
in der örtlich Aktivitäten und Aktio­
nen "zivilen Ungehorsams" geplant 
sind. Am 14./15. Dezember soll eine 
Konferenz "Friedensjahr 1986" statt­
finden, um das "UNO-Friedensjahr" 
vorzubereiten. Auf einer bundeswei­
ten Alternativkonferenz soll die Poli­
tik der BRD zum Atomwaffensperr­
vertrag analysiert werden (6.— 8.9.). 
Unterstützung fand eine Resolution 
zur Solidarität mit Nikaragua.
— (düb)
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Ausländerpolitik

Neue Regierungskampagne gegen die ausländischen Arbeiter— 
Die Sondergesetze gegen Ausländer gehören abgeschafft!

Am 13.6. vereinbarten die Partei­
vorsitzenden von CDU, CSU und FDP, 
Kohl, Strauß und Genscher, “unver­
züglich'’ Gespräche zwischen den drei 
Regierungsparteien über “noch offene 
Fragen im Zusammenhang mit dem 
Ausländer- und Asylrecht“ zu be­
ginnen, um zu einer Einigung über 
Zimmermanns Ausländergesetzent­
wurf zu kommen.

Einen Tag später verabschiedete 
der Bundesrat einen Gesetzentwurf 
zur Novellierung des Asylrechts. Die­
ser Gesetzentwurf, von der bayeri­
schen und baden-württembergischen 
Landesregierung und vom Senat von 
Westberlin eingebracht, dehnt die Be­
fugnis westdeutscher Behörden, Asyl­
anträge als "offensichtlich unbe­
gründet" abzulehnen, weiter aus und 
schreibt erstmalig eine ständige 
Überprüfung auch solcher Asylbewer­
ber vor, deren Asylanträge rechts­
kräftig angenommen wurden.

So sollen Asylanträge, die erst 14 
Tage nach der Einreise des Asylbe­
werbers gestellt werden, als "offen­
sichtlich unbegründet" abgelehnt wer­
den, es sei denn, der Asylbewerber 
bringt gewichtige Gründe für den ver­
späteten Antrag vor. Wer also z.B. 
nach der Einreise erst einmal seine 
persönlichen Verhältnisse zu regeln 
versucht und deshalb seinen Asylan­
trag erst nach drei Wochen einreicht, 
wird gleich wieder abgeschoben.

Haben sich Asylbewerber vor ihrer 
Einreise in die BRD drei Monate in ei­
nem anderen Staat aufgehalten, so 
soll künftig angenommen werden, daß 
sie dort auch Asyl gefunden haben, 

gleichgültig, ob das zutrifft oder 
nicht. Schließlich sollen Asylbewer­
ber, denen Asyl gewährt wurde, alle 
zwei Jahre, mindestens aber alle drei 
Jahre überprüft werden. Sollten die 
Ausländerbehörden dann zu der Er­
kenntnis kommen, dem früheren Asyl­
bewerber drohe nunmehr keine Ver­
folgung mehr, so kann die Asylgewäh­
rung sofort aufgehoben und die Aus­
reise angeordnet werden. Der Gesetz­
entwurf liegt jetzt dem Bundestag zur 
Beratung und Verabschiedung vor.

Der neue Asylgesetzentwurf und die 
Entscheidung der Parteivorsitzenden 
zu neuerlichen Beratungen über Zim­
mermanns Ausländergesetz sind nur 
die letzten Anzeichen dafür, daß die 
Bundesregierung und insbesondere die

Elendester Wohnstandard für Zehn­
tausende ausländischer Arbeiter: "fir­
meneigene Gemeinschaftswohnung" 

Unionsparteien bemüht sind, ihre na­
tionalistische und rassistische Kam­
pagne gegen die ausländischen Lohn­
abhängigen zu intensivieren. Bereits 
im Mai hatte das Bundeskabinett ei­
nen Gesetzentwurf über eine “Wieder­
eingliederungshilfe" für ausländische 
Lohnabhängige verabschiedet (s. Poli­
tische Berichte 12/85, S. 6). Der Ge­
setzentwurf sichert ausländischen 
Lohnabhängigen die ungekürzte Aus­
zahlung ihrer Bausparverträge bei ei­
ner Ausreise aus der BRD zu, wenn sie 
vier Jahre nach Beginn der Auszah­
lung die BRD verlassen. Der Zweck 
dieser Regelung ist der gleiche wie 
schon beim Rückkehrhilfegesetz: 
Ausländische Lohnabhängige sollen 
zur Ausreise aus der BRD veranlaßt 
werden, sobald ihre Arbeitskraft von 
den Kapitalisten verschlissen ist und 
die Gefahr besteht, daß sie bei weite­
rem Aufenthalt in der BRD mehr An­
sprüche auf irgendwelche Zahlungen 
stellen, als die Kapitalisten noch Pro­
fit aus ihnen herauspressen können.

Ebenfalls im Mai hatte das CDU- 
Präsidium beraten, ob ein neues Rück­
kehrhilfegesetz vorgelegt werden sol­
le. "In der Debatte“, so CDU-Sprecher 
Thiesenhausen, sei gewesen, ausländi­
schen Lohnabhängigen eine “Kapitali­
sierung" ihres Arbeitslosengeldan­
spruchs anzubieten. Nach der Formel 
“durchschnittliche Dauer der Arbeits­
losigkeit =7 Monate, durchschnittli­
cher monatlicher Arbeitslosengeldan­
spruch = 1 500 DM, macht ca. 10000 
DM" sollte ausländischen Lohnabhän­
gigen die Zahlung von 10000 DM ange­
boten werden, wenn sie sofort nach ih-

Unzureichende Wohngeld- 
Erhöhung beschlossen

Der Bundestag hat am 20.6.85 jgegen 
die Stimmen von SPD und GRÜNEN 
eine unzureichende Wohngelder­
höhung beschlossen, die am 1.1.86 in 
Kraft treten soll. Zwar soll sich das 
durchschnittliche Wohngeld von 110 
auf 152 DM erhöhen, indem die Miet­
höchstbeträge und Einkommensgren­
zen um 20% angehoben werden. Aber 
diese Erhöhungen werden weder dazu 
führen, daß die gegenüber 1975 immer 
weiter abgesunkene Zahl der Wohn­
geldempfänger den Stand von 1975 er­
reicht, noch werden die Wohngeldzah­
lungen von Bund und Land den Wert 
von 1975 erreichen. Die Bundesre­
gierung zielt mit der Wohngelderhö­
hung vor allem auf die Familien mit 
Kindern und die Förderung mehrerer 
Generationen unter einem Dach, für 
die besondere Erhöhungen geplant 
sind. Damit wird die Politik seit Mitte 

der 70er Jahre fortgesetzt, die eine 
relative Verschlechterung der kleinen 
Haushalte zugunsten derjenigen mit 
Kindern verwirklichte. Fazit: Die so­
genannte Subjektförderung (Wohn­
geld) wird real weiter abgebaut. Dafür 
wird der soziale Wohnungsbau auch 
offiziell immer mehr beseitigt. 
- (jeb)

Geißler mit "erfreulichen 
Nachrichten aus Bonn"

Der CDU-Generalsekretär als Trick- 
Rechner in der Bild-Zeitung: “Zum 1. 
Juli wird die Sozialhilfe um 8% erhöht; 
alleinstehende Frauen mit Kind be­
kommen sogar 20% zusätzlich." 
Christliche Barmherzigkeit gegen­
über den Allerärmsten? Nicht einmal 
Alleinstehende mit Kind oder Rentner 
erhalten durch einen 20%-Zuschlag 
die von den Wohlfahrtsverbänden ge­
forderten 30% mehr Sozialhilfe. Im 
übrigen wird der Bezug zu den Lebens­
haltungskosten beseitigt und stattdes­

sen "Abstand zu den niedrigsten Löh­
nen" hergestellt: Die Einkommens­
grenze, unterhalb der Sozialhilfe ge­
zahlt werden muß, wird jetzt um 3% 
erhöht und ab 1987 jährlich an das 
Durchschnittseinkommen (das seit 
Jahren unter der Inflationsrate 
wächst) angepaßt. Zudem haben sich 
die Länderminister auf einen neuen 
"Warenkorb“ geeinigt — welche Le­
bensmittel künftig für Sozialhilfe­
empfänger entfallen, muß noch genau 
geprüft werden. — (alk)

Daimler expandiert 
nach Mexiko

Am 19.6. teilte die Daimler-Benz AG 
mit, sie habe 49% des Kapitals eines 
Unternehmens in Mexiko erworben. 
Dort sollen die Lohnabhängigen künf­
tig Dieselmotoren, Lkw, Sattelschlep­
per und Omnibusteile nach Daimler- 
Lizenzen für den mexikanischen und 
den US-Markt fertigen. Die mexikani­
schen Arbeiter haben so einen auslän-
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Eine energische Gegenpropaganda gegen den von der Regierung geschürten Na­
tionalismus und Rassismus gegen die ausländischen Arbeiter und eine Propa­
ganda für die Abschaffung aller Sondergesetze gegen ausländische Arbeiter 
sind nötig, um der Kampagne der. Reaktion entgegenzutreten.

rer Entlassung durch einen Kapitali­
sten "die Fliege machen", so wörtlich 
der CDU-Sprecher. Am 1. Juni melde­
te die "FAZ", das CDU-Präsidium 
wolle diese Absicht vorläufig nicht 
weiter-verfolgen: "Dafür dürfte aus­
schlaggebend sein, daß die letzte Ak­
tion zwar den Arbeitsmarkt entlastet, 
aber die Rentenversicherung stark be­
lastet hat. Auch fürchtet man im Ar­
beitsministerium, daß eine Kapitali­
sierung des Arbeitslosengeldes ... die 
Arbeitslosenversicherung ... aber­
mals in finanzielle Schwierigkeiten 
bringen (wird)".

Bemerkenswert daran ist, daß schon 
das erste Rückkehrhilfegesetz auf 
eine Idee der Regierung Schmidt zu­
rückging. Auch wenn jetzt ein zweites 
Gesetz vorerst zurückgestellt wurde: 
Offensichtlich sucht die CDU nach 
Möglichkeiten der Verschärfung der 
Ausländerunterdrückung, die insbe­

sondere von den SPD-regierten Bun­
desländern mitgetragen wird.

Inoffiziell ist von der CDU noch ein 
weiterer Grund zu erfahren, warum 
die Beratungen über ein neues Rück­
kehrhilfegesetz zurückgestellt wur­
den: Die neuesten Ein- und Auswande­
rungszahlen vom 1. Quartal 1985 wer­
den erst Mitte Juli vorliegen. Diese 
Zahlen aber will die CDU abwarten. 
1984 haben über 545000 Ausländer die 
BRD verlassen, darunter allein 
213480 Türken. Da gleichzeitig 
331140 Ausländer in die BRD einrei­
sten, sank die Zahl der Ausländer in 
der BRD um 213000, die der Türken 
um 180000. Sollte diese durch die un­
erträglichen Lebensverhältnisse und 
den ständig zunehmenden Druck auf 
die Ausländer erzwungene "Ausreise­
welle" anhalten, so bestehe auch kein 
Bedarf nach einem neuen Rückkehr­
hilfegesetz. Falls nicht, treffen noch 

Mitte Juli Politiker von CDU und CSU 
erneut zu einer Beratung über die 
Ausländerpolitik zusammen. Gut 
möglich ist also, daß die Unionspartei­
en dann schlagartig eine neue Presse­
kampagne gegen die "Belastung der 
Arbeitslosenversicherung durch Aus­
länder" und für ein neues Rückkehrhil­
fegesetz beginnen.

Begleitet wird diese Aktivität der 
Bundesregierung von einem neuerli­
chen Aufblühen rassistischer Propa­
ganda. So finden die reaktionären 
Thesen des Regensburger Professors 
Schröder, der 1983 unter der Losung 
"Strafen zum Heimattarif" eine dra­
stische Verschärfung des Strafmaßes 
gegen ausländische Lohnabhängige 
propagiert hatte, inzwischen auch in 
der sogenannten Fachpresse Beifall. 
Inder gerade erschienenen Nr. 22 der 
"Neuen Juristischen Wochenschrift" 
werden Schröders Vorschläge von ei­
nem Dr. Stefan Grundmann aus Hei­
delberg ausdrücklich unterstützt. 
"Wenn schon Türken andere Sitten, 
andere Mentalität und Auffassungen 
haben als Deutsche, so ist auch das auf 
sie zugeschnittene Recht im Zweifel 
das für sie angemessenste", meint Dr. 
Grundmann. Schröders und Grund­
manns Thesen laufen aut eine Wieder­
belebung völkischer und damit faschi­
stischer Strafrechtsgrundsätze hin­
aus, wie dem berüchtigten Rechts­
grundsatz von "Jedem das Seine", der 
schon KZ-Lagertore schmückte. 
Grundmann kommt in seinem neuen 
Aufsatz am Ende zu dem Schluß, daß 
die Einführung türkischer Strafmaße 
für türkische Lohnabhängige in der 
BRD sei eine "ideale Ergänzung ... im 
deutschen Strafrecht".

Gegenüber dieser reaktionären 
Kampagne ist es von Bedeutung, daß 
das DGB-Vorstandsmitglied Siegfried 
Bleicher kürzlich erstmals ausdrück­
lich dazu aufgerufen hat, das von Zim-

dischen Ausbeuter mehr, die Lohnab­
hängigen bei der Lkw-Fertigung von 
Daimler in der BRD werden künftig 
durch den Verweis auf mexikanische 
Löhne unter Druck gesetzt werden — 
mexikanische Automobilarbeiter ver­
dienten 1983 gerade 5,19 DM. — (rül)

CDU, CSU, FDP für Verschär­
fung der Unterdrückung

Die Vorsitzenden von CDU, CSU und 
FDP, Kohl, Strauß und Bangemann, ei­
nigten sich bei ihrem Treffen am 13.6. 
darauf, das Demonstrationsrecht, die 
Polizei- und Geheimdienstgesetze und 
der Überwachungs- und Registrie­
rungsmaßnahmen zu verschärfen. Das 
Versammlungs- und Demonstrations­
recht soll folgende Änderungen ent­
halten: Künftig soll mit Freiheitsstra­
fe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe 
bedroht werden, wer in "einer gewalt­
tätigen Menschenmenge" "Schutzwaf- 
fen" wie z.B. Helme trägt oder sich 
dort vermummt aufhält. Personalaus­

weis- und Paßgesetz sollen im Herbst 
1985 verabschiedet werden, die Ände­
rungen am Bundesverfassungsschutz­
gesetz, MAD-Gesetz und der Gesetze 
über die Zusammenarbeit der Länder­
verfassungsschutzbehörden sowie das 
Gesetz über ein zentrales Verkehrsin­
formationssystem sollen im Herbst 
eingebracht und bis zu den Wahlen 
1987 verabschiedet werden. Die Neu­
fassung des Musterentwurfs für Lan­
despolizeigesetze und die Neufassun­
gen des BKA-Gesetzes wie des BGS- 
Gesetzes sollen vorangetrieben, aber 
nicht mehr bis 1987 verabschiedet 
werden. — (uld)

Kiechle als Bauernfreund 
gerettet und EG gestärkt

Die Bilder waren beeindruckend: 
Landwirtschaftsminister Kiechle 
stand mit kämpferischer Miene vor 
der Kamera. "Nationale Interessen" 
der BRD seien gefährdet, wenn die 
Europäische Gemeinschaft die Ge­

treidepreise senken würde. Er habe 
gegenüber seinen europäischen Mini­
sterkollegen ein Veto einlegen müs­
sen. Jeder sollte glauben, die Union 
habe sich die vielen Protestversamm­
lungen und Aktionen der Bauern zu 
Herzen genommen, wenn auch viel­
leicht nur, weil sie wieder Wähler mo­
bilisieren muß. Allerdings nur wenige 
Tage danach setzte sich die EG-Kom­
mission über das Veto Kiechles hinweg 
und verfügte, daß die staatlichen Ein­
kaufsstellen demnächst 1,8 Prozent 
weniger für das Getreide zahlen. Die 
Bundesregierung ist gleich doppelt aus 
dem Schneider: Ihr Landwirtschafts­
minister ist als Kämpfer für Bauernin­
teressen wählbar erhalten, und die 
EG-Kommission hat einen Musterfall 
geschaffen: Die BRD hat als schein­
bares Opfer den von ihr schon lang ge­
wünschten Mehrheitsentscheid in der 
EG auch gegen den Widerspruch be­
troffener Länder durchgesetzt. Ein 
Trick, typisch für Kohl. — (alk)
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habe an, um sie per Rechtsverordnung stets dahin zu verschieben, wo die Kapitalisten "Bedarf" anmelden.

mermann geplante Ausländergesetz 
zu verhindern. Bleicher ist im DGB- 
Vorstand für ausländische Lohnabhän­
gige zuständig und eher berüchtigt für 
seine staatstragende Geduld, mit der 
er der reaktionären Ausländerpolitik 
gewöhnlich begegnet. Am 30. Mai 
meldete der DGB-Pressedienst, Blei­
cher habe auf einer Veranstaltung in 
Alfeld erklärt, "die Landtagswahler­
gebnisse dürften ... nicht zur Mor­
gendämmerung einer reaktionären 
Ausländerpolitik werden." Weiter 
heißt es: "Nur über die .Mobilisierung 
der demokratischen Öffentlichkeit 
werde ein neues Ausländergesetz zu 
verhindern sein, das mehr zur Rück­
kehrnötigung beitrage, als es die Inte­
gration der ausländischen Arbeitneh­
mer und ihrer Familienangehörigen in 
Staat und Gesellschaft fördere."

Für die politische Opposition 
schafft diese Erklärung Bleichers An­

satzpunkte, um in den Gewerkschaf­
ten auf eine energischere Gegenpro­
paganda und auf Aktionen gegen die 
Ausländerpolitik der Regierung zu 
drängen. Insbesondere, wo die Unions­
parteien offensichtlich nach Wegen 
suchen, die Unterdrückung der auslän­
dischen Lohnabhängigen mit Maßnah­
men und Gesetzen zu vertiefen, denen 
auch die SPD in der Vergangenheit zu­
gestimmt hat bzw. die die SPD in den 
von ihr regierten Bundesländern selbst 
betreibt.

Um diese Absicht zu durchkreuzen, 
ist deshalb auf Seiten der politischen 
Opposition vor allem zweierlei nötig: 
eine energische Gegenpropaganda ge­
gen Nationalismus und Rassismus, und 
eine Einigung insbesondere in den Ge­
werkschaften auf die gegenüber der 
Ausländerpolitik der Reaktion zu ver­
folgenden Grundsätze. Der wichtigste 
dieser Grundsätze muß sein: Sämtli­

che Sondergesetze gegen die ausländi­
schen Lohnabhängigen sind Gesetze 
gegen die Lohnabhängigen insgesamt, 
verstärken die Unterdrückung und 
Spaltung der Lohnabhängigen in der 
BRD. Sämtliche Sondergesetze gegen 
die ausländischen Lohnabhängigen ge­
hören abgeschafft, und jede Bestre­
bung, die sich gegen einzelne dieser 
Sondergesetze richten, wie etwa der 
Widerstand christlicher Kreise gegen 
eine Einschränkung der Familienzu­
sammenführung, muß unterstützt 
werden.
Quellenhinweis: FAZ, 1.6. und 15.6.; 
FDP-Pressedienst über das Ergebnis 
des "Dreiergipfels", 13.6.; Neue Juri­
stische Wochenschrift 22/85, S. 
125if.; Bundesratsdrucksachen 99/85 
und 100/85; DGB- Pressedienst vom 
30.5.; Zeitschrift für Ausländerrecht 
und Ausländerpolitik, Nr. 4/84 und 
1/85 — (rül)

Höhere Militärhilfe 
an die Türkei?

Ende Mai haben Verhandlungen zwi­
schen der Bundesregierung und der 
türkischen Regierung über die Mili- 
tärhilfe der BRD für die Türkei begon­
nen. Das meldete am 30.6. die türki­
sche Zeitung "Cumhurriyet". Auf 
westdeutscher Seite werden die Ver­
handlungen von Staatssekretär Lothar 
Rühl vom Verteidigungsministerium 
geführt. "Cumhurriyet" vom 30.6. ist 
auch zu entnehmen, daß die Türkei 
eine Erhöhung der westdeutschen Mi­
litärhilfe beantragt hat. Seit Anfang 
der 60er Jahre zahlt die BRD Militär­
hilfe an die Türkei, zuletzt jährlich 
130 Mio. DM. Die BRD hat dadurch ih­
ren Einfluß auf die Türkei und insbe­
sondere auf das türkische Militär be­
ständig ausgeweitet. Heute stammen 
große Teile der schweren Waffen der 
türkischen Armee aus westdeutscher 
Produktion. Erst vor wenigen Tagen 

bewilligte die Bundesregierung die 
erstmalige Lieferung von Leopard-Il- 
Panzern in die Türkei. Die Bundesre­
gierung wird also den türkischen 
Wunsch "wohlwollend" prüfen — um 
die Stellung der türkischen Militärs 
weiter zu sichern, vor allem aber, um 
ihren eigenen Einfluß in der Türkei 
und im Nahen Osten weiter auszubau­
en, -(rül)

Wörner bekräftigt 
Wehrdienstverlängerung

Die Bundeswehr habe "ausreichend 
Geld, um den Ubungsbetrieb zu ver­
stärken ... Die Zahl der Längerdie­
nenden ist um 11 500 gestiegen. Die 
Bundeswehr hat heute die beste Un­
teroffizierslage in ihrer Geschichte. 
Das beginnt sich langsam im Tages­
und Übungsbetrieb auszuwirken. Das 
verbesserte Reservistenkonzept trägt 
erste Früchte." Feststellungen von 
Verteidigungsminister Wörner bei der 
Vorlage seines neuen Weißbuchs am 

19. Juni. Zugleich kündigte Wörner 
eine baldige Entscheidung der Bundes­
regierung über den Gesetzentwurf zur 
Verlängerung des Wehrdienstes von 15 
auf künftig 18 Monate an. Diese Wehr­
dienstverlängerung sei "die entschei­
dende Aufgabe für die kommenden 
Jahre", betonte er. Das stimmt. Ge­
lingt der Bundesregierung die Verlän­
gerung der Wehrdienstpflicht, so wäre 
das auch eine schwere Niederlage für 
die politische Opposition gegen den 
westdeutschen Expansionismus. — (rül)

BRD-EG-Ini tia tive 
gegen Terror erfolgreich 

Bei einem Bombenanschlag am Mitt­
woch, den 19.6., kamen in der Ab­
flughalle des Frankfurter Flughafens 
drei Menschen ums Leben, es gab 
zahlreiche Verletzte. Täter und Hin­
tergründe sind noch unklar. Trotzdem 
steht für Innenminister Zimmermann 
schon fest, es müssen Ausländer ge­
wesen sein! Weitere Bombendrohun-
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Schlesiertreffen
Kriegsmobili sierung 

gegen Osten

Bundeskanzler Kohl hatte Ende letz­
ten Jahres auf die Änderung des 
Schlesiermottos gedrängt. "Schlesien 
bleibt unsere Zukunft im Europa frei­
er Völker" wurde daraufhin als Motto 
des diesjährigen Schlesiertreffens 
festgelegt. Viele meinten damals, daß 
durch den Europagedanken, der in der 
neuen Losung enthalten war, eine Ab­
kehr vom offenen Nationalismus und 
Revanchismus erreicht wurde. An die­
sem Irrtum knüpfte Kohl in seiner Re­
de auf dem Schlesiertreffen an, ver­
zichtete keineswegs auf nationale An­
sprüche gegen die DDR, Polen und die 
Sowjetunion, wollte aber in der Öf­
fentlichkeit moderat erscheinen:

"Und ich sage noch einmal: Die 
Deutsche Frage soll und kann nur im 
Einverständnis mit allen Nachbarn, 
auch mit dem polnischen Volk, gelöst 
werden. Denn sie war und bleibt die 
europäische Zentralfrage." (1)

Gerade diese Aussage wurde in 
zahlreichen Fernsehsendungen ge­
bracht und das Geschrei reaktionärer 
und faschistischer Kräfte gezeigt. 
Daraufhin kommentierte die Presse 
Kohls Auftritt wohlwollend: Kohl ha­
be den inneren Frieden wieder herge­
stellt und klargelegt, daß Gewalt kein 
Mittel zur Lösung der deutschen Fra­
ge sein kann. Dieser verbreitete 
Schein trügt. Kohl hat Bedingungen 
gestellt: "Im Einverständnis" soll die 
offene Deutsche Frage gelöst werden. 
Das setzt aber voraus, daß die osteu­
ropäischen Staaten schon einmal "ein­
verstanden" sind, daß sie wirklich of­
fen ist. Kohl will die "Freiheit für die 
Europäer, die jenseits der Trennungs­
linie zwischen Ost und West leben", 

erpressen. Die nötigen Gewaltmittel 
sind vorhanden: Die stationierten Mit­
telstreckenraketen und die militäri­
sche Überlegenheit der NATO. Schon 
ihre Stationierung ist aggressiv. Theo 
Waigel von der CSU beschrieb auf dem 
Schlesiertreffen, wie "Einverständ­
nis" abgepreßt werden kann:

"Entscheidende Änderungen in un­
serem Sinne werden erst dann möglich 
sein, wenn sich die kommunistischen 
Systeme in ihren Strukturen ändern. 
Dafür gibt es begründete Erwartun­
gen: Osteuropa ist gezwungen, bei der 
Entwicklung von Wissenschaft, Wirt­
schaft und Technik den Anschluß an 
den Westen nicht zu verlieren. Die to­
talitären Staaten werde mit uns nur 
Schritt halten können, wenn sie ihre 
Wirtschaftsordnung und damit ihre 
Gesellschaftsordnung ändern. Solche 
Entwicklungen sind nicht mehr aufzu­
halten." (2)

Kohls Politik der Erpressung weckt 
das Interesse der Faschisten und be­
wirkte, daß der Vorsitzende der Schle­
sischen Landsmannschaften und Ver­
einigung der Ost- und Mitteldeutschen 
in der CDU/CSU, Herbert Hupka, 
nachdem Schlesiertreffen diese Poli­
tik weiterspann und eine "Destabili­
sierung Osteuropas" forderte. Der 
"Kölner Stadt-Anzeiger" berichtet: 
"Hupka hat sich für eine Destabilisie­
rung der DDR und der anderen kom­
munistisch beherrschten Staaten in 
Osteuropa ausgesprochen. Auf einer 
Bundestagung seiner Organisation er­
klärte Hupka am Freitag, diese Desta­
bilisierung sei allerdings 'nur verbal, 
moralisch, rechtlich und politisch ge­
meint'." (3)

Die Politik der "Destabilisierung" 
war vor zweiten Weltkrieg fester Be­
standteil der Kriegsvorbereitungen 
und ist dem direkten militärischen 
Überfall vorgelagert, um den Gegner 
zu schwächen und womöglich hand­

lungsunfähig zu machen. Mit Europa, 
mit der EG können die osteuropäi­
schen Staaten am wirksamsten er­
preßt, gefügig gemacht und einver­
leibt werden, deshalb die Änderung 
des Mottos. Gleichzeitig hat Kohl 
deutlich zu verstehen gegeben, daß 
die BRD einen besonderen Anspruch in 
Europa auf die DDR, aber auch auf 
Polen hat: "In dieser alten Heimat le­
ben auch heute noch deutsche Lands­
leute ... Es gibt Volksgruppen. Wir 
sind ihre Sachwalter."

Das Schlesiertreffen war geplante 
Kriegsmobilisierung der Regierung, 
dem über 100000 Leute folgten. Die 
reaktionäre Hetze und die besonders 
intensive Mobilisierung der Faschi­
sten, die in dem Ausmaß neu war, hat 
viele Leute keineswegs abgeschreckt. 
Die Beteiligung war genauso groß wie 
beim letzten Schlesiertreffen. 
Quellenhinweis: (1) Bulletin der Bun­
desregierung vom 20.6.85; (2) Gruß­
wort des Vorsitzenden der CSU-Lan- 
desgruppe im Deutschen Bundestag, 
Dr. Theo Waigel am 14. Juni in Hanno­
ver; (3) Kölner Stadt-Anzeiger vom 
22-/23.6.85 — (jöd, gec)

Krankenpflegeausbildung
Nach der Qualität soll 
die Vergütung sinken

Am 1.9.85 tritt das neue Kranken­
pflegegesetz in Kraft. Damit ist das 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) für die­
sen Bereich völlig ausgeschaltet. Das 
heißt u.a.: sechs Monate und mehr 
Probezeit; Ausschluß von der Ausbil­
dung bei Überschreitung einer 
Höchstfehlzeitenquote (eingerechnet 
wird auch z.B. Jugendvertreterar­
beit); volle drei Jahre Ausbildung 
(nicht die bestandene Prüfung be-

gen sollen gegen den Flughafen und 
Banken eingegangen sein, die Kontrol­
len wurden verschärft. Die Innenmini­
ster der EG-Staaten haben die Verun­
sicherung und entsprechende ideologi­
sche Lage genutzt, um Verschärfun­
gen der politischen Strafverfolgung 
auf EG-Ebene anzukündigen und be­
schlossen, die Schikanen gegen uner­
wünschte Ausländer zu vermehren. 
Eine gegenseitige Information über 
die Verweigerung von Sichtvermer­
ken, Zurückweisung, Ausweisung oder 
Einreiseverweigerung wurde verein­
bart. Eine Kommission aus Leitern der 
kriminalpolizeilichen Zentralstellen 
der Länder soll zusätzlich eingerich­
tet werden, um Vorschläge für die 
Ausweitung der Zuständigkeiten der 
Vereinigung der Sicherheitsexperten 
auszuarbeiten (Störung der öffentli­
chen Ordnung, schwere Gewaltver­
brechen, international organisierte 
Verbrechen). Beide Vorschläge mach­
te die BRD. - (düb)

40000 Studenten beteiligten sich am 15.Juni in Bonn an der VDS-Demonstration 
gegen die Novellierung des Hochschulrahmengesetzes. Die Kundgebung war 
von SPD-Rednern bestimmt. Der bildungspolitische Sprecher der SPD Kuhl­
wein: "Die SPD werde alles tun, um im Bund und den Ländern eine solche Novel­
lierungs-Entscheidung rückgängig zu machen." Ein Vertreter der GRÜNEN 
warnte vor der "Gefahr, daß die SPD die Studenten vor ihren Karren spannt". 
Allerdings ist die Kritik der GRÜNEN an der Novelle schwach. — (chf)



Seite 8 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Politische Berichte 13/85

stimmt das Ende).
In den laufenden Manteltarifver­

handlungen für Auszubildende in der 
Krankenpflege (MTV-A) hat die Ju­
gendtarifkommission der ÖTV ihren 
Schwerpunkt darauf gelegt, wenig­
stens einige Grundsätze des BBiG 
durchzusetzen:

— qualifizierte Ausbilder für die 
praktische Unterweisung,

— keine Überstunden, Bereit­
schaftsdienst oder Rufbereitschaften 
sowie Arbeit über den ganzen Tag (ge­
teilte Dienste),

— einen Studientag pro Monat zur 
Unterrichtsvor- und -nachbereitung,

— fünf Tage Freistellung vor der 
Abschlußprüfung.

Statt über diese Forderungen zu 
verhandeln, erklärten die Vertreter 
von Bund, Ländern und Kommunen auf 
der letzten Sitzung am 29./30. Mai, 
daß ab sofort "nur noch die Leistung 
der Schüler als Arbeitskraft" vergütet 
werden könne. Das neue Krankenpfle­
gegesetz gehe zwar von einer 20%igen 
Leistung aus (für je fünf Schüler wird 
eine Planstelle gestrichen), doch soll­
te die Absenkung "nur" auf die Höhe 
der sonst im öffentlichen Dienst ge­
zahlten Ausbildungsvergütungen er­
folgen. Das hieße z.B. für einen Kran­
kenpflegeschüler im dritten Ausbil­
dungsjahr statt 1157,64 DM nur noch 
684,22 — ein Verlust von 470 DM.

Mit der Kündigung der Anlage ia/ib 
zum BAT war es Zimmermann im 
letzten Jahr gelungen, Kürzungen im 
(insbesondere gehobenen und höheren) 
Beamtenbereich auf die Angestellten 
im öffentlichen Dienst zu übertragen. 
Eine Absenkung der Ausbildungsver­
gütungen soll eine weitere Flanke im 
Angriff auf das allgemeine Lohnni­
veau eröffnen.

Schon vor den Ende Dezember an­
stehenden Tarif auseinandersetzungen 
trete nach Ansicht des Dienstherren 
ein tarifloser Zustand ein, da sich der 
bestehende Manteltarifvertrag auf 
das auslaufende Krankenpflegegesetz 
direkt bezöge. Werde also keine Eini­
gung über einen neuen MTV-A erzielt, 
würden die Kürzungen über Einzelar­
beitsverträge für die neu beginnenden 
Krankenpflegeschüler durchgesetzt.

Sollte dies gelingen, wäre Zimmer­
mann Tür und Tor geöffnet, noch ent­
schiedener seine Pläne zur Absenkung 
der Eingangsvergütungen in den er­
sten drei bis vier Berufsjahren zu be­
treiben. Der Geschäftsführende 
Hauptvorstand der ÖTV ist von der Ju­
gendtarifkommission aufgefordert
worden, die Verhandlungen abzubre­
chen, falls die Vergütungen nicht Be­
standteil der Tarifverhandlungen blie­
ben. Auch sei durch die 1984 auf dem 
10. Gewerkschaftstag verabschiede­
ten tarifpolitischen Grundsätze (An­
trag 515) als konkretes Ziel eine exi­
stenzsichernde Ausbildungsvergütung 
gefordert und ein Hinnehmen von Ver­
gütungsabsenkungen grundsätzlich 
ausgeschlossen /orden. — (frw)

Hinterbliebenenrenten

Reaktionäres Gesetz / SPD-Antrag 
gescheitert / Reform-Antrag der GRÜNEN

Der von Blüm im letzten Herbst vor­
geschlagene Weg der Reform der Hin­
terbliebenenversicherung und zur Ein­
führung von Kindererziehungszeiten 
in der Rentenversicherung ist am
21.6.85 von der Bundestagsmehrheit 
der Koalition in dritter Lesung abge­
segnet worden. Das Gesetz
- führt den aus der Sozialhilfe be­

kannten Grundsatz der Nachrangig­
keit von Rentenversicherungsleistun­
gen gegenüber anderen "Erwerbs­
oder Erwerbsersatzeinkommen" ein. 
Auf die Hinterbliebenenrentenansprü­
che von verwitweten Männern oder 
Frauen wird deren eigenes Einkom­
men zu 40% angerechnet, soweit es 
gegenwärtig 900 DM übersteigt. W. 
Kannegießer, Arbeitgebervertreter in 
der Sozialversicherung, nannte es nur 
eine Frage der Zeit, "daß auch Versi­
chertenrenten gekürzt werden, wenn 
anderweitig Einkommen vorhanden 
ist."

— schont Einkünfte aus Vermögen 
und Kapital: sie fallen nicht unter die 

anrechnungsfähigen Einkommen. Wei­
ter: Ausgrenzung der "betrieblichen 
Altersversorgung" als steuergünstige 
Kapitalsammelstelle. Und die Lebens­
versicherungskapitalisten können dar­
auf verweisen, daß der begünstigte 
Hinterbliebene keine Minderung sei­
ner Sozialversicherungsansprüche 
durch seine Lebensversicherungsan­
sprüche erfahrt.

Daß dieses Gesetz im Gegensatz zu 
Blüms und anderer Beteuerungen kei­
neswegs aus finanzieller Not geboren 
ist, beweist die Ausdehnung seiner 
Anrechnungsvorschriften auf die Un­
fallversicherung und damit die weite­
re Einschränkung der Haftungspflicht

der Kapitalisten.
Zusammengefaßt: Wer abhängig be­

schäftigt so viel verdient, daß die 
Frau nicht arbeiten braucht und auch 
Vermögen gesammelt werden kann, 
braucht so oder so im Hinterbliebe­
nenfalle wegen dieser Neuregelung 
nichts befüchten. Wer als Rentner so 
wenig hat oder zu erwarten hat, daß es 
zum Leben nicht reicht, aber zum 
Sterben zuviel ist, hat nicht nur keine 
Besserung zu erwarten, sondern muß 
unter Umständen zahlen: dann z.B., 
wenn er oder sie als Hinterbliebene 
noch gezwungen sind, aufgrund der ei­
genen niedrigen oder fehlenden Ren­
tenansprüche die Arbeitskraft zu ver­
kaufen. Blüms (vom DGB geteilte) Be­
hauptung, daß dieses Gesetz die klei­
nen Rentner schont und "bloß Doppel­
verdiener" mit durchschnittlichen bis 
überdurchschnittlichen Löhnen oder 
Gehältern im Hinterbliebenenfalle 
begrenzt heranzieht, kann so aufgrund 
der tatsächlichen elenden Lebensver­
hältnisse als christlich-soziales Pro­

pagandamärchen schmerzlich offen­
bar werden.

Die als rentensteigernd eingeführte 
"Kindererziehungszeit" gelangt zur 
Anwendung bloß für nach dem 31.12. 
1920 geborene Mütter oder Väter, 
sieht zwölf Monate als Versicherungs­
zeit bewertet mit 75% der Durch­
schnittsentgelte der Rentenversi­
cherten vor, auf die Mutterschafts­
zeiten und eigene Erwerbstätigkeit 
angerechnet werden, kann so renten­
steigernd bis zu ca. 25 DM je Kind wir­
ken und berührt die gegenwärtigen 
Renten fast gar nicht. Eine besondere 
Gemeinheit: Die Erziehungszeit wird 
bloß berücksichtigt bei "deutscher"
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Rentenreform: An­
trag der GRÜNEN

"Der Bundestag möge beschließen:
1. Die Verhinderung der Altersar­

mut, die Gleichstellung der Frauen 
im Rentenrecht und die Vereinheitli­
chung der Alterssicherungssysteme 
erfordert eine langfristig angelegte, 
grundlegende Rentenreform. Einen 
Einstieg stellen die folgenden, kurz­
fristig möglichen Lösungsschritte 
dar:
a) Durch eine sukzessive Anhebung 
der Gesamteinkommen von Rentner­
haushalten auf mindestens 1 000 DM 
pro Person durch die gesetzliche 
Rentenversicherung und durch die 
Einbeziehung von Gruppen in die ge­
setzliche Rentenversicherung, die 
bislang ohne Anspruch sind, ist das 
Problem der grassierenden Altersar­
mut anzugehen.
b) Parallel dazu ist das Beitragsvolu­
men der gesetzlichen Rentenversi­
cherung durch die schrittweise Ein­
beziehung der Beamten, Selbständi­
gen und Freiberufler deutlich auszu­
weiten, wodurch die sukzessive An­
hebung der niedrigen Alterseinkom­
men auf das Niveau der künftigen 
Grundrente finanzierbar ist. Pensio­
nen und Renten oberhalb der künftig 
geltenden, höchstmöglichen Ge­
samtversorgung aus Grund- und Zu­
satzrente werden in der Übergangs­
zeit eingefroren.
c) Kindererziehungszeiten in Höhe 
von mindestens 3 Jahren pro Kind für 
alle Rentnerinnen und Rentner, d.h. 
also auch für die jetzigen Rentnerin­
nen, sind einzuführen und mit dem 
Durchschnitt der rentenversiche­
rungspflichtigen Einkommen zu be­
werten.
d) Der Bundeszuschuß an die gesetz­
liche Rentenversicherung ist sofort

oder spätestens in Teilschritten inner­
halb von drei Jahren auf mindestens 
30% der Rentenausgaben anzuheben, 
um die nicht beitragsgedeckten, soge­
nannten ’Fremdleistungen1 zu finan­
zieren.
e) Für Erwerbslose ist die volle Bei­
tragszahlung der Bundesanstalt für 
Arbeit an die gesetzliche Rentenver­
sicherung wiederherzustellen.
f) Um dem Anspruch des Bundesver­
fassungsgerichts auf eine Gleichstel­
lung von männlichen und weiblichen 
Hinterbliebenenrentenempfänger/in- 
nen kurzfristig zu genügen, ist eine 
formale Gleichstellung von Witwern 
und Witwen ausreichend. Männern und 
Frauen würde bei Tod des Ehegatten 
eine bedingte Witwen- und Witwer­
rente als zeitlich befristete Uber- 
gangslösung zuerkannt. Eine solche 
Ubergangslösung hat den Vorteil, daß 
sie von Anfang an auf Revision ange­
legt ist.

2. Eine grundlegende Rentenreform 
muß allen alten Menschen unabhängig 
von ihrer früheren Position im Er­
werbsleben ein auskömmliches Leben 
frei von Armut und materieller Unsi­
cherheit garantieren. Sie muß daher 
zum einen auf die Einfühung einer 
steuerfinanzierten Grundrente in Hö­
he von mindestens 1 000 DM im Mo­
nat, jährlich dynamisiert, hinführen, 
die jede/r/m deutschen Staatsbürger 
/in und allen Ausländer/inne/n mit 
Niederlassungsrecht zusteht. Die 
Grundrentenberechtigung hat mit 
dem 60. Lebensjahr zu beginnen. 
Oberhalb der Grundrente wird eine 
obligatorische Zusatzrente konzi­
piert, die sich allein aus Beiträgen der 
Erwerbstätigen finanziert und deren 
Rentenleistungen beitragsbezogen 
sind. Die Zusatzrente stellt in dieser 
Rentenreformperspektive eine
Pflichtversicherung für alle Erwerbs-

Seit mehreren Jahren treten die 
"Grauen Panther" mit Aktionen für 
die Grundrente ein

tätigen dar, einschließlich der Selb­
ständigen, Beamten und Landwirte."

Aus der Begründung: "Der Unter­
schied der grünen Rentenreformplä­
ne zu den Vorschlägen von Wirt­
schaftsminister Bangemann oder 
dem CDU-Politiker Biedenkopf, die 
beide ebenfalls eine steuerfinanzier­
te Grundrente in die Diskussion ge­
bracht haben, zeigt sich deutlich bei 
einem Vergleich der vorgeschlage­
nen Beträge. Während die Wirt­
schaftsliberalen überdas Niveau der 
Sozialhilfe nicht hinausgehen wol­
len, fordern die Grünen eine Grund­
rente, die Altersarmut abschafft. 
Der zweite Unterschied, der vor al­
lem Gewerkschafter gegen die Ideen 
dieser Politiker aufbrachte, liegt in 
der Absicht, die gesetzliche Alters­
vorsorge einzuschränken, also den 
Rückzug des Staates aus der Alters­
versicherung einzuleiten. Dem set­
zen die Grünen die gesetzliche Zu­
satzversicherung entgegen."

Umgebung in den ersten 12 Monaten. 
Zwar sind Ausnahmen für Missionare 
und anderes Imperialistenpersonal be­
rücksichtigt, aber eine türkische Ar­
beiterin z.B., die sich für Siemens 
krumm geschuftet und ihre in der Tür­
kei geborenen Kinder nachgeholt hat, 
hat keine Erziehungszeit zu beanspru­
chen, wenn sie Rente beantragt.

Der Versuch der SPD, diesem Ge­
setz mit der Vorlage des im letzten 
Jahrzehnt entwickelten "Teilhabemo­
dells" in Verbindung mit einer schon 
hier vorgestellten Strukturreform 
(u.a. "demographischer Faktor" in der 
Rentenformel) zu begegnen, hat sich 

— wie absehbar— nicht als Alternative 
zu den Regierungszielen erwiesen. 
Die Hinterbliebenenrente selbst in 
Höhe von 70% der Versicherungsan­
sprüche beider Ehegatten hätte zwar 
den Witwern keine Nachteile ge­
bracht, weil die eigene Versicherten­
rente garantiert werden sollte, jedoch 
schon bei kleineren eigenen Renten­

ansprüchen der Frauen hätte sich ihre 
Gesamtversorgung als Witwe auch bei 
diesem Modell verschlechtert.

Die GRÜNEN haben mit nebenste­
hendem Antrag erstmals ihre bisher 
diskutierten Vorstellungen als Ge­
setzentwurf vorgelegt. Unterstüt­
zenswerte Zielsetzungen sind: Bean­
spruchung einer Grundversorgung; 
Gewährleistung darauf aufbauender 
Sozialversicherungsleistungen mit be­
grenzter Höhe; Anspruchsberechti­
gung ab dem 60. Lebensjahr; Einbezie­
hung aller Teile der Bevölkerung; Ver­
einheitlichung aller gesetzlichen So- 
zialversicherungs- und Versorgungs­
systeme. Die Aufnahme dieser Grund­
sätze in einen Gesetzantrag ist wich­
tig auch im Hinblick auf die zu den 
Bundestagswahlen 1987 angekündigte 
Auseinandersetzung um die weitere 
"Sanierung" der sozialen Rentenver­
sicherung.

Als Probleme für die Unterstützung 
dieser Zielsetzungen werden sich die 

Positionen erweisen, mit denen die 
GRÜNEN Bestrebungen konservativer 
und reaktionärer "Ordnungspolitik" 
und ihren Zumutungen gegen die lohn­
abhängig Beschäftigten auf gefährli­
che Weise nahe kommen:

— durch das teilweise Abrücken von 
der Sozialversicherung (Steuerfinan­
zierung der Grundversorgung);

— durch die These, eine bloße Umver­
teilung von Renten, Versorgungslei­
stungen und öffentlicher Sozialunter­
stützung unter ihren Empfängern sei 
ausreichend, das ganze also "bela­
stungsneutral" zu erledigen;,

— durch die vorbehaltlose Übernahme 
des sog. "Umlageverfahrens" ein­
schließlich der Nell-Breuningschen 
Theorie vom "Drei-Generationen- 
Vertrag" als Finanzierung bzw. 
Grundlage der Rentenversicherung. 
Quellenhinweis: Redemanuskripte und 
Anträge der Bundestagsdiskussion, s. 
Plenarprotokoll v. 21.6.85; FAZ v.
12.6.85 ~ (haj)
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Irland
Britische Kampagne gegen
Sinn-Fein-Ratsmitglieder

In Nordirland führen die Großbritan­
nien-treuen protestantischen Unioni­
sten gerade vor, was sie unter Demo­
kratie und "Beteiligung der katholi­
schen Minderheit am politischen Ge­
schehen" verstehen. Bei der Kommu­
nalwahl vor drei Monaten hatte Sinn 
Fein knapp 10% erreicht und eine Rei­
he von Sitzen in Stadt- und Gemeinde­
räten gewonnen, auch in Gegenden, 
die von den beiden unionistischen (d.h. 
für die Union mit Großbritannien ein­
tretenden) Parteien beherrscht wer­
den.

Unterstützt von der britischen Re­
gierung und deren Polizei, der Royal 
Ulster Constabluary, versuchen die 
Unionisten jetzt, die Sinn-Fein-Mit­
glieder in ihrer Ratsarbeit zu behin­
dern wo es geht, ganz abgesehen von 
zahllosen Morddrohungen. In Craiva- 
gon zum Beispiel ließ die unionistische 
Ratsmehrheit in den ersten beiden 
Sitzungen jeweils die beiden Sinn- 
Fein-Ratsherren per Polizei entfer­
nen, weil sie sich weigerten, an einem 
abgesonderten, extra für sie herge­
richteten Tisch zu sitzen. In der er­
sten Sitzung beschloß die unionisti­
sche Mehrheit, einen "allgemeinen 
Ausschuß" zu bilden, .der in Zukunft 
fast alle Ratsgeschäfte erledigen soll. 
In diesen Ausschuß wählte die Mehr­
heit dann den gesamten Rat — mit 
Ausnahme der beiden Sinn-Fein-Mit­
glieder.

In Cookstown, ebenfalls von Unioni­
sten beherrscht, ließ die Mehrheit zu­
sammen mit den Sinn-Fein-Ratsmit­
gliedern auch gleich die sozialdemo­
kratischen SDLP-Leute abtranspor­
tieren, weil sie sich gegen diese Art 
von Komitee-Bildung wehrten und auf 
einer ordentlichen Ratssitzung be­
standen. In Lisburn, Belfast, Moyle, 
Craivagon und Banbridge wurden Sinn 
Fein undSDLP in keinen der Ratsaus­
schüsse für Schule, Gesundheit etc. 
entsandt.

Diese Erfahrungen zwingen Sinn 
Fein und SDLP zur Zusammenarbeit. 
Die ebenfalls irisch-katholische, aber 
sozialdemokratische SDLP hatte bis­
her eine solche Zusammenarbeit ab­
gelehnt, weil Sinn Fein politisch die 
IRA unterstützt. Das ändert sich lang­
sam, aber immer noch kommt es zu 
Zwischenfällen wie in Newry und 
Mourne, wo Sinn Fein und SDLP zu­
sammen die Mehrheit haben. Ein An­
trag der Unionisten, den Polizeichef 
zu seinem Jahresbericht zu "beglück­
wünschen" wurde angenommen, weil 
die SDLP sich enthielt.

In der Republik Irland beteiligte 
sich Sinn Fein am 20. Juni zum zwei­
tenmal an einer Kommunalwahl. Ge­
naue Ergebnisse liegen noch nicht vor, 
aber cs ist wahrscheinlich, daß die 

Partei in Dublin im Stadtrat vertreten 
sein wird und in zwei Wahlkreisen die 
irische Labour-Partei schlagen konn­
te. Das Ergebnis wird aber weit unter 
den 10% in Nordirland bleiben. Die 
Wahlbeteiligung betrug weniger als 
50%. Insgesamt verloren die beiden 
Regierungsparteien Fine Gael und La- 
bour an Stimmen— sie treten für eine 
"Verständigung" mit Großbritannien 
wegen Nordirland ein—, während die 
größte Oppositionspartei Fianna Fail 
unter dem früheren Premier Haughey 
Stimmen gewann.
Quellenhinweis : An Phoblacht, Fi­
nancial Times, verseh. Ausgaben 
- (hef)

VR China
Preisreform— "aber 
nicht wie in Polen"

Im Rahmen der Verbindung von Plan­
wirtschaft mit Elementen der Markt­
wirtschaft, wie die gegenwärtige 
Wirtschaftsdoktrin der VR China lau­
tet, hat die Regierung seit letztem 
Herbst die Preise für 1800 Lebensmit­
tel und sonstige Konsumgüter wie 
auch für Investitionsgüter freigege-

Geschäftsstraße in Schenzen

ben. Staatlich fixiert bleiben dagegen 
die Preise für Getreide (Weizenmehl, 
Reis) als Grundnahrungsmittel; die 
Preise für Hausbrandkohle, Strom, 
Gas und Wasser sowie die Mieten für 
Wohnungen im Besitz staatseigener 
Verwaltungen und Unternehmen sowie 
der Kommunen bleiben weiterhin 
staatlich festgelegt, werden jedoch 
kräftig angehoben.

Die Preisreform hat in den letzten 
Monaten in Städten wie Peking oder 
Kanton, wo sie erstmal versuchsweise 
durchgeführt wird zwecks Vermei­
dung ähnlicher Fehler wie in Polen, zu 
einem zweistelligen Preisschub ge­
führt. Die Stadtverwaltung von Kan­
ton sah sich deshalb gezwungen, einen 
Telefondienst für Beschwerden einzu­
richten. In Peking führten im April

städtische Busfahrer einen Bummel­
streik für Teuerungszulagen durch; 
ein allgemeiner Teuerungsausgleich 
für Arbeiter und Angestellte bei 
staatlichen Betrieben und Verwaltun­
gen wurde zuletzt 1980 gezahlt.

Hintergrund der Preisreform: Ge­
genwärtig subventioniert der chinesi­
sche Staat mit einem Drittel der 
Staatsausgaben die private Lebens­
haltung; besonders die Erhöhung der 
Garantiepreise für Agrarprodukte bei 
weitgehender Fixierung der Verkaufs­
preise in den Städten 1979 führte zu 
einem enormen Anstieg der Subven­
tionen. Damit ist aber der Spielraum 
der chinesischen Führung für das jetzt 
neu aufgelegte große Investitionspro­
gramm (z.B. der geplante Kauf von 
Kernkraftwerken vom Siemens-Kon­
zern) und die beabsichtigte Auslands­
verschuldung zu eng. Gleichzeitig ist 
nach Aussagen chinesischer Ökono­
men die Preisstruktur irrational, weil 
die Warenpreise bislang nicht die in 
den Waren enthaltene Arbeit wieder­
spiegelten: LKWs, Maschinen, Stahl 
etc. waren überteuert zwecks Finan­
zierung der Schwerindustrie, während 
z.B. Konsumgüter wie Töpfe zu billig 
waren und deshalb zu wenig produ­
ziert wurden.
Quellenhinweis: Far Eastern Ec. 
Review, 18.4. und 16.5.85; Süddt. Ztg,
20.6.85 — (wom)

Italien
Volksentscheid verloren, 
Kapitalisten setzen nach

"Scala mobile" und kein Ende. 54,7% 
der Wähler haben beim Volksentscheid 
am 9./10. Juni die Kürzung der Infla­
tionszuschläge zum Lohn gebilligt, die 
die Regierung Craxi im Februar 1984 
dekretiert hatte. Die Wahllokale wa­
ren gerade geschlossen, die Stimmen 
noch nicht ausgezählt, da hat der In­
dustriellenverband Confindustria den 
Tarifvertrag gekündigt, durch den die 
"Scala mobile". ("Rolltreppe") genann­
ten Zuschläge geregelt sind.

Die Kapitalisten haben damit die 
Sozialisten und jene Gewerkschafter 
Lügen gestraft, die den Arbeitern die 
Zustimmung zu Craxis Dekret als ein­
zigen Weg zur Rettung der "Scala mo­
bile" angepriesen hatten. Vom christ­
demokratischen Finanzminister Goria 
ernteten die Industriellen öffentliche 
Ermunterung: Die Reallöhne müßten 
deutlich gesenkt werden, und dazu sei 
die vollständige Abschaffung der In­
flationszuschläge der beste Weg.

Bereits 1982/83 hatten die Kapitali­
sten mit einer ersten Kündigung des 
Tarifs erhebliche Abstriche an der 
"Scala mobile" erpreßt. Zusammen 
mit Craxis Dekret sank dadurch der 
Grad, zu dem die Zuschläge Kauf­
kraftverluste des Durchschnittlohns 
ausgleichen, von 65% 1982 auf 44,5%
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1984.
Die Kommunisten und die Mehrheit 

des größten Gewerkschaftsbundes 
CGIL können sich durch die jüngste 
Entwicklung in ihrem Kurs gegen das 
Craxi-Dekret bestätigt fühlen. Aber 
diese Genugtuung ist bitter. Die Lohn­
abhängigen müssen sich jetzt erneut 
an einem Punkt schlagen, in dem sich 
bei dem von den Kommunisten ange­
strengten Volksentscheid eine deutli­
che Mehrheit der Nation gegen sie ge­
stellt hat. Die Einheit der Gewerk­
schaftsbewegung muß ausgerechnet 
an der Frage wiederhergestellt wer­
den, an der sie vor anderthalb Jahren 
zerbrochen ist. Die tiefe Spaltung un­
ter den Lohnabhängigen ist auch durch 
das Referendum offenbar geworden: 
Ausgerechnet im industrialisierten 
Norden stimmten — bei der höchsten 
Beteiligung— die meisten (59,1%) für 
die Regierung.

Die katholischen und sozialistischen 
Gewerkschafter hatten 1984 der Kür­
zung der Zuschläge zugestimmt, um 
einen "Beitrag" zur Senkung der Infla­
tion zu leisten und sich Zugeständnis­
se der Regierung in der Beschäfti­
gungspolitik zu erkaufen. In Verhand­
lungen unter Beteiligung der Regie­
rung wollen sie diesen "einkommens­
politischen" Kurs fortsetzen. Die 
CGIL hat vorgeschlagen, als erstes ei­
ne gemeinsame Verhandlungslinie der 
drei Gewerkschaftsbünde festzule­
gen. Sie will vor allem den Schutz der 
niedrigsten Löhne durch die "Scala 
mobile" erhalten, ist aber auch zu 
einer Rückkehr zu nach Lohnhöhe ge­
staffelten Zuschlägen bereit.

In Mailand und Genua haben die Ar­
beiter auf die Kündigung des Tarifs 
mit Streiks und Demonstrationen rea­
giert. Zum ersten Mal seit langem 
hatten dazu die drei Gewerkschafts­
bünde gemeinsam aufgerufen. 
Quellenhinweis: l’Unita, 11. bis 21.6. 
85; Politische Berichte 1/84- (ulg) 

ternehmen" zugute kommen, schreibt 
das "Handelsblatt", die in der Vergan­
genheit angeblich zahlreiche steuer­
mindernde Subventionen nicht in An­
spruch nehmen konnten. Unternehmen 
des Typs "McDonald", Heimarbeits­
ketten usw. sollen so weiter blühen 
und "Arbeitsplätze schaffen".

— Der Spitzensteuersatz bei der 
Einkommenssteuer soll von 50% auf 
35% sinken. Künftig gelten nur noch 
drei Steuersätze: für zu versteuernde 
Jahreseinkommen von 4000 bis 29000 
Dollar (in Kaufkraft entspricht 1 Dol­
lar ca. 2 DM) 15%, bei Einkommen von 
29000 bis 70000 Dollar 25% und ab 
70000 Dollar 35%.

— Schließlich sieht Reagans Vor­
schlag eine deutliche Anhebung der 
Steuerfreibeträge vor.

Um dennoch das Steueraufkommen 
hoch zu halten, wird die Besteuerung 
der Armen, Alten, Kranken und junge 
Familien mit geringen Einkommen ri­
goros gesteigert. So sollen künftig 
Krankengeld, Arbeitslosengeld sowie 
die Invalidenrenten siecher Bergar­
beiter besteuert werden. Die in vielen 
Tarifverträgen erkämpften Beiträge

PLO/Libanon/Syrien

Welche Rolle spielen die 
USA und Israel im Lagerkr ieg?

Trotz einer angeblichen Waffenstill­
stands-Vereinbarung dauern die 
schweren Angriffe auf palästinen­
sische Flüchtlingslager in Beirut an. 
Während das Lager Sabra von den 
Amal-Milizen, der 6. und der 8. Briga­
de der libanesischen Armee und von 
syrischen Sondereinheiten erobert und 
dem Erdboden gleichgemacht wurde, 
harren die Verteidiger in Shatila und 
Bourj-al-Barajneh gegen die zahlen­
mäßig und waffentechnisch überlege­

der Kapitalisten zur— zumeist priva­
ten- Krankenversicherung der Lohn­
abhängigen sollen künftig der Einkom­
menssteuer unterliegen — eine "Re­
form", die die Versuche der Kapitali­
sten, diese Beiträge nicht mehr zu 
zahlen, unterstützen wird. Da außer­
dem der Freibetrag für Familien, in 
denen beide Eltern arbeiten, beseitigt 
werden soll, steigt die Steuerlast für 
junge Familien mit geringem Einkom­
men bedeutend. Schließlich will 
Reagan zahlreiche Möglichkeiten, 
örtliche Steuern von der Bundessteuer 
abzuziehen, beseitigen, wodurch die 
Zentralisierung des Steueraufkom­
mens vorangetrieben wird.

Der Gewerkschaftsbund AFL-C10 
hat Reagans Plan als "unfair" ange­
griffen und verlangt, die Steuererhö­
hungen für die ärmsten Lohnabhängi­
gen zu streichen, ansonsten aber zahl­
reiche "Verbesserungsvorschläge" ge­
macht. Ob das helfen wird, eine er­
neute Steuersenkung für Unterneh­
men und Bourgeois zurückzuschlagen, 
ist zweifelhaft.
Quellenhinweis: Handelsblatt, 31.5.; 
AFL-CIO News, 1.6. bis 15.6.85— (rül) 

nen Belagerer weiter aus. Die Zahl der 
Toten in den Lagern soll bereits bei 
über 1000 liegen. Es fehlen Medika­
mente, Nahrungsmittel und Wasser 
für die Bevölkerung (schätzungsweise 
35000 in B.-al-B., 25000 in Sh.). Au­
ßerhalb der Lager veranstalten die 
Amal-Milizionäre regelrechte Jagd 
auf Palästinenser. Aus den Lagern 
wird von Massakern berichtet.

Noch im April hatten die Palästi-

USA
Noch mehr Steuersenkung 

für die Reichen?

Ende Mai hat US-Präsident Reagan ei­
ne neue Steuerreform angekündigt. Er 
wolle die "Steuergerechtigkeit" erhö­
hen und die Steuerlast senken, erklär­
te er. Tatsächlich ist die Reform, soll­
te sie wie vorgeschlagen in Kraft tre­
ten, ein kaltschnäuziger Plan zur wei­
teren Steuersenkung für die gut bis 
sehr gut verdienenden oberen Ge­
haltsklassen und die US-Bourgeoisie, 
bei Steuererhöhungen für große Teile 
der ärmsten Lohnabhängigen.

Die wichtigsten Elemente der Re­
form sind:

— Die Körperschaftssteuer für Un­
ternehmen sinkt von 46 auf 33%. Das 
soll besonders "arbeitsintensiven Un­ Amal-Einheiten in Beirut
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Demonstration in Windhoek gegen die von Südafrika eingesetzte sogenannte 
Übergangsregierung in Namibia am 17. Juni. Die südafrikanische Regierung 
hatte befohlen, daß der Regierungsantritt der "Vielparteienkonferenz" (MPC) 
im ganzen Land gefeiert werden sollte. In Windhoek hatte die Schulbehörde alle 
Schüler zur “feierlichen Parade“ befohlen, von den schwarzen Schülern erschie­
nen jedoch nur ein Drittel. Die SWAPO hatte im ganzen Land zu Demonstratio­
nen gegen den Amtsantritt der Marionettenregierung und für die Unabhängig­
keit Namibias aufgerufen, an denen sich trotz Verbot und Einsatz von Militär­
polizei mehrere Tausend Namibier beteiligten. Sie forderten u.a. “Zur Hölle 
mit der MPC“ und “Freiheit für Namibia“. — (uld)

USA: Allparteien-Koalition 
gegen Nikaragua, für Contras 

Am 12. Juni hat das US-Repräsentan- 
tenhaus mit 248 zu 184 Stimmen die 
Zahlung von 27 Mio. Dollar an die re­
aktionären “Contras“ bewilligt, die 
die nikaraguanische Regierung mit 
Unterstützung der USA zu stürzen 
versuchen. Reagan begrüßte die Ab­
stimmung als “historischen Erfolg“, da 
auch zahlreiche Mitglieder der (oppo­
sitionellen) Demokratischen Partei, 
die im Repräsentantenhaus über die 
Mehrheit verfügt, für die Zahlung der 
Gelder stimmten. Da der US-Senat 
bereits zuvor weitere Mittel für die 
Contras bewilligt hatte, ist diesen da­
mit die Fortsetzung der US-Geld- und 
Waffenzufuhr gesichert. Offiziell sind 

die jetzt freigegebenen 27 Mio. Dollar 
als “humanitäre Hilfe" deklariert. 
- (rül)

Renault-Plan: 21000 
Beschäftigte weniger

Fünf Monate nach seiner Ernennung 
hat der neue Renault-Chef Besse den 
Plan vorgelegt, für den er eingestellt 
wurde. 21000 Lohnabhängige sollen 
1985 und 1986 aus der Produktion ver­
schwinden, ein größerer Teil über 
Frühverrentungen, der Rest, vor al­
lem Ausländer, durch "freiwilliges 
Ausscheiden". Alle Gewerkschaften 
haben diese sogenannte "weiche Me­
thode" als kaum verhüllte Entlassun­
gen qualifiziert, in der Abwehr des 
Rationalisierungsplans gibt es jedoch 
bisher keine Einheit.— (pel)

Argentinien: Währungsreform 
für Imperialisten und Reiche 

Mitte Juni hat der argentinische 
Staatspräsident Alfonsin (Bild) eine 
Währungsreform verkündet. Es gelte, 
so Alfonsin, die Inflation (zuletzt bis 
100% im Monat) zu stoppen. Tatsäch­
lich vernichtet die Währungsreform 
alle kleinen Geldguthaben, während 
die großen Vermögen sich sowieso mit 
Dollar eingedeckt haben bzw. ins Aus­
land verschoben sind. Vor allem aber 
ist die Währungsreform eine Konzes­
sion an die ausländischen Gläubiger, 
denen Argentinien ca. 50 Mrd. Dollar 
schuldet. Diese verlangen pünktliche 
Zinszahlung. Um dies zu ermöglichen, 
ist die Währungsreform mit einem 
viermonatigen Lohn- und Preisstopp 
verbunden, von dem schon jetzt nur 
der Lohnstopp eingehalten wird, und

mit rigorosen Kürzungen der Sozial­
ausgaben. Alfonsin: “Wir versuchen, 
eine Lösung zu finden,__ die den Ar­
beitern die größten Opfer auferlegt." 
Der Gewerkschaftsbund CGT hat die 
“Mobilisierung aller Arbeiterorgani­
sationen zum Widerstand gegen die 
neuen Ausbeutungen des Volkes" an­
gekündigt.— (rül)

nenser “Seite an Seite mit den natio­
nalen libanesischen Kräften“ die An­
griffe der israelischen und falängisti- 
schen Truppen auf Saida und die 
Flüchtlingslager im Süden zurückge­
schlagen. Um so überraschender er­
schienen Mitte Mai die Angriffe der 
Amal auf die Beiruter Lager. Diese 
Entwicklung hatte sich aber bereits 
zuvor im Südlibanon angedeutet: So­
fort nach dem israelischen Abzug 
übernahm Amal in drei südlibanesi­
schen Flüchtingslagern die vollständi­
ge Kontrolle, riegelte die Lager ab, 
zog die Waffen ein und gab Passier­
scheine aus. Der Versuch, die Lager 
Ein-al-Helweh und Myeh-Myeh zu 
entwaffnen, scheiterte.

Welche Ziele verfolgt Amal? Amal 
(“Hoffnung“) entstand 1974/75 als be­
waffneter Arm der sozial-revolutio­
nären “Bewegung der Benachteilig­
ten" vor allem im Südlibanon. Sie wur­
de geführt vom schiitischen Imam 
Sadr, stand aber im Prinzip allen Kon­

fessionen offen. Vor allem die PLO 
versorgte die Amal-Kämpfer mit 
Waffen und bildete sie aus. Im Bürger­
krieg schlug sich Amal sofort auf die 
Seite Syriens. Das spurlose Ver­
schwinden des Imam Sadr 1978 in Li­
byen und der Sturz des Schahregimes 
im Iran führte zu einer starken eher 
religiösen Solidarisierung. Die seit 
1978 anhaltenden israelischen Über­
griffe auf den Südlibanon lastete 
Amal zunehmend den Palästinensern 
an. Nach 1982 spielte Amal militä­
risch wie politisch eine bedeutende 
Rolle bei der Vertreibung der israeli­
schen Besatzungstruppen. Sie forder­
te die Kündigung des israelisch-liba­
nesischen Abkommens und die Dekon- 
fessionalisierung des politischen Sy­
stems. Die Entwaffnung der Palä­
stinenser begründet sie damit, daß die 
falangistische und israelische Gefahr 
vorbei sei. Berri bei Beginn der An­
griffe; “Aber wir werden nicht mehr 
zulassen, daß bis auf den letzten Be­

wohner des Südens gekämpft wird. Es 
gibt keine Rückkehr zu der Situation 
von vor 82, die schließlich die Israelis 
ins Herz Libanons gerufen hat. Wenn 
der Kampf der Palästinenser weiter­
gehen soll, dann überall, angefangen 
bei Cisjordanien." (NZZ, 23.5.)

Erklärungsversuche, die über “Liba­
nesisches Roulette“ hinausgehen, zie­
len auf konfessionelle Machtkämpfe 
zur Neuordnung des Libanon , die nach 
dem Abzug Israels voll zum Ausbruch 
kämen und auf das syrische Hegemo­
niestreben. Aus dem Blickwinkel ge­
rät dabei allerdings vollständig die 
Rolle Israels und der US-Imperialsten. 
Was oft als das bekannte PLO-Begrün- 
dungsschema von der “amerikanisch­
zionistischen Verschwörung“ abgetan 
wird, diskutiert die arabische Presse 
seit längerem: offenbar bestehende, 
offiziell aber nie bekanntgemachte 
Vereinbarungen zwischen Syrien, Isra­
el und den USA (vertreten durch den 
Nahost-Sonderbeauftragten Murphy).



Politische Berichte 13/85 Auslandsberichterstattung Seite 13

Dänemark: Streik von 
Brauereiarbeitern

Seit dem 9. Mai streiken 3500 Braue­
reiarbeiter in Kopenhagen. Bei den 
Verhandlungen über ein neues Tarif­
abkommen erheben sie u.a. folgende 
Forderungen: Erstens Produktionsga­
rantie, keine Verlagerung der Produk­
tion. Zweitens Beschäftigungsgaran­
tie, nur "natürlicher Abgang". Drit­
tens höhere Löhne. "Die Technologie 
soll uns entlasten, nicht uns abschaf­
fen", ist die Parole. Westdeutsche 
Brauereien nutzen den Streik, um ihre 
Exporte nach Dänemark bedeutend zu 
steigern.— (wiw)

Portugal: Koalitionsbruch, 
Rücktritt, IWF-Drohungen

In Portugal hat die sozialdemokrati­
sche Partei die Regierungskoalition 
mit der Sozialistischen Partei aufge­
kündigt. Daraufhin mußte die Regie­
rung Soares zurücktreten. Soares hat 
damit auch die nötige Unterstützung 
für seine Ende des Jahres geplante 
Kandidatur zum Ministerpräsidenten 
verloren. Entweder das Parlament be­
schließt Neuwahlen (vor den regulären 
Wahlen 1987), oder Soares bildet eine 
Minderheitsregierung, oder der jetzi­
ge Ministerpräsident Eanes bestimmt 
eine Übergangsregierung. Cavaco 
Silva, der Führer der Sozialdemokra­
ten, gilt als Vertreter des rechten Flü­
gels seiner Partei und als Befürworter 
einer Koalition der "Großen Rechten" 
mit dem "Demokratischen und Sozia­
len Zentrum" (CDS) unter Diego Frei- 
tas de Amaral. Nach Ausbruch der 
Regierungskrise hat eine Kommission 
des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) die Kritik Silvas an der Wirt­
schaftslage fast wörtlich wiederholt 
und die weitere Kreditwürdigkeit Por­
tugals für den IWF in Frage gestellt. 

(Portugal ist mir 15,6 Mrd. Dollar, 
78% seines Bruttoinlandproduktes, 
verschuldet). Die IWF-Kommission 
verlangt eine drastische und sofortige 
"Wirtschaftssanierung".— (ehe)

Streikwelle in 
Israel

Seitdem 16.6. werden in Israel immer 
mehr Streiks gegen die von der Regie­
rung verordnete Festschreibung der 
Löhne angesichts der nach wie vor ho­
hen Inflationsrate (374% in 12 Mona­
ten) ausgerufen. Die Lastwagenfahrer 

Hunderttausende hatten am 6. Juni gegen die geplante Rentenreform der spa­
nischen Regierung protestiert. Die Demonstrationen waren gemeinsam von den 
Gewerkschaften der Comisiones Obreras und der— der regierenden PSOE nahe­
stehenden — UGT durchgeführt worden. (Bild, in der ersten Reihe Nicolas 
Redondo, der Vorsitzende der UGT). Zum 20. Juni hatten die Comisiones 
Obreras zu einem Generalstreik gegen die Rentenreform aufgerufen. Nach Be­
richten der Comisiones Obreras wurde er von einem Großteil der Belegschaften 
befolgt. Im öffentlichen Dienst habe die Regierung versucht, durch Notdienste 
dem Streik entgegenzutreten. Manuel Fraga, ehemals Minister Francos und 
jetzt Führer der Alianza Populär (AP), nutzte die Empörung über die Regierung 
zu der demagogischen Erklärung, er werde die "Steuerlast" senken, wenn er erst 
einmal die nächsten Wahlen gewonnen habe. Nachdem innerhalb der regieren­
den PSOE die Differenzen Liber die Rentenreform zunehmen, hat die Regierung 
Gonzales inzwischen der UGT ein öffentliches Angebot über erneute Verhand­
lungen zur Rentenreform gemacht.— (ehe)

fordern eine 47%ige Lohnerhöhung. 
Von ihrem Streik ist die Nahrungsmit­
tel- und Benzinversorgung und der 
Warentransport zu den Häfen betrof­
fen. Streiks gibt es auch in der Nah­
rungsmittelindustrie, Gesundheits­
verwaltung, in Kindergärten, Schulen 
und Finanzämtern. Trotz einem ent­
sprechenden Arbeitsgerichtsurteil ge­
gen die städtischen Arbeiter gingen 
die Müllwerker und die Straßenreini­
ger in Tel Aviv und Jerusalem nach 
drei Tagen Streik nicht wieder an die 
Arbeit. — (bar)

Sie haben die Anerkennung Syriens als 
Ordungsmacht im Libanon zum Inhalt. 
Als Gegenleistung für den israelischen 
Abzug soll Syrien jede politische und 
militärische Präsenz des palästinensi­
schen Widerstands unterbinden und 
die Sicherheit der Nordgrenze Israels 
garantieren, genauso wie Syrien dies 
bisher für die seit 1967 besetzten Go­
lanhöhen tut. Offiziell kann Syrien 
seinen antizionistischen Kurs weiter­
verfolgen und sich als Vermittler im 
libanesischen Bürgerkrieg darstellen. 
Die Vertreibung der Palästinenser be­
sorgten bisher die Falangisten, jetzt 
auch die Amal. Die USA und Israel 
setzen auf einen konfessionalisierten 
Libanon mit ausgeglichenen schiiti­
schen und christlichen Militärkräften, 
die sich gegenseitig in Schach halten 
und jeweils die Palästinenser unter­
drücken, mit Syrien als Protektor.

In ihren Erklärungen geht die PLO 
davon aus, daß nach der Entwaffnung 
der Palästinenser die Flüchtlingslager 

gewaltsam aufgelöst werden sollen 
und die Palästinenser aus dem Süden 
und Beirut vertrieben werden, "wobei 
deren anschließender Transfer nach 
Syrien oder Jordanien vorbereitet 
wird" (Khaled al Hassan, PLO). "Al­
lem, was geschehen ist, stimmten das 
syrische Regime und Amal in der 
Übereinkunft zu, die zwischen Murphy 
und Assad erzielt wurde, um einen 
neuen Umsiedlungsplan für die Palä­
stinenser durchzuführen und so ihr 
Recht auf Rückkehr und Selbstbe­
stimmung für null und nichtig zu er­
klären." (Zentralrat der PLO 27.5.)

Für die Existenz einer israelisch-sy­
risch-amerikanischen Übereinkunft 
spricht auch die Zusammenarbeit zwi­
schen Israel und Amal, die sogar in der 
bürgerlichen Presse als "Interessens- 
gemeinschaft" (NZZ, 2.6.) vermerkt 
wird. Amal sei bei der Unterbindung 
feindlicher Infiltration aktiv und 
nützlich, versichern israelische Mili­
tärs. Nach Beginn der Kämpfe in Bei­

rut gab Israel mehrere Hundert gefan­
gene Amalkämpfer frei. Auch das ge­
genwärtige Tauziehen zwischen 
Amal, USA und Israel um die Freilas­
sung der Geiseln und der Gefangenen 
zeigt, daß keine prinzipielle Gegner­
schaft besteht.

Die Perspektiven für die Palästi­
nenser sind nicht ermutigend. Auch 
nach fünfwöchigen Kämpfen ist eine 
militärische Entscheidung nicht ab­
sehbar. Waffenstillstände wurden bis­
her ohne die PLO ausgehandelt. Poli­
tischer Druck zur Beendigung der 
Kämpfe wächst nur langsam. Positiv 
für die PLO ist die wohlwollende Neu­
tralität der Drusen und das Verhalten 
der "Palästinensischen Errettungs­
front" (Anti-Arafat-Fraktionen), die 
sich den Plänen Syriens und der Amal 
widersetzen und sich z.T. aktiv an der 
Verteidigung der Lager beteiligen. 
Quellenhinweis: Palästina Bulletin 
15-25/85, div. Ausg. NZZ, TAZ, Le 
Monde, ÄK 247, 250— (bar)
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Veröffentlichungen

DGB zu Informations- und 
Kommunikationstechniken

Im Mai dieses Jahres veröffentlichte 
die DGB-Abteilung "Technologie/Hu- 
manisierung der Arbeit" die Stellung­
nahme des DGB-Bundesvorstandes 
"Neue Informations- und Kommunika­
tionstechniken" vom 8.5.84 als Bro­
schüre. Die Broschüre enthält außer 
der Stellungnahme des DGB zusätz­
lich Material zu ihren Gliederungs­
punkten. Übersichtlich und mit Quel­
len belegt wird dargestellt, daß durch 
die Verbilligung der Computerherstel­
lung eine weitreichende Veränderung 
der Produktionsmittel und der Pro­
duktionsverfahren vor allem für die 
Arbeit der Angestellten zu rechnen ist 
und daß die Bundesregierung über For­
schungsmittel die Kapitalisten bei der 
Entwicklung und der Einführung neuer 
Technologien fördert. Die Broschüre 
wendet sich gegen die Absichten der 
Kapitalisten, die Arbeit in "Denken" 
und monotonste Schreibarbeiten zu 
zerlegen, gegen die noch wenig er­
forschten gesundheitlichen Gefahren 
von Bildschirmarbeit, gegen die Be­
strebungen, Heimarbeit, kapazitäts­
orientierte Arbeitszeiten und andere 
"flexible" Arbeitszeiten und Arbeits­
umstände durchzusetzen und gegen 
die Speicherung und Nutzung von Per­
sonaldaten durch die Kapitalisten. 
Schwach ist die Kritik an der Einfüh­
rung privater Rundfunk- und Fernseh­
programme. Hier will der DGB das 
Monopol der öffentlich-rechtlichen 
Anstalten bewahren und führt zur Be­
gründung deren Bindung an das Grund- 
gesetzunddie Verpflichtung zur Aus­
gewogenheit an. (DGB, Neue Informa­
tions- und Kommunikationstechniken, 
Hans-Böckler-Str. 39, 4000 Düssel­
dorf 30 — uld)

Marktsteuerung im 
Gesundhei tswesen

So heißt der Titel des Buches, das die 
Thesen und Diskussionsbeiträge eines 
gleichnamigen Symposiums beinhal­
tet. Veranstalter war die Hanns- 
Martin-Schleyer-Stiftung und die 
Akademie der Wissenschaften und der 
Literatur. Teilnehmerund Referenten 
waren Staatssekretäre des Finanz-, 
Wirtschafts- und Sozialministeriums, 
Verwaltungsdirektoren von Kliniken, 
Vertreter der Krankenkassen, der 
Pharmaindustrie und Wirtschaftswis­
senschaftler.

"Gesundheitsökonomik" nennt sich 
der Zweig der Wirtschaftswissen­
schaft, der das vorherrschende Ge­
sundheitssystem in der BRD charakte­
risiert als ein System von "Bedürfnis 
und Versorgung", und es durch "Lei­
stung und Gegenleistung" mit markt­
steuernden Eingriffen ersetzt haben 
will. — Nur so sei einer anhaltenden

Kostenexplosion im Gesundheitswe­
senzuentgehen. Beweis: Alle gesetz­
geberischen Maßnahmen wie das 
Kostendämpfungsgesetz, das Kran­
kenhausfinanzierungsgesetz und die 
Krankenhausbedarfspläne waren un­
effektive Instrumente. Solange ein 
"Bedürfnis" auf Gesundheit zugestan­
den wird, sind "Ansprüche" auf "Ver­
sorgung" die Folge. Kostenneutrale 
Versorgung erzeugt "Anspruchsinfla­
tion11 und "Leistungsdeflation". In 
Thesen gefaßt untermauern die Refe­
renten des Symposiums christlich­
reaktionäre Forderungen nach mehr 
Selbstbeteiligung bei Krankheitsko­
sten.

"Es ist auch nicht nötig, allen Mit­
gliedern der Gesellschaft die hin­
reichende Behandlung unter gleichen 
Bedingungen anzubieten." (Prof. Dr. 
Uwe Reinhardt, Referent des Sympo­
siums)

Die Ursache von Krankheiten und 
Behinderung und deren Zunahme 
durch immer brutalere Ausbeutungs­
verhältnisse für die Lohnabhängigen 
wird bestritten und ist gesundheits­
ökonomisch falsch, weil Krankheit 
erst durch ein "Angebot" (viele Ärzte, 
viele Kranke) "erzeugt" wird und des­
wegen sind marktsteuernde Mechanis­
men wie Zulassungsbeschränkungen 
für niedergelassene Ärzte oder dik­
tierte Durchfallquoten beim Medizin­
studium begrüßenswert. Eine These 
zum Schluß: "Wenn — der Einfluß des 
Gesundheitswesens auf den Gesund­
heitszustand minimal ist,... dann hat 
dies entscheidende Konsequenzen für 
die Gesundheitspolitik. Dann lauten 
nämlich die Fragen: Wie können wir 
die Verschwendung in allen Systemen 
der traditionellen Gesundheitsversor­
gung überhaupt beseitigen?" — Indem 
man alle Ansprüche auf Versorgung 
beseitigt. Wer gesund sein will, soll 
zahlen und wer nicht kann, stirbt. — 
Das ist "Gesundheitsökonomie". (Band 
15 der Veröffentlichungen der Hanns 
Martin Schleyer-Stiftung, Gustav- 
Heinemann-Ufer 72, 5000 Köln 51 — 
irs)

Noch mehr, noch größere 
Armut gefordert

Unter dem Titel "Herausforderung" 
hat das Institut der deutschen Wirt­
schaft einen Beitrag zur Armutsdis­
kussion veröffentlicht. Er enthält re­
lativ viel statistisches Material über 
Durchschnittseinkommen im interna­
tionalen Vergleich, über die Durch­
schnittshöhe von Lohnersatzzahlun­
gen etc., um dann völlig unbewiesen 
Behauptungen über den Reichtum der 
Arbeiterbevölkerung und darüber, wie 
grandios Arbeitslose, Rentner und So­
zialhilfeempfänger leben können, in 
die Welt zu setzen. Nachdem als Ursa­
che der Armut die hohen Sozialausga­
ben und die dadurch angeblich zu ge­
ringen Investitionen ausgemacht wor­
den sind, wird indirekt die Senkung der 
Lohnersatzzahlungen gefordert. Als 
moralische Rechtfertigung muß aus­
gerechnet die Tatsache herhalten, daß 
es den Kapitalisten gelungen ist, man­
che Löhne auf Sozialhilfeniveau zu 
drücken, denn fürs Nichts-Tun dürfe 
man nicht genauso viel oder gar mehr 
Geld erhalten wie fürs Arbeiten. Da­
bei dürfte dieser Gedanke den Betrei­
bern des Instituts gar nicht so fremd 
sein. (Herausforderung — Ein Beitrag 
zur Armutsdiskussion, Institut der 
deutschen Wirtschaft, Köln 1985, 3,50 
DM - roh)

Beiträge zur Diskussion 
um den Ladenschluß

Das Buch "Ladenschluß — kontrovers" 
ist von Hartwig Piepenbrock, Mitglied 
des Präsidiums und Vorsitzender der 
Kommission Verbraucherpolitik des 
Wirtschaftsrates der CDU e.V., her­
ausgegeben. In dem Buch sind 16 un­
terschiedliche Beiträge zusammen­
gefaßt: wissenschaftliche Untersu­
chungen für und gegen längere Öff­
nungszeiten, Erfahrungsberichte von 
Kapitalisten, ein Beitrag vom Bundes­
wirtschaftsministerium, von Vertre­
tern von Handels- und Verbraucher­
verbänden und Stellungnahmen von 
DAG und HBV. Die Positionen der 
wichtigsten Interessenverbände im 
Handel werden dokumentiert. Kauf­
hauskapitalisten fordern flexible Ar­
beitszeiten und mehr Teilzeitarbeit. 
Stellungnahmen der politischen Oppo­
sition im Bundestag fehlen. Die Ver­
treter des Einzelhandels und die Ge­
werkschaften sprechen sich gegen 
eine Änderung des Ladenschlußgeset­
zes aus und beziehen sich auf Kanzler 
Kohl, der dem Einzelhandel im Mai 
1984 zusicherte, daß die Ladenschluß­
zeiten nicht verändert würden. Eine 
schwache Hoffnung, denn zur gleichen 
Zeit hat der vorletzte CDU-Bundes­
kongreß die Bundesregierung aufge­
fordert, das Ladenschlußgesetz zu 
überprüfen. Das Hauptargument der 
Einzelhändler und der Gewerkschaf­
ten ist nicht die zu erwartenden wei­
teren Verschlechterungen der Ar­
beitsbedingungen, sondern, daß die
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Verbraucher andere Ladenschlußzei­
ten nicht wünschten. Mit den "Ver­
brauchern“ argumentieren aber auch 
die Kaufhauskonzerne und andere in 
ihren Stellungnahmen. Die Aufhebung 
der Ladenschlußzeiten würde die 
Konzentration beschleunigen, darin 
sind sich alle Autoren einig. FDP- 
Staatssekretär Schlecht vom Wirt­
schaftsministerium behauptet sogar, 
daß der "Strukturwandel" im Einzel­
handel sich nicht aufhalten ließe. Die 
Vertreter der Kaufhauskonzerne for­
dern deshalb: Das "Korsett" von La­
denschluß und Arbeitszeiten müsse 
abgeschafft werden, dann würden die 
Preise auch wieder verbraucher­
freundlich werden. Dagegen haben die 
Gewerkschaften und Einzelhändler 
keine Argumente. (Ladenschluß — 
kontrovers, Hrsg. H. Piepenbrock, 
Seewald-Verlag, 15,00 DM—jöd)

IG Metall macht Vorschläge 
zur "Beschäftigungssicherung" 
Die jüngst erschienene Untersuchung 
der IG Metall zur Unterhaltungselek­
tronikbranche: "Arbeitsplätze wie 
Schnee in der Sonne — Vorschläge zur 
Beschäftigungssicherung und zur 
Strukturpolitik in diesem Industriebe­
reich" (Frankfurt, 1985) gliedert sich 
in zwei Hauptabschnitte. Der erste 
Teil analysiert Beschäftigung und Be­
schäftigungsaussichten, im zweiten 
Abschnitt werden Maßnahmen gegen 
Rationalisierung und Arbeitsplatz­
abbau vorgeschlagen.

Interessant dürften die Daten über 
die Beschäftigungsstruktur in der 
Branche "Unterhaltungselektronik" 
nicht nur für Betriebräte und Frauen­
ausschüsse sein. Von 1979 auf 1983 
sank der hohe Anteil der Frauen von 
53 auf 49%; in der Produktion liegt er 
immer noch weit über 50%. Die Studie 
wirft den Kapitalisten eine Deklassie­
rung der Frauen vor, die immer häufi­
ger in befristete Arbeitsverhältnisse 
gezwungen werden. Ansonsten kriti­
siert sie die von enormen Produkti­
vitätssteigerungen begleiteten Ratio­
nalisierungsschübe, die zu "inhu­
manen" Arbeitsbedingungen führten 
und bekräftigt die Forderung des 14. 
Gewerkschaftstages der IG Metall 
nach Ausbau der Mitbestimmung über 
Arbeits- und Leistungsbedingungen 
im Betrieb.

Die Autoren empfehlen außerdem 
Arbeitszeitverkürzung im größeren 
Maßstab, Ersatzarbeitsplätze für 
wegrationalisierte Arbeiten, "offen­
sive Qualifikationspolitik", weg vom 
"freien Spiel der Marktkräfte", "Bran­
chenausschüsse" bestehend aus: In­
dustrie, Gewerkschaft, Bund und Län­
dern, "Waffengleichheit" zwischen 
Kapital und Arbeit usw.

Letztendlich wird sich in "Nationale 
Programme" gegen internationale 
Konkurrenz verstiegen, wobei eine 
"gewerkschaftliche Gegenmachtposi­
tion zu den multinationalen Unterneh­
men" Erwähnung findet. — (mal)

Mediengewerkschaft

Welche Interessen werden die 
zu bildende IG Medien bestimmen?

Anfang Juni beschloß der a.o. Ge­
werkschaftstag der IG Druck und Pa­
pier einstimmig, "die notwendigen 
Schritte zur Bildung einer Medienge­
werkschaft" einzuleiten. Zwei 
Wochen davor stimmte die Rundfunk- 
Fernseh-Film-Union diesem zu und 
am 18. Juni die gesamte Gewerk­
schaft Kunst. Damit wollen sich nach 
einer dreijährigen Übergangsstufe 
1988 folgende Gewerkschaften in ei­
ner Gewerkschaft mit dem Namen "IG 
Medien" und dem Untertitel "Druck 
und Papier, Publizistik und Kunst" zu­
sammenschließen:

die IG Druck und Papier mit rund 
140000 Mitgliedern (davon 7000 Mit­
glieder der Deutschen Journalisten­
union (dju) und 2500 Mitglieder des 
Verbandes deutscher Schriftsteller) 
und die Gewerkschaft Kunst mit ins­
gesamt 30600 Mitgliedern, davon 
5000 Mitglieder in der Bundesverei­
nigung der Gewerkschaftsverbände 
Bildender Künstler (BGBK), 1 500 Mit­
glieder des Deutschen Musikerverban­
des (DMV), 3800 Mitglieder der Ge­
werkschaft Deutscher Musikerzieher 
und konzertierter Künstler (GDMK), 
1050 Mitglieder von dem IAL Berufs­
verband Show und Unterhaltung, 
19000 Mitglieder der Rundfunk-Fern­
seh-Film-Union (RFFU) und 250 Mit­
glieder des Schutzverbandes Bilden­
der Künstler (SBK).

Damit wird die neue Gewerkschaft 
etwa 170000 Mitglieder haben. Der 
berufliche Geltungsbereich wird ins­
besondere die Bereiche Druck, Pa­
pier, Hörfunk, Fernsehen, Film, son­
stige elektronische Medien, Publizis­

tik, bildende und darstellende Kunst, 
Musik und Unterhaltung umfassen, 
wobei man in der IG Druck schätzt, 
daß dort insgesamt circa 500000 be­
schäftigt sind. Damit läge der ge­
werkschaftliche Organisationsgrad 
bei rund 30 Prozent (Diagramm zur 
endgültigen Struktur der IG Medien 
siehe unten).

Der erste Beschluß zur Bildung ei­
ner Mediengewerkschaft wurde vor 14 
Jahren auf dem 9. o. Gewerkschafts­
tag der IG Druck und Papier im Jahr 
1971 gefaßt mit der Begründung: "Der 
ständig fortschreitenden Konzentra­
tion in den Unternehmen der Massen­
kommunikation muß mit einer auch 
organisatorischen Konzentration ge­
werkschaftlicher Aktivität begegnet 
werden." In der dreijährigen Uber- 
gangsstufe werden ab Herbst 1985 ge­
meinsame Landesbezirksvorstände, 
ein gemeinsamer Haupt- und Gesamt­
vorstand gebildet, jeweils mit paritä­
tischer Besetzung von der IG Druck 
und Papier und der IG Kunst. Gleich­
zeitig bleiben die beiden Gewerk­
schaften noch selbständig.

Welche Probleme bestehen jetzt bei 
der Bildung der neuen Gewerkschaft?

1. Der 13. o. Gewerkschaftstag der 
.IG Druck und Papier hat 1983 einen 
Antrag zur Mediengewerkschaft ver­
abschiedet (siehe Auszüge auf S. 20), 
indem unteranderem als Auftrag von 
der neuen Gewerkschaft gefordert 
wird, "daß sie sich einsetzt für eine 
Änderung der Eigentumsverhältnisse 
bei privatwirtschaftlichen, kommer­
ziellen Medien" und "daß weiterhin die 
Interessen der Mitglieder der IG
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dieser Antrag von Frauengruppen als 
"reaktionär" bezeichnet worden, weil 
eine emanzipierte Frau eines beson­
deren Schutzes durch die (männerbe­
herrschte) Gewerkschaft nicht bedür­
fe. Dem wurde von einer Delegierten 
der IG Druck und Papier entgegenge­
halten, daß "die Journalisten in der 
RFFU wohl vergessen hätten, daß sie 
in allen Belangen besser gestellt seien 
als eine einfache Arbeiterin etwa im 
Druckgewerbe. Diese habe sehr wohl 
den Schutz der Gewerkschaft nötig, 
um gegen Benachteiligungen im Be­
rufsleben und für eine Verbesserung 
ihrer Arbeitsbedingungen zu kämp­
fen." Dieses Beispiel zeigt: Un­
umgänglich ist die Bildung eines auf 
die Situation im Organisationsbereich

Druck und Papier auf der bisherigen 
politischen Linie vertreten werden".

Auf dem a.o. Gewerkschaftstag 
wurde im Gegensatz dazu ein Antrag- 
des hessischen Landesbezirks auf 
"Überführung von Schlüsselindustrien 
und anderen markt- und wirtschafts­
beherrschenden Unternehmen in Ge­
meineigentum" mit 137 zu 113 Stim­
men auf Anraten des Hauptvorstands 
abgelehnt und an den Gründungsge­
werkschaftstag 1988 überwiesen. 
Zwei Anträge, die für das Organisa­
tionsgebiet der IG Medien forderten, 
daß dort nicht "einschließlich des Lan­
des Berlin-West" steht, sondern "und 
Berlin-West", weil Berlin nach dem 
Viermächte-Abkommen nicht zum 
Gebiet der Bundesrepublik Deutsch­
land gehört, wurden auf 1988 verscho­
ben. Das geschah alles auf dem Hin­
tergrund, daß der deutsche Journali­
stenverband (DJV, mit 14500 Mitglie­
dern), die Genossenschaft Deutscher 
Bühnenangehöriger (GDBA, mit 9000 
Mitgliedern) und die deutsche Or­
chestervereinigung (DOV, mit 7500 
Mitgliedern) aus dem Projekt Medien­
gewerkschaft ausgestiegen sind und 
sich der Bundesberufsgruppe Kunst 
und Medien in der DAG anschlossen 
und weitere Verluste so verhindert 
werden sollten, insbesondere weil die 
RFFU Privatfunk nicht ablehnt.

So hetzt die "Tagespost" (Stutt­
gart): "Nach den Rückschlägen am 
Ende der insgesamt 15jährigen Vorbe­
reitungszeit bleibt die Mediengewerk­
schaft ein Torso." Und die "Hanno­
versche Neue Presse" dazu: "Auch die 
mangelnde Fähigkeit der IG Druck, ihr 
Image als Links-Außen im DGB ab­
zustreifen, hat dazu beigetragen, daß 
es nicht zu der angestreben 'großen’ 
Lösung kam."

Von Seiten der Reaktion wird diese 
Abspaltung des DJV und der anderen 
kleineren Organisationen der Thea­
terbeschäftigten genutzt, um zu er­
reichen, daß die IG Druck und Papier 
von ihrem Mediengewerkschaftsbe­
schluß von 1983 abgeht. Diesem Druck 
nachzugeben — wie jetzt schon auf 
dem a.o. Gewerkschaftstag durch 
Verweis der genannten Anträge auf 
1988 geschehen — ist falsch. Denn er­
reicht wird damit ja nur scheinbar ei­
ne größere Einheit, in Wirklichkeit 
führt dies zur Aufgabe von Positio­
nen, die für die Interessen der arbei­
tenden Klasse von entscheidender Be­
deutung sind.

In diesem Zusammenhang steht hin­
ter dem großen Interesse der Presse­
berichterstattung an der politischen 
Bestimmung der neuen Gewerkschaft 
die Frage: Woran werden sich die neu 
hinzukommenden Mitglieder der In­
dustriegewerkschaft, und hier gerade 
die Journalisten, orientieren? Natür­
lich wird gewünscht, daß sich die 
Journalisten im Zweifel an der Ten­
denz ihres Vcrlagshcrrn festhalten.

Jedenfalls sollen sie keine andere 
Orientierung und schon gar nicht die 
Interessenlage von Lohnabhängigen in 
der Gesellschaft finden. Auf der an­
deren Seite gibt es z.B. unter den 
Journalisten ein Bedürfnis nach einem 
Orientierungspunkt oder Schutz gegen 
die "Tendenz". So gewinnt die Frage, 
in welchem politischen Rahmen sich 
die neue Gewerkschaft bildet, ein 
ziemliches Gewicht.

2. Es gibt kein ausreichendes Kon­
zept, wie man den unterschiedlichen 
Interessen der Hilfsarbeiter, Fachar­
beiter und Angestellten (Druck und 
Papier) einerseits und der Intellektu­
ellen, freien Mitarbeitern (RFFU) und 
teilweise auch Selbstständigen (IAL) 
andererseits gerecht werden kann. 
Hier wird es Auseinandersetzungen bezogenen Minimums an gemeinsa­
geben. So wurde z.B. ein Antrag ver- i 
abschiedet, der auch die Förderung des tarifvertraglichen, sozialversi- 
der gewerkschaftlichen Frauenarbeit cherungsrechtlichen und gesetzlichen 
festlegt. In den Reihen der RFFU ist Arbeitsschutzes. — (nir)

men sozialen Ansichten zu den Fragen

Arbeitsschutzes. — (nir)

Beschluß des 13. Gewerkschaftstages der IG Druck und Papier 
zur Mediengewerkschaft (Auszüge)

Der dreizehnte ordentliche Gewerkschaftstag der Industriegewerkschaft 
Druck und Papier ... bekräftigt die Entschlossenheit..., sich mit anderen Ge­
werkschaften im DGB und dem DJV zu einer einheitlichen, starken und ge­
schlossenen Gewerkschaft zusammenzuschließen, der alle Beschäftigten in den 
Betrieben der Papierverarbeitung und Druckindustrie, der Medien sowie die 
Kulturschaffenden angehören.

Für den Aufbau der Mediengewerkschaft müssen folgende Grundsätze gel­
ten:
-Kernder Mediengewerkschaft im DGB sind die Industriegewerkschaft Druck 
und Papier und die Gewerkschaft Kunst.
— Die Mediengewerkschaft muß als Mitgliedergewerkschaft nach dem Indu­
strieverbandsprinzipgegründet werden. Alle im gleichen Betrieb beschäftigten 
Arbeitnehmer gehören in dieselbe Gewerkschaft, und zwar unabhängig von ih­
rem politischen Bekenntnis und unabhängig vom ausgeübten Beruf.
— Die Beschlüsse der Mediengewerkschaft haben unmittelbare Wirkung. Dies 
schließt eine lockere Form des Zusammenschlusses, etwa in Gestalt eines Kar­
tellverbandes in einer ersten, zeitlich befristeten Stufe nicht aus.
— Die Organe der Mediengewerkschaft haben in allen wesentlichen Fragen die 
entscheidende Kompetenz, von der Tarif hoheit bis zur Finanzhoheit.
— Fachbereiche und Fachgruppen sollen dazu beitragen, daß die berufs- und 
tarifpolitischen Besonderheiten möglichst mitgliedernah wahrgenommen wer­
den können.
— Soweit erforderlich, sollen Fachbereiche und Fachgruppen für die unter­
schiedlichen Gruppen Minderheitenrechte ermöglichen.
— Die publizistische Freiheit von Journalisten und Schriftstellern wird durch 
die Beschlüsse der Mediengewerkschaft nicht eingeschränkt.

Der Gewerkschaftstag beauftragt den Hauptvorstand, die Verhandlungen mit 
den beteiligten und kooperationswilligen Verbänden zügig fortzusetzen und so 
abzuschließen, daß die Mediengewerkschaft in ihrer ersten Stufe bis spätestens 
Anfang 1985 verwirklicht werden kann ...

Von der Mediengewerkschaft erwarten wir,
— daß weiterhin die Interessen der Mitglieder der Industriegewerkschaft Druck 
und Papier auf der bisherigen politischen Linie vertreten werden;
— daß die vielfältigen Angriffe auf unsere Arbeit, unseren Kopf und unser Konto 
abgewehrt werden, die sich insbesondere beim Einsatz neuer Kommunikations­
techniken abzeichnen;
— daß sich eine Mediengewerkschaft bewußt und offensiv einschaltet in die 
Auseinandersetzungen über die neuen Medien und deren Organisation, wie 
Kabelfunk und Satellitenrundfunk, Bildschirm- und Videotext, gegen Verleger­
fernsehen und kommerziellen Rundfunk, für Presse- und Rundfunkfreiheit und 
gegen die Kürzung des Kulturetats;
— daß sie ganz und gar nicht "ausgewogen" reagiert, wenn Parteien dies ver­
langen, sondern Partei ergreift; für die Meinungs- und Informationsfreiheit, für 
die Mitbestimmung der Medien- und Kulturschaffenden in allen inhaltlichen 
und tarifpolitischen Fragen;
— daß sie sich einsetzt für eine Änderung der Eigentumsverhältnisse bei pri­
vatwirtschaftlichen, kommerziellen Medien.
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Demonstration gegen 
Rekrutengelöbnis

Lage (Lippe). Etwa 1000.Menschen 
demonstrierten am 12.6. in Lage ge­
gen das im Stadion stattfindende öf­
fentliche Gelöbnis von 335 Rekruten 
der Panzerbrigade 21 und des Aufklä­
rerbataillons 7 aus Augustdorf. Der 
Stadtrat von Lage hatte sich gegen die 
Stimmen der Grünen und von zwei 
SPDlern mehrheitlich für das Gelöbnis 
ausgesprochen. 3000 Zuschauer waren 
anwesend, darunter viele Soldaten, 
die in Uniform und Zivil dorthin be­
fohlen worden waren, um die Kulisse 
aufzufüllen. An die Zuschauer war per 
Handzettel die Aufforderung ergan­
gen, den abgedruckten Text der Na­
tionalhymne mitzusingen sowie die 
Gelöbnisformel mitzusprechen. Dies 
stieß allerdings kaum auf Resonanz. 
Zudem wurde dieses Ritual durch 
lautstarken Protest von außerhalb des 
Stadions stark gestört. Dies konnte 
auch die Polizei trotz Beschlagnahme 
von z.B. Preßluftfanfaren nicht ver­
hindern. Im Stadion wurden zwei De­
monstranten von Feldjägern brutal 
per Schlagstock festgenommen,. so 
daß eine ins Krankenhaus mußte. Über 
dem Stadion schwebte die ganze Zeit 
ein Transparent "Verweigert den 
Kriegsdienst".— (E.T.)

Umweltzentrum vom 
Staatsschutz durchsucht

Bielefeld. Am 5.6. wurde das Um­
weltzentrum in Bielefeld von Zivilpo­
lizisten durchkämmt. Die in August­
dorf erscheinende Soldatenzeitung 
"Rührt Euch" hat dort ihre Kontakt­
adresse. Gegen den presserechtlich 
Verantwortlichen U. Meier und drei 
Verteiler wird ermittelt wegen "ver­
fassungsfeindlicher Einwirkung auf 
die Bundeswehr". Mittels Hausdurch­
suchung wollte die Staatsanwalt­
schaft Dortmund Beweismittel wie 
Druckvorlagen etc. sammeln. Sie 
sucht die Redakteure. Bislang ohne 
Erfolg. Inzwischen hat sie einen er­
neuten Durchsuchungsbefehl bean­
tragt. Der Augustdorfer Kasernenfüh­
rung sind die Veröffentlichungen in 
der seit über einem halben Jahr von 
Soldaten herausgegebenen Zeitung 
(die Pressestelle der Staatsanwalt­
schaft spricht von "Störpropaganda 
gegen die Bundeswehr") an den Nerv 
gegangen. Erst versuchten Offiziere, 
den Soldaten das Lesen der Zeitung zu 
verbieten, danach hetzte man den 
Verteilern die Polizei auf den Hals und 
jetzt den Staatsschutz. Aber weder 
konnte bisher verhindert werden, daß 
die Soldaten die Zeitung kriegen, noch 
konnte der organisierte Widerstand in 
der Kaserne unterdrückt werden. Dort 
ist z.B. an mehreren Stellen mittler­
weile die Parole: "Wachausgleich aba 
dalli dalli" zu lesen, um der Forderung 
nach Dienstausgleich für Wach- und 
Bereitschaftsdienst mehr Nachdruck 
zu verleihen.— (E.T.)

Westberlin. 2500 Menschen beteiligten sich am 21.6., dem Vorabend der Be­
satzerparade, an einer "Jubelparade für Aufrüstung und Krieg". Auf dieser De­
monstration wurde der westdeutsche Revanchismus, dessen Kriegsziele ange­
griffen mit Parolen wie : "Schlesien, wir kommen!", "Der Ural muß deutsch 
werden!", "Für ein Reich in den Grenzen von 1212!".— (kla)

Änderung des Asylrechts 
für Ostflüchtlinge

Stuttgart. Seit 1. Juni ist ein Erlaß 
des baden-württembergischen Innen­
ministeriums in Kraft, wonach auch 
Flüchtlinge aus dem Ostblock Asyl be­
antragen müssen. Flüchtlinge aus Al­
banien, Bulgarien, Polen, Rumänien, 
Ungarn, der Sowjetunion und der 
Tschechoslowakei konnten bislang 
auch ohne Anerkennung als politisch 
Verfolgte in der BRD bleiben. Sie kön­
nen aber auch künftig bleiben, wenn 
ihr Antrag abgelehnt wird. Ebenso 
sind illegale Einreise, illegaler Auf­
enthalt und widerrechtliche Inan­
spruchnahme von Sozialhilfe keine 
Abschiebungsgründe — im Gegensatz 
zu den Vorschriften für Asylbewerber 
aus anderen Ländern. Die "Wohl­
fahrtsverbände" kritisieren die Rege­
lung als "überflüssig". Bleibt alles 
beim alten? Die Reaktion hat die 
Asylverfahren nicht eingeführt, um 
die Zahl der Flüchtlinge zu verrin­
gern. Sie wird die Verfahren zur Hetze 
über politische Unterdrückung in den 
genannten Staaten und für revanchi­
stische Propaganda nutzen. — (evc)

"Macht Schluß miit dem 
Terror der Grauen Wölfe!"

Mannheim. Unter dieser Parole 
forderten am 22.6. ca. 130 Antifaschi­
sten in einer Demonstration: "Verbot 
der 'Türk Föderation’! Verbot des 
’Türk Ocagi' in Mannheim sowie 
Schließung seines Büros in T 6, 2! Ver­
bot aller faschistischen Organisatio­
nen!" In ihrem Aufruf schrieb die An­
tifaschistische Aktionseinheit Mann­
heim dazu: "Die 1978 in Schwarzen­
born (Bayern) gegründete Türk Föde­
ration ist die Auslands-Tarnorganisa­
tion der MHP ... Der 1976 gegründete 
Türk Ocagi (Türkischer Kulturverein) 
in Mannheim, T6, 2 ist Mitglied in der 
faschistischen Türk Föderation und 
stellt einen regionalen Schwerpunkt 

für deren Aktivitäten dar." Die Ak­
tionseinheit hat über diese Aktivitä­
ten eine Dokumentation zusammen­
gestellt. Sie strebt eine bisher noch 
nicht gelungene Einigung mit DKP und 
GRÜNEN an zu dem Zweck, im Ge­
meinderat einen Antrag zur Unter­
stützung der obigen Forderungen ein­
zubringen. — (tht)

Wird ein Verbot der 
ATIF vorbereitet?

Stuttgart. Am 12.5. wurde die re­
volutionäre türkische Organisation 
ATIF von Mitgliedern des "Türkischen 
Kulturzentrums", das von der "Türk- 
Föderation" (Graue Wölfe) unterhal­
ten wird, angegriffen, während sie für 
eine Veranstaltung Plakate klebte. 
Die Stuttgarter Kriminalpolizei star­
tete umgehend in Zusammenarbeit 
mit dem Landeskriminalamt eine 
großangelegte Razzia, bei der u.a. ein 
Wohnheim und die Räume der ATIF 
durchsucht und willkürlich 21 Türken 
verhaftet wurden. Die "Stuttgarter 
Zeitung" stellte die Auseinanderset­
zung so dar, als ob die ATIF das türki­
sche Kulturzentrum angegriffen und 
einen Schuß abgegeben hätte. Auf ei­
ner Pressekonferenz protestierte die 
ATIF gegen diese Darstellung und for­
derte das Verbot der Türk-Födera­
tion. Die Falschdarstellung wurde von 
der Presse zwar zugegeben, aber bei 
derartigen "türkischen Rivalitäten" 
wisse sowieso kein Mensch, worum es 
eigentlich gehe. Gleichzeitig wurde 
darauf hingewiesen, daß die ATIF im 
baden-württembergischen Verfas­
sungsschutzbericht von 1983 als 
stärkste Gruppe der "türkischen neuen 
Linken" genannt wird. Es wird ver­
sucht, eine Argumentation aufzubau­
en, die direkt anknüpft an das Verbot 
von DEV-SOL und Halk Der sowie der 
palästinensischen Organisationen 
GUPS und GUPA wegen "Austragung 
gewalttätiger Auseinandersetzungen 
in der BRD". — (rac)
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Kommunistenprozesse

Einzelne Erfolge — aber 
kein Sieg auf Dauer

Hannover. Gegen 21 Pädagogen 
hatte die Albrecht-Regierung im No­
vember 1981 Ermittlungen eingelei­
tet, weil sie zu den Kommunalwahlen 
für die DKP kandidiert hatten. Gegen 
15 beamtete Lehrer wurden von den 
Bezirksregierungen Weser-Ems und 
Hannover Gerichtsverfahren auf den 
Weg gebracht. Die bisherige Bilanz 
ist: Karl-Otto Eckartsberg (Hanno­
ver), Udo Paulus (Hildesheim), Alies 
Klüver (Leer) und Dagmar Lembeck 
(Hannover-Garbsen) sollen laut Ge­
richtsbeschluß aus dem öffentlichen 
Dienst entfernt werden. Gegen Anke 
Pfitzner (Hannover) ist wegen Verfah­
rensfehlern im Vorermittlungsverfah­
ren der Prozeß auf unbestimmte Zeit 
ausgesetzt. Thomas Schultze-Kranert 
aus Oldenburg, wo die DKP das lan­
desweit beste Kommunalwahlergebnis

teidigt Dagmar Lembeck (DKP). Eine "Aktionseinheitspolitik" zu den Bedin­
gungen der SPD.

erzielte, wurde von dem Vorwurf der 
Treuepflichtverletzung freigespro­
chen. Seine Kandidaturen für die DKP 
seien zwar objektiv ein Dienstverge­
hen, er habe aber nicht schuldhaft ge­
handelt, weil er damals das sogenann­
te "Peter-Urteil" nicht kannte. Fast 
zeitgleich hebt das Oberverwaltungs­
gericht Lüneburg die 1974 verhängte 
fristlose Kündigung des Grundschul­
lehrers Hans-Joachim Müller (Olden­
burg) auf, der wegen Mitgliedschaft in 
der DKP entlassen worden war. Die 
Bezirksregierung Weser-Ems muß 
Müller die 50-prozentige Kürzung sei­
ner Bezüge nachzahlen — das sind 
rund 150000 DM.

In Hannover sitzt Otto Groschupf 
der Disziplinarkammer vor, der seine 
erste Bewährungsprobe im Prozeß ge­
gen den Psychologie-Professor Peter 
Brückner bestand. Otto Groschupf, 

dessen Vorliebe für akkurate Anzüge, 
kalte Büffets und Empfänge bekannt 
ist, setzte sich dementsprechend mit 
dem Programm der DKP auseinander. 
Er vermisse im DKP-Programm "jede 
Erörterung des in den letzten Jahr­
zehnten erheblich gestiegenen Le­
bensstandards", beschwerte er sich im 
Prozeß gegen Karl-Otto Eckartsberg. 
Im Urteil gegen Udo Paulus formuliert 
Groschupf:
"Die wesentliche Aussage des Pro­
gramms ist:

"Die Partei erstrebt die grundle­
gende Umgestaltung der gesell­
schaftlichen Verhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland",

also nicht nur die Weiterentwicklung 
auf der Basis des Vorhandenen, eben 
eine andere Republik. Während das 
Grundgesetz von der Würde der Ein­

zelperson ausgeht, ist das Programm 
der DKP auf Einordnung des Menschen 
in ein Kollektiv ausgerichtet. Ange­
sichts der Gegenüberstellung von Ar­
beiterklasse und Monopolkapital oder 
ähnlich diffamierenden Bezeichnun­
gen ist Rechtsgleichheit der Men­
schen nicht gesichert". Kurzum, wer 
die Würde der Einzelperson, des Mo­
nopolkapitalisten antastet, das Recht 
zu haben, das Kollektiv, die Arbeiter­
klasseauszubeuten, der muß mit Ver­
folgung rechnen.

Gegen die Verfolgung der DKP- 
Kandidaten hat sich eine breite Soli­
daritätsbewegung entwickelt. Beson­
ders bedeutsam ist, daß diese Unter­
stützung nicht nur von den DGB-Ge­
werkschaften, die für den öffentli­
chen Dienst zuständig sind (GEW und 
ÖTV) gewährt wird, sondern die DGB- 

Kreise Hannover und Hildesheim ins­
gesamt sich solidarisch erklärt haben.

Andererseits ist bedauerlich, daß 
die DKP ihre Verteidigung in erster 
Linie auf der Beteuerung ihrer Verfas­
sungstreue aufbaut, und darauf, daß 
die betroffenen Lehrer "gute" Lehrer 
gewesen seien und nicht indoktriniert 
hätten, also sich einläßt auf die "Ein­
zelfallprüfung", wie sie das "Peter- 
Urteil" vorschreibt. Damit hat die 
DKP dem SPD-Spitzenkandidaten für 
die kommenden Landtagswahlen, Ger­
hard Schröder, das Bett für seinen 
Wahlkampf bereitet. In seiner Eigen­
schaftals Anwalt verteidigte er Dag­
mar Lembeck. Otto Groschupf wußte 
ihm zu danken: "Das Verfahren hat in 
einer positiveren Atmosphäre statt­
gefunden als frühere", und Groschupf 
bedankte sich bei Schröder, daß er als 
einziger zur Urteilsbegründung im 
Saal geblieben war. Aus Angst, sein 
linkes Image zu verlieren, antwortete 
Schröder schnell: "Ich bin nur geblie­
ben, um die Berufung zu Protokoll zu 
geben."

Anstatt eine "Aktionseinheitspoli­
tik" zu betreiben, die nur dazu führt, 
daß die SPD ihre Politik entfalten 
kann, wäre es doch naheliegend, eine 
Kampagne zu entfalten, die sich zum 
Ziel setzt, dem Verfahren gegen die 
BRD bei der Internationalen Arbeits­
organisation (ILO) zum Erfolg zu ver­
helfen. Das Verfahren zielt darauf, 
die BRD aufzufordern, das ILO-Ab- 
kommen Nr. in einzuhalten und Dis­
kriminierungen in Beschäftigung und 
Beruf zu unterlassen. — (kar)

Ausländerpolitik NRW
Sicherung des

Aufenthaltsstatus!

Essen. Auf Initiative des Essener 
Ausländerbeirates wurde am 5.6.1985 
ein Brief an NRW-Innenminister 
Schnoor (SPD) auf einem Treffen ver­
schiedener Ausländerbeiräte des 
Ruhrgebiets (Oberhausen, Moers, 
Herten, Dortmund, Gladbeck, Essen) 
verabschiedet. Darin wird Schnoor 
aufgefordert, in Anlehnung an die 
Praxis in Hessen, "1. bei befristeten 
Aufenthaltserlaubnissen aufenthalts­
beendende Maßnahmen nur dann zuzu­
lassen, wenn der Aufenthalt bei Ein­
reise des Ausländers vor .Vollendung 
des 55.Lebensjahres weniger als fünf 
Jahre betrug. 2. bei unbefristeten 
Aufenthaltserlaubnissen ... eine 
nachträgliche Befristung nicht zuzu­
lassen." Die Beiräte wenden sich 
gegen die Ausländerpolitik der SPD- 
Landesregierung, die sich in keiner 
wesentlichen Frage von der reaktio­
nären Politik der Bundesregierung ab­
grenzt.

So sehen die Vorschläge der "Kom­
mission Ausländerpolitik" von I983j 
die die wesentliche Grundlage des von
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Bundesinnenminister Zimmermann 
(CSU) geplanten neuen Ausländerge­
setzes sind, eine Verschärfung aufent­
haltsbeendender Maßnahmen wegen 
Sozialhilfebezuges vor. Sozialhilfebe­
zug "kann" im geltenden Ausländerge­
setz zur Ausweisung führen, in Zu­
kunft "soll" er.

Die "Grundsätze für die Verlänge­
rung der Aufenthaltserlaubnis" des 
NRW-Innenministeriums vom August 
1984 nehmen in diesem Punkt die Ver­
schlechterung des Ausländergesetzes 
vorweg: "Ist der ausländische Arbeit­
nehmer zur Bestreitung seines Le­
bensunterhalts im wesentlichen auf 
die Inanspruchnahme von Sozialhilfe 
angewiesen, ist eine befristet erteilte 
Aufenthaltserlaubnis im Regel­
fall nachträglich zeitlich zu ver­
kürzen, ihre Verlängerung zu versagen 
oder die Ausweisung zu verfügen."

Im Herbst 1984 stellte das Essener 
Aktionsbündnis "Frankfurter Appell" 
an die Stadt Essen die Forderung, daß 
aus Essen überhaupt niemand wegen 
Sozialhilfebezug ausgewiesen wird. 
Die Forderung der Ausländerbeiräte, 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
nach fünf Jahren unmöglich zu ma­
chen, würde für viele ausländische Ar­
beiter eine Verbesserung ihrer Stel­
lung bedeuten. Allerdings ist die lange 
Frist nicht einzusehen. Oder sollten 
die Ausländerbeiräte davon ausgehen, 
daß die ausländischen Arbeiter bzw. 
ihre Familienangehörigen sich das 
Recht auf Sozialhilfe erst "verdienen" 
müssen? — (syb)

Stadtwerke Neumünster
CDU will Beteiligung 
der NWK durchsetzen

Neumünster. Die Norddeutschen 
Faserwerke, der größte Stromabneh­
mer in Neumünster, fordern seit ge­
raumer Zeit von den Stadtwerken gün­
stigere Stromtarife und v.a. eine di­
rekte Stromleitung an das Werk. Vor 
nicht allzulanger Zeit müssen sie den 
Stadtwerken bzw. der Stadt Neumün­
ster ordentlich zugesetzt haben, denn 
einige Herren der Stadt sahen sich da­
zu auserkoren, sich ernste Gedanken 
über die Zukunft der Neumünsteraner 
Stromversorgung zu machen. Kein 
Wunder, denn Nordfaser drohte v.a. 
mit einer eventuellen Betriebsverle­
gung an günstigere Stromgefilde 
(Nordfaser hat 1400 Beschäftigte).

Aus diesem Grund verhandelten 
Oberbürgermeister Harder und Stadt­
rat Haller (CDU, zuständig für die 
Stadtwerke, gleichzeitig Unterneh­
mensverbandsvorsitzender) mit der 
NWK über deren möglichen Einstieg in 
die Stadtwerke NMS und mit Staatsse­
kretär Keussen vom schleswig-hol­
steinischen Wirtschaftsministerium 
über Fragen des Durchleitungsrechts 
von Strom durch Fremdunternehmen 

für Nordfaser. Das Ziel dieser Opera­
tion besteht in folgendem: Erstens 
will die CDU auch in Zukunft über 6 
Mio. DM jährlich in Form einer Kon­
zessionsabgabe von den Stadtwerken 
in den städtischen Haushalt überfüh­
ren, der aufgrund von Industrieansied­
lungsprojekten einen enormen Finanz­
bedarf hat. Zweitens soll bis 1993 in 
allen Kohlekraftwerken in der BRD 
eine Rauchgasentschwefelungsanlage 
eingebaut sein. Die würde für das 
Wärmekraftkopplungswerk der Stadt­
werke mindestens 20 Mio. DM kosten. 
Das wiederum könnte unter Umstän­
den die Stadtwerke dazu zwingen, von 
großen Stromkunden den Anteil für 
Umweltschutz einzufordern, den die­
se aufgrund ihres hohen Bedarfs ei­
gentlich zahlen müßten. Damit dies 
nicht passiert, müssen die gestiegenen 
Stromerzeugungskosten auf die klei­
nen Stromverbraucher, also die priva­
ten Haushalte abgewälzt werden. Für 
diese beträgt der Strompreis in Neu­
münster jetzt schon 18,5 Pf/kwh, 
während Großbetriebe, die mit den 
Stadtwerken Sondertarife aushan­
deln, im Durchschnitt nur 12,5 Pf/kwh 
bezahlen.

Welche Rolle spielt nun die NWK? 
Zuerst muß man wissen, daß die NWK 
über den VEBA-Konzern mit Nordfa­
ser verschwistert ist. Man kann ah­
nen, daß der Strompreis, den Nordfa­
ser bei Belieferung durch die NWK 
zahlen wird, nicht besonders hoch sein 
wird.— In den letzten Jahren hat sich 
die NWK in die städtischen Energie­
versorgungsunternehmen eingekauft, 
so in Kiel, Bad Segeberg und Bremen. 
In Kiel produzierten die ansässigen 
Stadtwerke den größten Teil des 
Strombedarfs selbst. Nach dem Ein­
stieg der NWK wurden jedoch eigen­
ständige Stromerzeugungspläne ge­
strichen. Mit Preissteigerungen zwi­
schen 8,3 und 13,1% konnte sie Rie­
sengewinne erwirtschaften. Bei einem 
Einstieg der NWK in die Stadtwerke 
Neumünster würden die Strompreise 
für Kleinverbraucher steigen, für 
Großverbraucher sinken und sinnvolle 
kommunale Energiekonzepte von 
vornherein unmöglich ge­
macht. — (stk, brb)

Humangenetik
Beratung in faschistischer

Tradition

Hamburg. Nach einem Einbruch in 
die humangenetische Beratungsstelle 
des Allgemeinen Krankenhauses 
Barmbek in Hamburg im Frühjahr 
1984 wurde bekannt gemacht, daß die 
leitende Ärztin dort in rassistischer 
Tradition und mit denselben Methoden 
berät und Sterilisationsempfehlungen 
für jugendliche Patientinnen aus der 
Psychiatrie abgibt.

Zur Tradition: "Aufgabe humange­

netischer Beratung ist die Verhü­
tung von Nachkommen mit besonders 
schweren Erbkrankheiten oder 
mit beeinträchtigenden Behin­
derungen", definiert die Ärztin ihr 
Ziel. Senatsoffiziell lautet der Ar­
beitsauftrag: "Beratung und Aufklä­
rung über die möglichen Schäden eines 
zu erwartenden Kindes ... und Hilfe­
stellung zur eigenverantwortlichen 
Entscheidung" (Hervorhebungen v. 
Verf.).

Zur Methode: Die Ärztin betreibt 
Handfurchenstudien und legt Stamm­
bäume an. Sie unterstellt dabei die 
Vererbbarkeit von psychischen Krank­
heitsbildern ebenso wie von sozial ab­
weichendem Verhalten. Nach dem 
Motto: der Vater ein "lebensuntaugli­
cher Trinker", "erheblicher Klein­
wuchs der Mutter" aufgrund eines 
Schocks, "Halbschwester Sonderschü­
lerin", "Bruder mit ähnlichen Sympto­
men behaftet" befürwortet sie "aus­
drücklich" die Sterilisation einer jun­
gen Frau, die ihr ganzes Leben einge­
sperrt in Heimen und Anstalten ver­
bringen mußte.

In einer von der Grün-Alternativen- 
Liste (GAL) beantragten aktuellen 
Stunde haben die Bürgerschaftsabge­
ordneten von CDU und SPD die Barm­
beker Ärztin ausdrücklich gegen den 
Rassismusvorwurf verteidigt und die 
Schwierigkeiten der Familien mit be­
hinderten Kindern hervorgehoben— zu 
denen gerade diese bürgerlichen Poli­
tiker durch Gesetzgebung und Finanz­
politik entscheidend beitragen.

Humangenetiker und Volkswirte le­
gen Kosten-Nutzen-Rechnungen vor, 
die die Notwendigkeit der "Ausmer­
zung" aller nicht gesunden, ausbeut­
baren Menschen nahelegen und an ei­
nem gesellschaftlichen Konsens ar­
beiten, daß lebenswert nur ein Leben 
ist, das im Dienste der "Volksgemein­
schaft" bewußt verausgabt wird. "In 
neuerer Zeit sind solche Kosten-Nut­
zen-Analysen auch für die Bundesre­
publik erstellt worden . .. Würden z.B. 
alle Schwangerschaften von Frauen 
über 40 Jahren untersucht, so wären 
11000 pränatale Diagnosen erforder­
lich. Hierbei würden Kosten von 
28000 DM pro Schwangerschaft mit 
chromosomgeschädigter Frucht ent­
stehen. Demgegenüber würden die 
durchschnittlichen Kosten einer 
lebenslangen Betreuung des ausgetra­
genen Kindes etwa 200000 DM betra­
gen ..." (Prof. Tünte, Münster). Wirt­
schaftliche Gründe sprächen nicht ge­
gen eine Ausweitung der Beratung, 
"da mit zusätzlich investierten Geld­
beträgen spürbare Einsparungen in 
den Bereichen Therapie, Rehabilita­
tion und Pflege Behinderter sowie 
Volkseinkommenszuwächse (durch 
mehr arbeitsfähige Geburten, d. 
Verf.) erzielt werden".
Quellenhinweis: Udo Sierk, Nati Rat- 
ke, Die Wohltätermafia; Plenarproto­
koll der Bürgerschaft 11/32- (mek)
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Technisches Landesmuseum

"Versöhnung von Mensch und Technik" 
und einiges mehr für das Kapital

Mannheim. Am 18. April legten der 
baden-württembergische Minister­
präsident Späth und OB Widder ge­
meinsam den Grundstein zum "Lan­
desmuseum für Technik und Arbeit", 
das 1989 seine Pforten öffnen soll. 130 
Mio. DM sind als Bausumme veran­
schlagt; sie werden vom Land Baden- 
Württemberg aufgebracht, während 
die Stadt Mannheim das zentral gele­
gene Grundstück kostenlos beisteuer­
te. Von den laufenden Unterhaltsko­
sten (man rechnet mit jährlich 10 Mio. 
DM) soll die Stadt ein Drittel über­
nehmen.

Wissenschaftsminister Engler 
schwärmte auf der .Jahrestagung des 
Deutschen Museumsbundes, die sich 
mit dem Thema: "Technik und Tech­
nikkritik in Museen" befaßte: Das

Wissenschaftsminister Engler und OB Widder erläutern der Landespressekon­
ferenz das Museums-Projekt.

Landesmuseum werde die "spektaku­
lärste Errungenschaft unter den Mu­
seen" (des Landes) werden, es sei ein 
"Experiment mit großen Chancen".

Das Projekt geht zurück auf eine 
Anregung, die der Ministerpräsident 
im Jahre 1978 vor der Frauenhofer- 
Gesellschaft gemacht und dafür viel 
Lob erhalten hatte. Es war die Zeit, da 
die Bourgeois die "Technikfeindlich­
keit" der Jugend zu schmerzen be­
gann. Im Landtag fand der Vorschlag 
die Unterstützung von CDU, SPD und 
FDP. Sie forderten konzeptionelle 
Schwerpunkte wie: "die vielfältigen 
Versuche, den Übergang zum Indu­
striezeitalter menschenwürdig und 
sozial zu gestalten; die persönlichen 
Leistungen einzelner Bürger unseres 
Landes auf sozialem, sozialpoliti­
schem, technischem und industriellem 
Gebiet". Eine Projektgruppe wurde in­
stalliert samt Beirat, in dem neben 

verschiedenen Museen und Universi­
täten des Landes die beiden größten 
IHK-Bezirke, die Daimler-Benz-AG, 
DGB und DAG vertreten sind. Nach­
dem die Standortentscheidung auf 
Mannheim gefallen war, nahm dort ein 
"Museumsverein" und in diesem der 
ehemalige BBC-Vorstandsvorsitzende 
und jetzige IHK-Präsident Göhringer 
die Förderung des Museums auf. "Ver­
nichtung der Umwelt und der Arbeits­
plätze", klagt Göhringer im IHK-Ma­
gazin Rhein-Neckar, "sind Schlag­
worte einer undifferenzierten Be­
trachtung, die nicht erkennt oder er­
kennen will, daß die Technik dem 
Menschen immer Chancen und Risiken 
geboten hat, die er entsprechend ein­
schätzen und gestalten muß ... Unse­
re Zukunft wird weitgehend davon ab-

hängen, daß ein breiter Konsens der 
Bevölkerung hinsichtlich der weiteren 
technischen Entwicklung erreicht 
werden kann ... Es (das Landesmu­
seum, Red.) soll zeigen, was die Tech­
nik den Menschen an großen Vorteilen 
gebracht hat und welche Nachteile 
dafür in Kauf genommen werden muß­
ten." An gleicher Stelle nennt Späth 
das zu lösende Problem kurz "die Ver­
söhnung von Mensch und Technik". 
Und OB Widder (SPD) beim Hammer­
schlag auf den Grundstein: Der Blick 
in die Geschichte der Sozialkonflikte 
werde zeigen, "daß es stets das größte 
Risiko war, dem Nicht-Fortschritt zu 
huldigen".

Das Lernziel— die Unaufhaltbarkeit 
der kapitalistischen Entwicklung und 
der damit verbundene Segen— ist de­
finiert, und man darf gespannt sein 
auf die Zubereitung des Materials, die 
modernste museumspädagogische 

Prinzipien ("Bitte anfassen!") ver­
wirklichen soll.

Göhringer und Späth begnügen sich 
freilich keineswegs mit dieser Ziel­
setzung. Das "Museum" ist so ange­
legt, daß es unabhängig von den Öff­
nungszeiten der Ausstellung in zahl­
reichen Seminarräumen und einem 
großen Vortragssaal der wissenschaft­
lich-technischen Ausbildung dienen 
kann; man denkt hier v.a. an VDI und 
VDE als Veranstalter. Daß das Gebäu­
de, welches zugleich eine Zentrale des 
Süddeutschen Rundfunks beherbergen 
wird, zu einem Knotenpunkt der Ka­
belkommunikation auserkoren ist, 
liegt nahe. Das Museum soll später 
auch Eckpunkt eines zu errichtenden 
innovativen Gewerbegebietes sein. 
OB Widder kündigte letztes Jahr an, 
es seien ergänzende Forschungs- und 
Wirtschaftseinrichtungen geplant; 
man suche Unternehmen, die sich in 
der Nähe des Museums niederlassen 
wollten. Inzwischen ist das unmittel­
bar vor dem künftigen Museum liegen­
de Grundstück an Nixdorf abgegeben, 
der seine Mannheimer Zweignieder­
lassungwesentlich erweitern möchte. 
Wenn OB Widder das "Museum" auch 
als Projekt der Wirtschaftsförderung 
preist, hat er sicherlich nicht nur die 
Bau-Millionen vor Augen.

Daß sich Göhringers Museumsverein 
vor allem auch vorgenommen hat, in 
der Stadt eine breite Akzeptanz für 
das Museum zu bekommen, hat Grün­
de: Am Anfang des Museums stand der 
Krach um die Verlegung des Maimark­
tes. Späth, der mehrere Baugelände in 
Mannheim angeboten bekam, bestand 
auf genau dem Grundstück, auf dem 
bisher diese größte westdeutsche Re­
gionalschau stattfand. So wurde das 
Maimarktgelände für 31 Mio. DM ost­
wärts verschoben, gegen den Wider­
stand von 33000 Unterschreibern 
eines Antrags auf Bürgerbegehren. 
Die Grünen kritisierten aus diesem 
Zusammenhang heraus von Anfang an 
den Plan der Errichtung des Landes­
museums mit ökologischen und fi­
nanzpolitischen Argumenten. Daß 
ihnen die u.a. direkt gegen ihre An­
sichten gerichtete ideologische Kon­
zeption des Museums bisher nicht der 
Rede wert war, erstaunt.

Der DGB-Kreis Mannheim hat sich 
in einem Gesprächskreis im November 
1984 Gedanken zum Museum ge­
macht. Er fordert maßgebliche und 
mitbestimmende Beteiligung an der 
Museumskonzeption, besonders, wo es 
um die Darstellung der Arbeiterbewe­
gung geht. Man dürfe nicht nur das 
Bildungsbürgertum ansprechen. Ein 
Redner mahnte: "Wir müssen aufhören 
mit der inneren Opposition gegen das 
Landesmuseum." Vielleicht kommt 
die Kritik an dem reaktionären Muse­
umsprojekt jetzt besser in Gang, wenn 
die ausführliche, dem Landtag vorlie­
gende Konzeption veröffentlicht 
wird. — (tht)
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Hessen: SPD/Grüne
Börner verheißt Profite 
mit Umwelttechnologie

Frankfurt. Die von SPD und Grünen 
gemeinsam vorgelegten Änderungsan­
träge zum hessischen Haushalt für 
1985 sind im wesentlichen folgende:

— Die für den Erweiterungsbau der 
Justizbehörden in Frankfurt vorgese­
henen Mittel werden um 1 Mio. DM 
gekürzt.

— Die Mittel für Bau und Ausstattung 
von Altenheimen werden um 300000 
DM gekürzt, stattdessen werden die 
Mittel für Zuwendungen zugunsten 
ambulanter Hilfsdienste für Alte und 
Behinderte um eine halbe Million DM 
erhöht.

— Für den Bau von Landesstraßen soll 
das Land 5 Mio. DM weniger als bis­
lang geplant ausgeben.

— 200000 DM sollen für "Friedensfor- 
schung in Forschung und Lehre” an 
hessischen Hochschulen ausgegeben 
werden.

— 1,5 Mio. DM sind für den Bau von 
Frauenhäusern vorgesehen.

— 250000 DM sollen für Asylbewerber 
und der gleiche Betrag für die Betreu­
ung von ausländischen Arbeitnehmern 
und ihre Familien ausgegeben werden. 
Zur Unterstützung von Roma und 
Sinti sollen hessische Gemeinden 
100000 DM zugewiesen bekommen.

Für eine “Feldstudie bürgernaher 
Rundfunk“ sind 100000 DM angesetzt.

— Ferner soll eine neue Forschungs­
einrichtung geschaffen werden, die 
untersuchen soll, welche sozialen Fol­
gen der technische Fortschritt hat. 
(500000 DM)

— Für die Förderung alternativer 
Wirtschaftsformen sind 7 Mio. DM 
veranschlagt.

Diese Änderungsgesetze waren u.a. 
Bedingung für die Haushaltszustim­
mung der Grünen. Die Fraktion der 
Grünen schätzt die Gesetze als Erfolg 
ein, allerdings “besteht jetzt die Ge­
fahr, daß unter dem Mantel des Um­
weltschutzes unsere politischen Vor­
stellungen in ihr Gegenteil verkehrt 
werden". (Landesmitgliederver­
sammlungsergebnisse der Grünen v. 
8.6.85). Kommentar von Fundamenta­
list H. Kleinert zur bevorstehenden 
Koalition mit der SPD: “Die SPD wird 
den Grünen ständig das Fell über die 
Ohren ziehen". Eine Kostprobe davon, 
zu wessen Gunsten Börner "rot-grüne“ 
Politik machen wird, gibt er in seiner 
Haushaltsrede. Zunächst tritt er. 
ziemlich "antikapitalistisch“ auf: Er 
wolle seine Politik des "Gegenge­
wichts" zu Bonn auch gegen die Inter­
essen wirtschaftlicher Macht durch­
setzen. (Die IHK Frankfurt und andere 
Unternehmerverbände Hessens hatten 
gegen die "rot-grüne Koalition" prote­
stiert). Er tritt aber nur gegen die 
"altmodischen" Kapitalisten auf, denn 
er bedauert, daß "das Management

vieler deutscher Firmen häufig zu 
konservativ an überkommenen Pro­
dukten und Produktionen festgehalten 
und die großen Zukunftsmärkte den 
Initiativen ihrer ausländischen Kon­
kurrenten überlassen habe.“ Seinen 
Appell richtet er folgerichtig an die 
hessischen Unternehmen, den Mut für 
Investitionen, v.a. im Bereich der Um­
welttechnologien, zu finden. Als Bei­
spiel führt er die Erfolge der Japaner 
auf dem Gebiet der Abgasreinigung 
großer Kohlekraftwerke an. Für die 
Bezuschussung dieser "Weltmarktof- 
fensive" verbürgt er sich im Namen 
der "rot-grünen" Koalition. — (rst)

R ichterwähl
Gerichtspräsidenten künftig 
vom Innenminister bestimmt

Kiel. In Schleswig-Holstein werden 
die Präsidenten und Vizepräsidenten 
der Gerichte künftig nicht mehr ge­
wählt, sondern allein vom Justizmini­
ster bestimmt. Ende Mai verabschie­
dete die CDU-Landtagsmehrheit die­
se Änderung des Richtergesetzes.

Zur Begründung gab Justizminister 
Schwarz an, es hätten "verfassungs­
rechtliche Bedenken" gegen die Wahl 
dieser Richter bestanden. Da von den 
elf Mitgliedern des sog. Richterwahl­
ausschuß fünf Richter seien, hätten 
bei der erforderlichen 2/3-Entschei- 
dung letztlich die Richter eine Sperr­
minorität bilden und die Wahl eines 
Gerichtspräsidenten gegen ihren Wil­
len blockieren können. Das Argument 
ist vordergründig: Auch nach der bis­
herigen Rechtslage brauchte die Lan­
desregierung den vom Wahlausschuß 
gewählten Kandidaten nicht zu benen­
nen; nach einem weiteren Wahlgang 
gegen den Kandidaten des Ministers 
war die Mitwirkung des Ausschusses 
zuende, der gewünschte Bewerber 
konnte dann von der Landesregierung 
allein ernannt werden.

’ Ist die Gesetzesänderung also prak­
tisch bedeutungslos? Keineswegs, 
denn bisher waren Rücksichten bei der 
Besetzung der Chefposten auf die par­
lamentarische Opposition und auf die 
Richterschaft zu nehmen. Ohne eini­
gen Eklat ließ sich ein Kandidat gegen 
deren Willen nicht durchsetzen. Sol­
ches Aufsehen fürchtet die Landes­
regierung für die Zukunft. Denn die 
Justiz ist nicht mehr der monolithi­
sche Block wie noch vor 15, 20 Jahren. 
Die Auseinandersetzungen in der Ge­
sellschaft machen vor den Türen der 
Gerichte nicht mehr halt: Eine wach­
sende Minderheit von Richtern ist ge­
werkschaftlich organisiert, viele Hun­
derte treffen sich mehrmals jährlich 
auf einem sog. "Richterratschlag", wo 
sie aktuelle politische Fragen wie die 
Asylgesetzgebung, Datenschutz, Ra­
ketenstationierung usw. diskutieren, 
hierzu Beschlüsse fassen und sich ge­
gen die herrschende Rechtsprechung 
wenden. In solcher Lage ist der Bedarf 
an Gerichtspräsidenten, die die ge­
sellschaftlichen Kämpfe aus ihren Ge­
richten heraushalten und die Fahne 
der "unpolitischen Justiz“ hochhalten, 
groß.

Die Landesregierung kann jedoch 
nicht verbuchen, bestehende Wider­
sprüche mit der Gesetzesänderung 
mundtot gemacht zu haben. Die Lü­
becker Richter, die im vergangenen 
Jahr vom Justizminister mit Diszipli- 
narmaßnahmen wegen ihrer Zeitungs­
anzeige gegen die Raketenstationie­
rung überzogen worden waren, haben 
in einer ersten Pressemitteilung fest­
gestellt, daß Schwarz jetzt die "Ver­
trauensbasis zur Richterschaft end­
gültig zerstört" habe. Und auch aus 
der eigenen politischen Ecke kommt 
herbe Kritik: Der Vorsitzende des 
Landesrichterverbandes Petersen, 
selbst CDU-Mitglied, wirft Schwarz 
in der Presse vor, "das letzte Bollwerk 
gegen Ämterpatronage eingerissen" 
zu haben. — (hoo)

Dr. Schwarz, Justizminister von 
Schleswig-Holstein 1969-79 und seit 
1983
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Augsburger Zentralklinikum

Vierhundert Stellen und die Fünftagewoche:
Das Streichungsprogramm ist brutal, die Gegenwehr lebhaft

Augsburg. Für das Zentralklinikum 
Augsburg fordert der Bayerische 
Kommunale Prüfungsverbarid die 
Streichung von 400 Vollzeitstellen, 
was durch die grassierende Teilzeitar­
beit insgesamt 5-600 Stellen ergeben 
würde. Diese Forderung, erhoben in 
einem umfangreichen und teuren Gut­
achten, ist die Antwort des Verbandes 
auf eine Auseinandersetzung zwi­
schen dem Krankenhauszweckverband 
Augsburg (KZVA), der der Träger des 
Klinikums ist, und den Krankenkassen 
um die Höhe des Pflegesatzes. Der 
KZVA hatte einen Tagespflegesatz 
von zunächst 311, heute 330 DM als 
kostendeckend errechnet, die Kassen 
dagegen nur 266 DM. Die Regierung 
von Schwaben hat das Gutachten in 
Auftrag gegeben und auf seiner 
Grundlage nun einen Pflegesatz von 
291,92 festgesetzt, knapp 20 DM un­
ter dem kostendeckenden.

Das Zentralklinikum Augsburg war 
in den 60er Jahren geplant und bis 
1982 errichtet worden. Es ist mit 1400 
Betten das größte kommunale Kran­
kenhaus der BRD; von den 4000 Be­
schäftigten sind 3000 Frauen. Bis zu 
seiner Fertigstellung war im gesam­
ten Regierungsbezirk Schwaben, von 
Nördlingen bis Lindau, kein Kran­
kenhaus der maximalen Versorgungs­
stufe (Versorgungsstufe III) vorhan­
den, in Augsburg außer in Haunstetten 
keine Abteilung für Gynäkologie und 
Geburtshilfe in kommunaler Hand. 
Wie in Bayern jetzt immer noch teil­
weise der Fall, waren die medizini­
schen Spezialeinrichtungen auf die 
Universitätskliniken Würzburg, Erlan­
gen und München sowie auf Nürnberg 
konzentriert. Es bestand und besteht 
ein Bedarf an mehr Kliniken höchster 
Versorgungsstufe, über das Land ver­
teilt, ausgestattet mit Abteilungen 
z.T. auch für Neurochirurgie, Gefäß­
chirurgie und Herzchirurgie.

Bei der Planung des Hauses ging die 
Stadt Augsburg von der Erwartung 
aus, das Klinikum würde als Medizini­
sche Akademie anerkannt und erhielte 
damit Anspruch auf Landesgelder. 
Außerdem bestand für die kommuna­
len und Kreiskrankenhäuser damals 
noch nicht die Verpflichtung zu einem 
kostendeckenden Pflegesatz, sondern 
es gab Ansprüche auf Landes- und 
Bundeszuschüsse. Seit Inbetriebnah­
me des Hauses entsteht nun ein Jahr 
für Jahr wachsendes Defizit, gegen­
wärtig 50 Millionen DM, das vor allem 
die Stadt Augsburg belastet, während 
die Patienten zu etwa einem Viertel 
aus dem näheren und weiteren Umland 
kommen, nämlich aus dem gesamten 
bayerischen Schwaben und teilweise 
aus Oberbayern. Die Anerkennung als

Klinische Akademie wurde trotz meh­
rerer Anläufe immer wieder von der 
Bayerischen Staatsregierung abge­
lehnt.

Interessenlage
Die Widerspruchslage ist also kom­
pliziert: Die Krankenkassen haben ein 
Interesse an niedrigen Pflegesätzen. 
Die Gemeinden haben ein Interesse an 
kostendeckenden Pflegesätzen, solan­
ge es keine Landeszuschüsse gibt. Gu­
te medizinische Versorgung ist teuer. 
Soll die medizinische Versorgung ver­
schlechtert werden? So argumentiert 

Die ständige Überbelegung des Klinikums — das Bild zeigt Patienten auf den 
Gängen — erfordert mehr Stellen statt Stellenabbau.

niemand. Die Gefahr besteht, daß die 
''Kompromißlinie" von Krankenkassen 
und Zweckverband so läuft, daß das 
medizinische Niveau gehalten, aber 
billiger erzeugt werden soll. Bereits 
heute müssen die Patienten für die er­
sten vierzehn Tage pro Tag 5 DM 
"Verpflegungskosten" bezahlen, und 
die Krankenkassen sind Arbeitgeber­
argumenten wie denen, viele Krank­
heiten seien selbstverschuldet, kei­
neswegs unzugänglich, wenn das zur 
Schonung der Beitragsmittel führen 
kann.

Die OTV hat wie auch die anderen 
Gewerkschaften in den letzten Jahren 
eine Diskussion um die hohen Krank­
heitskosten geführt. Sind die Profite 
der Pharmakonzerne ein entscheiden­
der Faktor? Die Honorare der Chef­
ärzte? Die Apparatemedizin? Wäre 
nicht das Wichtigste die Prävention 
von Krankheiten? Die "Humanisierung 
der Arbeitswelt"? In Bezug auf die 
jetzige Lage am Krankenhaus besteht 
bei der ÖTV Klarheit und Einigkeit: 
die Linie des Gutachtens, die Pflege­
sätze zu senken, indem den Beschäf­

tigten am Krankenhaus billigere Ar­
beit und mehr Arbeit abgezwungen 
wird, wird abgelehnt.

Um dagegen ihre Position zu ent­
wickeln, hat die ÖTV eine 34-seitige 
Stellungnahme erarbeitet, in der sie 
sich Punkt für Punkt mit dem Gutach­
ten auseinandersetzt. Ansatzpunkt 
der Kritik ist vor allem, daß die hoch­
dotierten Gutachter sich niemals auf 
die konkrete Analyse der Arbeitssitu­
ation am Krankenhaus eingelassen ha­
ben, sondern stets von errechneten 
oder vorgegebenen Durchschnittszah­

len ausgegangen sind, was in der Kon­
kretion zu Zynismus und Brutalität so­
wohl für Beschäftigte wie für Patien­
ten geführt hat. Die ÖTV hat im Klini­
kum die wichtigsten Punkte durch die 
Broschüre der ÖTV-Vertrauensleute 
breit bekannt gemacht und gegen die 
geplanten Stellenstreichungen bisher 
über 2000 Unterschriften in der Be­
legschaft gesammelt. Der Personalrat 
unterstützt den Kampf.

Für ihre Argumentation hat die ÖTV 
publizistische Unterstützung bei der 
Lokalpresse erhalten, obwohl der ja 
gewerkschaftliche Gedankengänge, 
die sich auf die Verteidigung des 
Lohns und des Normalarbeitstages 
richten, oft als unflexibel, altmodisch 
und egozentrisch gelten. Diesmal ist 
das anders, wobei es eindeutig eine 
Rolle spielt, daß die Leiterin des Pfle­
gedienstes, Annedore Berg, Teile der 
gewerkschaftlichen Argumentation 
mitträgt. Sie stellt etwa fest, daß 
viele Krankenschwestern wegen der 
beruflichen Belastung nach wenigen 
Jahren aufhören, und erklärt, "die im 
Prüfungsbericht vorgesehene Wieder-
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einführung der Sechstagewoche im 
Pflegeberuf würde gerade die erfah­
renen Doppelbelasteten aus dem Pfle­
geberuf vertreiben" (Augsbg. Allg., 
10.6.85).

Fünftagewoche
Die Fünftagewoche im Pflegebereich, 
d.h. zwei Tage frei, wurde 1982 er­
reicht und durch Dienstvereinbarung 
abgesichert. Es soll nicht mehr als sie­
ben Tage am Stück gearbeitet wer­
den. Allerdings ist es dann doch oft so, 
daß nach sieben Tagen nur ein Tag 
freigegeben wird. Die Arbeitsintensi­
tät ist sehr hoch; der Bettennutzungs­
grad liegt mit 95,83% und Spitzenwer­
ten bis zu 137,21% weit über der "vol­
len Auslastung", die laut DKG bei 85% 
erreicht ist. Die kurzen Liegezeiten 
(durchschnittlich 9,97 Tage 1984) er­
höhen ebenfalls die Arbeitsintensität, 
da jede Aufnahme und Entlassung von 
Patienten eine Reihe von Standardar­
beiten mit sich bringt. Obwohl damit 
die Arbeitsbelastung hoch ist und ent­
sprechend die Fluktuation der Be­
schäftigten erheblich, ist die Fünf­
tagewoche doch als wichtiger gewerk­

schaftlicher Erfolg zu bewerten.
Besteht eine Übereinstimmung der 

Interessen zwischen Beschäftigten 
und Patienten hinsichtlich kürzerer 
Arbeitszeiten des Personals? Wohl 
nicht völlig, denn spontan entwickelt 
ein Patient oft den Standpunkt, daß 
während seiner Anwesenheit auch 
stets die gleiche Besetzung des Pfle­
gedienstes bestehen soll, damit er 
"seine" Schwestern und Pfleger ken­
nenlernen kann und sie mit seinen Be­
schwerden und Bedürfnissen vertraut 
sind. Die Patienten, auf die eigene 
Gesundung konzentriert und nur kurze 
Zeit im Krankenhaus, können von sich 
aus kaum zu einer Kraft werden, die 
den gewerkschaftlichen Kampf am 
Krankenhaus unterstützt; das ist wohl 
eher eine Aufgabe der gewerkschaft­
lich organisierten Versicherten, also 
der Gewerkschaften. Obendrein gibt 
es nach wie vor an gar nicht so weni­
gen bayerischen Krankenhäusern tat­
sächlich Personal, das rund um die Uhr 
anwesend ist, nämlich die Kloster­
schwestern. Das übt einen ideologi­
schen Druck auf das weltliche Pflege­
personal aus, der nur deshalb nicht 

stärker ist, weil den Klöstern der 
Nachwuchs fehlt.

Aussichten
In der jetzigen Auseinandersetzung 
hat es die ÖTV mit dem Krankenhaus­
zweckverband, der Stadt Augsburg, 
der Regierung von Schwaben sowie 
mit den Krankenkassen zu tun. Durch 
die starke Fluktuation wäre innerhalb 
von etwa zwei Jahren durch Nichtbe­
setzen freier Stellen der Vollzug des 
Gutachtens hinsichtlich der geforder­
ten Stellenstreichungen möglich. An 
die Aufkündigung der Fünftagewoche 
scheint sich die sozialdemokratische 
Stadtverwaltung vorerst nicht heran­
zuwagen, aber durch die zahlreichen 
Überstunden (vgl. Kasten) besteht sie 
oft nur noch auf dem Papier.

Die ÖTV hat u.a. durch die Veran­
staltung von "Gesundheitstagen" in 
den letzten Jahren und die Kampagne 
"Arbeitsschutz am Krankenhaus" die 
Voraussetzungen für die gewerk­
schaftliche Diskussion über das Ge­
sundheitswesen und die Arbeitsbedin­
gungen der darin Tätigen verbessert.

— (elf, ael)

Aus der Stellungnahme 
der Augsburger ÖTV

"Die Anhaltszahlen der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG) 
werden im Gutachten häufig als 
Maßstab herangezogen. Verzerrun­
gen einer adäquaten Personalbemes­
sung ergeben sich nicht nur aus der 
Tatsache der Antiquiertheit der An­
haltszahlen (1969 aufgestellt 
— 1974 auf 40-Stunden-Wochenar- 

beitszeit hochgerechnet — mittler­
weile über 14 Jahre alt), sondern 
auch aus der Tatsache, daß z.B. für 
den Intensivbereich lediglich für die 
Versorgungsstufen 1 und II, nicht je­
doch für die Stufe III (Zentralklini­
kum Augsburg) Anhaltszahlen exi­
stieren. Dies führt im vorliegenden 
Gutachten zu erheblichen Verzer­
rungen."

"Für jährlich rund 1200 Konsilien 
(d.h. Beratung zwischen verschiede­
nen Fachärzten) im gefäßchirurgi­
schen Bereich wird ein Bedarf von 
0,2 Vollkräften angesetzt. Umge­
rechnet bedeutet das, daß der Prüfer 
ein gefäßchirurgisches Konsil nur 
dann für wirtschaftlich ansieht, 
wenn es nicht länger als 17 Minuten 
(einschl. Wegezeit etc.) dauert ... 
Das heißt, die Chirurgie auf ein mehr 
als drittklassiges Niveau zu holen."

"Unberücksichtigte Faktoren ... 
Die Pflegequalität wird im Zusam­
menhang mit den Berechnungen des 
Gutachtens überhaupt nicht als Maß­
stab in Betracht gezogen__ Unbe­
rücksichtigt läßt das Gutachten, daß
a) das Alter der Patienten in den 
letzten 10 Jahren gestiegen ist,
b) die Diagnose eine geradezu revo­

lutionäre Entwicklung nahm,
c) Operationen, die heute durchge­
führt werden, vor 10 Jahren in den sel­
tensten Fällen an der Tagesordnung 
waren,
d) völlig neue Therapieformen ent­
wickelt wurden (z.B. Zytostase-The- 
rapie und Strahlentherapie)."

"Berechnung des Nachtdienstes 
Normalpflege — Für 30 Stationen 
werden pauschal jeweils 1,25 Voll­
kräfte gerechnet. 1984 war der Ar­
beitsanfall auf vielen Stationen je­
doch so hoch, daß Sitzwachen hinzu­
gezogen werden mußten. Somit sind 
ca. 10 Stationen mit mindestens 2 
Nachtwachen besetzt. Das Gutachten 
läßt dies völlig unberücksichtigt. Au­
ßerdem schlägt das Gutachten vor, für 
die Neugeborenen auf zwei ver­
schiedenen Stationen nur eine 
Nachtschwester einzustellen — ein

In der Küche: Fließbandarbeit bei 
Kunstlicht

absurder und gefährlicher Vor­
schlag."

"Zentralküche: In diesem Bereich 
werden 18,3 Vollkräfte nicht aner­
kannt, obwohl

— die Leistungssteigerung ohne
wesentliche Personalmehrung
(+5,5%) zwischen 1982 und 1984 
+40% betrug,

— bereits eine Leistungssteigerung 
mittels Maximierung von Halbtags­
stellen (Anteil von 41,6%) versucht 
wurde,

— z.B. in den Monaten Juli/August 
1984 760 Mehrarbeitsstunden anfie­
len.
Würden die Gutachtervorschläge re­
alisiert, wäre die Essensversorgung 
im ZKA ernsthaft gefährdet."

"Reinigung:... Hinzu kommt, daß 
mit 133 m2 pro Istarbeitsstunde im 
Gutachten weit über die sonst übli­
chen Vorgaben des Bayer. Kommu­
nalen Prüfungsverbandes, nämlich 
100 m2 für den Krankenhausbetrieb 
sowie 85 m2 für den Stationsbereich, 
hinausgegangen wird."

"Wäscherei: Angesichts der Tatsa­
che

— einer weit überdurchschnittlichen
Leistung von 4,3 kg pro Pflegetag 
(Bundesdurchschnitt 1982 = 3,63
kg!),

— von 1155 Überstunden sowie 4436 
Stunden für Aushilfen im Jahr 1983,

— von 2650,5 Überstunden sowie 
3686,5 Stunden für Aushilfen allein 
von Januar bis August 1984
kann eine realistische Einschätzung 
nur lauten: Überstundenabbau und 
Personalmehrung (ca. 5 Vollkräfte, 
berechnet nach den Zahlen des Zeit­
raumes 1.1.-31.8.84)."
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Lohntarif für die 
Bekleidungsindustrie 

Köln. Die Gewerkschaft 
Textil, Bekleidung hat für 
die Bekleidungsindustrie 
folgenden Tarif abgeschlos­
sen: Ab 1. Juni werden die 
Löhne und Gehälter um 3,5% 
erhöht, für Mai erhalten alle 
Beschäftigten zusätzlich 
30,00 DM. Die Jahresson­
derzahlung wird um 5% auf 
50% eines Monatslohnes er­
höht. Die Ausbildungsver­
gütungen steigen ab 1.5.84 
um 25 DM im ersten und 20 
DM im zweiten und dritten 
Lehrjahr. Der Tarifvertrag 
läuft zum 1.6.86 aus. Die 
Kapitalisten konnten die 
Streichung der Überstun- 
denzuschläge nicht durch­
setzen. — (uld)

Klage auf Tarif­
lohn abgewiesen 

Dortmund. Am 20.6.85 
fand vor dem Dortmunder 
Arbeitsgericht der erste von 
acht Prozessen gegen die 
IHK-Ausbildu ngs-GmbH 
statt, die Ende 1983 auf­
grund eines "einmaligen 
Sonderprogramms" der Bun­
desregierung "zur Schaffung 
von Ausbildungsstellen" von 
der IHK gegründet wurde. 
Kläger sind acht auszubil­
dende Chemielaboranten, 
die bei der Bergbau AG 
Westfalen ausgebildet wer­
den. Sie erhalten ca. 300 DM 
Lohn weniger als die berg-

Nach 29 Tagen beendeten die 5000 Piloten von United Air­
lines in den USA ihren Streik. Die Kapitalisten konnten 
durchsetzen, daß neueingestellte Piloten 40% weniger Ge­
halt bekommen. Nicht erzwingen konnten sie eine Dauer 
der Gehaltskürzung von 20 Jahren. Nach fünf Jahren soll 
der Spruch einer Schlichtungsstelle über diesen gespalte­
nen Tarif angenommen werden. Über weitere Forderungen 
der Kapitalisten soll jetzt ein Gericht entscheiden: 270 
Streikbrecher sollen bessere Aufstiegschancen bekommen 
und 570 neu ausgebildete Piloten, die den Streikbruch ver­
weigerten, nicht eingestellt werden. Bild: Unterstützungs­
demonstration am Flughafen Los Angeles — (gba)

Wetzlar.Am 15.6. demon­
strierte die hessische DGB- 
Jugend (Bild) für die Über­
nahme aller Lehrlinge im 
ausgebildeten Beruf und 
Ausbildung für alle. In Hes­
sen sind 40000 Jugendliche 
ohne Ausbildungs- oder Ar­
beitsplatz, erklärte auf der 
.Kundgebung der stellvertre­
tende DGB-Landesvorsit­
zende. Der Vorsitzende des 
Landesjugendringes forder­
te auf, die Herbstaktionen 
des DGB gegen die Sozial­
politik der Regierung zu un­
terstützen und den "Regie­
renden einen heißen Herbst 
zu bereiten". — (gba) 

baueigenen Azubis, außer­
dem fallen für sie alle wei­
teren Vergütungen weg. Nun 
wurde die erste Klage vor 
dem Arbeitsgericht abge­
wiesen mit der Begründung, 
daß das Arbeitsverhältnis 
nicht mit dem Bergbau und 
den Azubis, sondern mit der 
IHK-Ausbildungs-GmbH be­
stünde. Des weiteren sei 
eine Klage auf "Angemes­
senheit" wenig erfolgreich, 
da ein Gleichbehandlungs­
grundsatz nur innerhalb ei­
nes Betriebes bestehe und 
die IHK nicht tarifgebunden 
sei. Selbst wenn die Che­
mielaboranten die nächsten 
sieben Prozesse verlieren, 
wollen sie in die nächste In­
stanz gehen. Dies kündigte 
die ÖTV an, die die Azubis 
unterstützt. — (wer)

Großhandel Ba-Wü: 
Änderungen im MTV

Freiburg. Die wesentli­
chen Neuerungen im MTV 
sind u.a. laut HBV: Im §2 
wurde ein grundsätzlicher 
Anspruch auf ein Zeugnis, 
"das Auskunft über Art und 
Dauer der ausgeübten Tä­
tigkeit zu geben ... hat" 
aufgenommen, und §8 wur­
de für Teilzeitbeschäftigte 
ergänzt. Diese erhalten 
"nun auch Zuschläge für 
Nachtarbeiten, soweit dies 
keine Mehrarbeit ist". Be­
treffend des Gesundheit­
schutzes von Beschäftigten 
an Bildschirmen, Daten­
sichtgeräten und/oder 
Datenkassen wurde ein Be­
schwerderecht "bei arbeits­
platzbedingter Beeinträch­
tigung" aufgenommen.
- (kak)

DGB: Aktionen 
im Oktober

Stuttgart. Vom 16.10. bis
20.10. veanstaltet der DGB 
Baden-Württemberg eine 
Aktionswoche mit einer 
Großveranstaltung in Stutt­
gart als Höhepunkt am
19.10. Thema ist: "Wider­
stand gegen Massenarbeits­
losigkeit, Sozialabbau und 
Demontage von Arbeitneh­
merrechten." Die Bezirks­
leitung der IG Metall hat da­
zu eine Broschüre "Wider­
stand gegen Sozialabbau" 
vorgelegt. Vor kurzem hat 
nun die Landesregierung un­
ter Lothar Späth ein Ak­
tionsprogramm angekün­
digt, das als Ziel die Be­
kämpfung der Massenar­
beitslosigkeit vorgibt, aber 
auf die umfassende Durch­
setzung des Beschäftigungs­
förderungsgesetzes mit job- 
sharing, befristeten Ar­
beitsverträgen, Leiharbeit 

und Kapovaz abzielt. Nach­
dem Steinkühler von der IG 
Metall zunächst das Ak­
tionsprogramm lobend beur­
teilt hat, erkennt der DGB 
Baden-Württemberg in letz­
ter Zeit zunehmend den 
Charakter der Späthschen 
Initiative und distanziert 
sich davon.— (ros)

Geheuert und 
gefeuert

Hannover. Bisher wurden 
bei der HIS GmbH (Berufs­
feldforschung) befristete 
Verträge (Zeitverträge) nur 
für wissenschaftliches Per­
sonal (BAT Ila) bei zusätz­
lich eingeworbenen — pro­
jektgebundenen — Mitteln 
abgeschlossen. Künftig sol­
len befristete Arbeitsver­
träge nach dem Beschäfti­
gungsförderungsgesetz, das 
voll ausgeschöpft werden 
soll, so die Geschäftsfüh­
rung, abgeschlossen wer­
den. Die Ausdehnung auf 
weitere BAT-Bereiche wird 
nicht ausgeschlossen. Nach 
Erreichung der Einsparun­
gen wird die Umwandlung 
der einen oder anderen Be­
fristung in einen befristeten 
Vertrag überprüft.— (bil)

Hertie Wolfsburg 
bestreikt

Am 8.6. streikten 94% der 
450 Beschäftigten des Kauf­
hauses Hertie Wolfsburg zur 
Unterstützung des HBV-Ta- 
rifkampfes in Niedersach­
sen. In der Nacht 20./21.6. 
wurde neu abgeschlossen: 
2,5% mehr Lohn, höhere 
Ausbildungs vergüt ungen, 
38,5-Stunden-Woche, Lauf­
zeit 14 Monate, Nachzah­
lung für sämtliche tariflo­
sen Monate dieses Jahres. 
Die Abschlüsse anderer 
Bundesländer wurden er­
reicht. — (mwo)
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Gegen Revanchismus und Kriegsvorbereitungen

Aktionen gegen das 
Schlesiertreffen in Hannover

Hannover. Etwa 1000 beteiligten sich an der Demonstra­
tion gegen das Schlesiertreffen, zu der die Friedensver­
sammlung Hannover unter der Losung "Schlesien bleibt 
polnisch" zum 15.6. aufgerufen hatte. Diese gute Teil­
nahme trotz der seit Wochen stattfindenden massiven Un­
terstützung der "Anliegen der Vertriebenen" durch die ört­
liche bürgerliche Presse und des zeitgleichen "Deutsch­
land-Treffens" der NPD in Stadthagen bei Hannover, gegen 
das der DGB-Landesbezirk Nds., die DKP, VVN, die GRÜ­
NEN und autonome antifaschistische Kräfte Aktionen 
durchführten. Eine am selben Abend in Hannover durchge­
führte Kuturveranstaltung besuchten ca. 300 Teilnehmer.

Für den 14.6. hatten die Friedensversammlung sowie au­
tonome antifaschistische Kräfte zu einer Aktion gegen die 
unter Teilnahme von Ministerpräsident Albrecht stattfin­
dende Eröffnungsveranstaltung aufgerufen und eine Po­
diumsdiskussion "gegen Revanchismus und Kriegsvorberei­
tungen" durchgeführt. Die Aktion gegen die Eröffnungs­
veranstaltung konnte gegen massiven Polizeieinsatz— ca. 
180 Demonstranten wurden daran gehindert zur Stadthalle 
zu kommen, indem ca. 80 von ihnen für ca. eine Stunde

festgenommen wurden— mit ca. 70 Teilnehmern stattfin­
den. An der anschließenden Podiumsdiskussion, die von ca. 
350 besucht wurde, beteiligten sich die Landtagsabgeord­
neten Wernstedt (SPD) und Lippelt (GRÜNE) sowie G. Her­
de vom Bundesvorstand der VNN und ein Pfarrer als Ver­
treter der kirchlichen Friedensbewegung. Erfreulich die 
Position der GRÜNEN: Lippelt sprach sich gegen jeglichen 
Nationalismus, "auch den linken", aus und erklärte, für die 
GRÜNEN dürfe es keine Deutschlandpolitik geben, deshalb 
müsse der Alleinvertretungsanspruch, der sich auf die Prä­
ambel im Grundgesetz stütze, beseitigt werden. Dagegen 
"würdigte" Wernstedt von der SPD die unter der soziallibe­
ralen Koalition geschlossenen "Ostverträge" und forderte 
deren "strikte Einhaltung". Der Vertreter der kirchlichen 
Friedensbewegung gar forderte wie von Weizsäcker "die 
Durchlässigkeit der Grenzen in Europa". Zu Recht griffen 
zahlreiche Teilnehmer die Positionen der SPD an und rich­
teten ihre Kritik gegen jegliche "europäische Neuordnun­
gen". Ein Mangel war die geringe Kritik an den Positionen 
des Vertreters der kirchlichen Friedensbewegung.

Erfreulich war, daß neben der DKP, VVN, SDAJ, GRÜ­
NEN, GABL, BWK, Volksfront, DFU, DFG-VK, Jusos, 
Stadtschülerrat, Naturfreundejugend sowie einzelnen So­
zialdemokraten, die den Aufruf unterstützten, weitere Or­
ganisationen der revolutionären Sozialisten sich an Aktio­
nen gegen das Schlesiertreffen beteiligten. Der KB hat die

Aktionen unterstützt. Die MLPD hat in ihren örtlichen 
Publikationen den Aufruf unterstützt und sich mit dem Be­
zirk an der Demonstration beteiligt. Die MG verteilte an 
der Universität Flugblätter und warf diese in Stadtteilen in 
die Briefkästen und griff auf den Veranstaltungen ein, be­
teiligte sich aber nicht an den Aktionen. Die KPD nahm an 
der Demonstration teil. Der Arbeiterbund für den Wieder­
aufbau der KPD verteilte ein Flugblatt "Schlesien bleibt 
polnisch".

Erfreulich war ebenfalls, daß die Kundgebung auf dem 
Messegelände mit Bundeskanzler Kohl, die von ca. 8000 
"Schlesiern" besucht wurde, darunter stark vertreten der 
reaktionäre "Verband der schlesischen Jugend" sowie fa­
schistische Organisationen von der NPD bis FAP, mit der 
Forderung "Schlesien bleibt polnisch" für wenige Minuten 
konfrontiert wurde. Den Flugblattverteilern der NPD so­
wie der "Schlesischen Jugend" wurde am Stand vor dem 
Hauptbahnhof zum Empfang der "Schlesier" Propaganda­
material aus der Hand geschlagen.

Zu erwähnen ist auch, daß es in Vorbereitung der Aktio­
nen in zahlreichen Städten zu örtlichen Aktionseinheiten 
und Veranstaltungen unter der Losung "Schlesien bleibt 
polnisch" gekommen ist. In Osnabrück sowie Braunschweig 
und von der KNS gab es unterstützende Beschlüsse zum 
Aufruf, gewerkschaftliche Untergliederungen aus ÖTV, IG 
Metall und GEW sprachen sich gegen die Absichten, die 
hinter dem Motto "40 Jahre Vertreibung— Schlesien bleibt 
unsere Zukunft in einem Europa freier Völker" stecken, 
aus. Aktionsbündnisse aus Göttingen, Braunschweig und 
Lüneburg mobilisierten zur Demonstration nach Hanno­
ver. — (bee/gec)
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Wohneigentum

(I) Zusammenhang von Einkommenshöhe und Wohneigentum 
Des einen Last — des anderen Freud

In den drei nun folgenden Projekten 
wollen wir untersuchen, inwieweit es 
der Kapitalistenklasse gelungen ist, 
nach der Spaltung im Betrieb die 
Lohnabhängigen auch im Hinblick auf 
das Wohnen als eine der wichtigsten 
Reproduktionsbedingungen weiter 
aufzuspalten und wie es ihnen gelin­
gen konnte, die Wohneigentumquote 
in den letzten Jahren von 34% (Anfang 
der 70er Jahre) auf 42% (1983) hoch­
zudrücken. Welche materiellen Grün­
den liegen der Wohneigentumsideolo­
gie zugrunde?

Als erstes Ergebnis der Untersu­
chungen muß festgestellt werden, daß 
durch den Besitz von Wohneigentum 
die sozialen Gegensätze nicht aufge­
hoben werden. Wie aus den Schaubil­
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dern ablesbar, steigt die Qualität der 
Ausstattung und die Wohnfläche mit 
dem Einkommen— egal ob Mieter oder 
Eigentümer- sehr deutlich, während 
die Miet- bzw. Zinsbelastung relativ 
mit dem steigenden Einkommen fällt. 
Entsprechend ist auch der Einheits­
wert des Wohneigentums (d.h. der 
Wert, den das Finanzamt unterstellt) 
in den oberen Einkommensgruppen 
durchschnittlich um das Fünffache 
höher als in den unteren Einkommens­
gruppen.

Interessant ist, daß in den untersten 
Einkommen die Ausstattung mit Bad, 
Heizung und WC bei dem Wohneigen­
tum noch schlechter ist als in Miet­
wohnungen. Im Durchschnitt aller­
dings sind die Eigentümerwohnungen

T

* Mieter

Eigentümer

NETTOEINKOMMEN DM/MON.
4 000 DM 

größer und besser ausgestattet als 
Mietwohnungen. Zusätzlich wird noch 
der Garten am Haus bei den meisten 
Eigentümern dazuzurechnen sein, 
dem bei den Mietern häufig nichts 
oder wenig an sog. Gemeinschaftsflä­
chen gegenübersteht.

Hinter den Durchschnittswerten 
verbergen sich allerdings außeror­
dentlich große Streuungen im Hinblick 
auf die Wohnqualität und die Wohnko­
sten. Während bei den Mietwohnungen 
Qualität und Miethöhe trotz großer 
Unterschiede voneinander abhängen, 
geht der Zusammenhang zwischen 
Wohnqualität und Kosten beim Wohn­
eigentum völlig verloren:

— Den belastungsfreien Eigentü­
mern stehen Käufer oder Bauherren 
von Wohneigentum gegenüber, die 
kurz nach dem Erwerb durchschnitt­
lich 30% ihres Nettoeinkommens zur 
Finanzierung ihrer Wohnung aufbrin­
gen (1).

— Dem lachenden Erben von schul­
denfreiem Eigentum steht der Arbei­
ter gegenüber, der nach der Schicht­
arbeit die Hälfte der Baukosten durch 
"Eigenleistung" aufbringt und dennoch 
nur durch die Mitarbeit der Frau 
(durchschnittlich für 31% aller Erwer­
ber notwendige Voraussetzung) sich 
ein bescheidenes Häuschen leisten 
kann.

— Der Rentnerin, die unter das 
Dach zieht, um die Räume im Erdge­
schoß zu vermieten, steht der Miet­
hausbesitzer gegenüber, der so hohe 
Mieteinnahmen hat, daß der Beruf 
zum Hobby wird.

All diese Gegensätze verbergen sich 
hinter den dargestellten Durch­
schnittswerten. Ein Untersuchung von 
1978 über den Erwerb von Ein- und 
Zwei-Familienhäusern ergab, daß ein 
Viertel das Haus durch Erbschaft oder 
Schenkung erhalten hatte, 23% durch 
Kauf. 52% hatten neu gebaut. Damit 
kommt der Vererbung beim Haus- und 
Grundbesitz eine wesentlich größere 
Rolle zu als bei der Geldvermögens­
bildung (2).

Da die Belastung durch Zins- und 
Tilgungszahlungen mit der Zeit in der 
Regel fällt, wird das Haus als Lebens­
versicherung und Rentenanlage ver­
wendet. Während 1978 von den 25- bis 
35jährigen Hauseigentümern nur 
20,6% keine Zinsen und Tilgungen 
zahlten, waren es bei den über Ö5jäh- 
rigen 63,3%. Von den belasteten Haus­
halten hatten die 25- bis 35jährigen 
durchschnittlich 81000 DM Rest­
schuld pro Haushalt, die über Ö5jähri- 
gen aber nur 27000 DM. Die durch­
schnittliche Gesamtbelastung aus 
Zinsen, Tilgung und Unterhaltungsko­
sten betrugen bei den 25- bis 35jähri-



Politische Berichte 12/85 Sozialstatistik Seite 27

gen etwa 800 DM/Monat, bei den über 
65jährigen 400 DM/Monat.

Nur aufgrund der Tatsache, daß mit 
der Zeit, d.h. mit steigendem Alter, 
die Belastung, aber auch das Fami­
lieneinkommen sinkt, ist es erklärlich, 
warum es überhaupt soviel Wohnei­
gentum bis hinein in die untersten Ein­
kommensgruppen gibt. Daher sinkt 
mit fallendem Einkommen auch der 
Anteil der zins- und tilgungszahlenden 
Haushalte.

Die den Schaubildern zugrundelie­
gende Stichprobe von 1978 erfaßte nur 
Haushalte mit weniger als 20000 DM 
Haushaltsnettoeinkommen im Monat, 
somit fehlen die größten Vermieter. 
80- bis 90% der untersuchten Haus­
halte haben nur eine Wohnung vermie­
tet. Bezogen auf das Nettoeinkommen 
spielt die Vermietung durchschnitt­
lich nur eine geringe Rolle oder an­
ders: Nur ein geringer Prozentsatz der 
Haushalte, die vermieten, bezieht das 
hauptsächliche Einkommen aus Ver­
mietung, Mieteinnahmen sind meist 
Nebeneinkünfte. Für hausbesitzende 
Rentnerhaushalte mit niedrigem Ein­
kommen allerdings wächst die Bedeu­
tung der Vermietung, auch wenn die 
Mieteinnahmen niedrig sind.

Wenn die Eigentumsquote in den 
letzten Jahren stark gestiegen ist, ob­
wohl der Anteil der Mietwohnungen an 
allen Neubauten wieder leicht ange­
stiegen ist, so liegt das daran, daß ver­
stärkt Miet- in Eigentumswohnungen 
umgewandelt wurden. Die Gebraucht­
käufe sind daher von ca. 20% Anfang 
der 70er auf 40% aller Käufe gestie­
gen. Der Anstieg der Gebrauchtkäufe 
drückte aus, daß verstärkt durch­
schnittliche, teilweise sogar unter­
durchschnittliche Einkommen Eigen­
tum mit geringer Größe und niedrige­
rem Standard erworben haben. (1)

Außerdem ist es wahrscheinlich, 
daß die Erbschaften sich erhöht ha­
ben. Da gleichzeitig die realen Hypo­
thekenzinsen auf relativ hohem Ni­
veau liegen, während die Einkommen 
real gesunken sind, kommt es zu einer 
Polarisierung. Einerseits steigt die 
Zahl der Zwangsversteigerungen als 
Folge der erhöhten Belastung der 
Käufer der letzten Jahre. Anderer­
seits kann dennoch die Zahl der Eigen­
tümer wachsen, die nur noch einer ge­
ringen Belastung unterliegen und die 
die Lohnsenkungen mit einer gewissen 
Gelassenheit beobachten können. Ei­
nerseits die "Versager", andererseits 
die "Tüchtigen" — die Reaktionäre 
finden einen guten Boden vor für ihre 
giftige Saat.
(1) Bundesbauminister, Die Eigen­
tumsbildung im Wohnungsbau, Heft 
07.014, 1983; (2) Wirtschaft und Stati­
stik 6/81; weiterer Quellenhinweis: 
Der Wohnungsbau 1983—84, Bundes­
baublatt 4/85; Das Wohnen in der 
BRD, Stat. Bundesamt, Aug. 1981; 
Wirtschaft und Statistik 5/1984 
— (jeb, alk, maf)
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Ausstellung "Junges Rheinland"

"Jeder war gru 
aber sie hatten

Ein richtiges Original aus 
dem Altstadt-Milljöh tut 
dem Altstadt-Tourismus 
gut, dieser der Altstadt-Ga­
stronomie, diese wiederum 
den Brauereien ..., kurz, 
solch ein legendäres Origi­
nal (wenn’s sich machen 
läßt, noch ein bißchen ver­
werflich, mindestens etwas 
lockerer in den Sitten) tut 
uns allen gut! So jedenfalls 
scheinen es die Vermark­
tungsstrategen der Düssel­
dorfer Altstadt zu sehen. Ihr 
"Original1’ ist die Bäckers­
frau "Mutter" Ey, die in ih­
rem Laden mit Kaffeeaus­
schank nahe der Düsseldor­
fer Kunstakademie nach 
dem ersten Weltkrieg einen 
Haufen junger, bettelarmer, 
unbekannter, aufmüpfiger 
Künstler "bemutterte". Und 
welch’ Wunder: Sie, die ein­
fache Frau aus dem Volke, 
die nichts von Kunst ver­
stand, deren Herz aber 
sprach, hatte in ihrer Runde 
einige der heute bekannte­
sten deutschen Künstler: 
Dix, Max Ernst, Otto Pan- 
kok ... Es scheint das rhei­
nische Gemüt zu sein, das

ndverschieden, 
sich alle gern"

das Genialische erspürt, 
aber dennoch einfach und 
warmherzig bleibt.

Ausstellung und Katalog 
über die Künstlergruppe 
"Das junge Rheinland" räu­
men wohltuend sorgfältig 
mit der spießigen Legenden­
bildung um die "Mutter" Ey 
auf. Es werden die Wider­
sprüche der jungen rheini­
sche Künstler zu einer "zu 
seelenlosem Formalismus 
erstarrten bürgerlichen 
Tradition" dokumentiert, 
deren verhaßter Ausdruck 
z.B. die Düsseldorfer Kunst­
akademie war. Diese jungen 
Künstler, aufgewühlt durch 
ihre grauenhaften Erlebnis­
se in den Schützengräben 
des Ersten Weltkriegs, ein­
genommen für die Republik 
und ein sozialistisches 
Deutschland, stritten erbit­
tert gegen die provinzielle 
Cliquenwirtschaft bei Aus­
stellungen, Kunstkäufen, 
Lehrstuhlbesetzungen usw. 
Unzensiert und internatio­
nal sollte dagegen die Kunst 
sein, keinen formalen oder 
inhaltlichen Regeln unter­
worfen. "Auf die Wahrheit

kommt es an, und Malerei 
kommt dann ganz von 
selbst. Nach diesem bluff­
losen Ausdruck der Wahr­
heit muß gesucht werden, 
nach dieser Idee, sie ist Fun­
dament und Baumaterial", 
schrieb Otto Pankok 1922.

Die Gruppe um Frau Ey 
gab gemeinsam die Zeitung 
"Das Ey" heraus. Der gegen­
seitige Einfluß steigerte die 
Produktivität etlicher
Künstler, was etwa an den 
Werken von Otto Dix, Gert 
Wollheim und Otto Pankok 
deutlich feststellbar ist. 
Andererseits war die Ar­
beitsweise der Künstler je­
doch sehr individualistisch. 
Uber das von Otto Pankok 
oben zitierte Ziel hinaus gab 
es keine inhaltliche und for­
male Programmatik. Pan­
koks Witwe drückte dieses 
widersprüchliche Gruppen­
verhältnis in fast wie Witz 
klingender Einfachheit aus: 
"Jeder war grundverschie­
den, aber sie hatten sich alle 
gern." Das Scheitern des 
Gruppenkonzeptes war in 
diesem Widerspruch ange­
legt: Das "Junge Rhein­
land", im selben Jahr ge­
gründet wie der "Aktivi­
stenbund 1919" (Arntz: "Al­
les, was links war", kam 
darin zusammen) kämpften 
gemeinsam gegen das reak­
tionäre Kulturmonopol der

Stadt Düsseldorf, das die 
Ausstellung ihrer Werke 
ver- und behinderte. Die 
Schaufenster in Frau Eys 
Räumen waren für viele aus 
beiden Künstlergruppen die 
einzige Möglichkeit, ihre 
Werke öffentlich zu zeigen. 
Aber die gruppeninternen 
Unterschiede führten be­
reits 1923 zu einer Abspal­
tung der Gruppe "Rhein­
land" vom "Jungen Rhein­
land". Mit dem Weggang von 
Künstlerpersönlichkeiten 
wie Dix und Wollheim 1925 
und Max Ernst wurde die 
überregionale Ausstrahlung 
der Gruppe weiter ge­
schwächt. Mit öffentlichen 
Aufträgen an die bekannt­
gewordenen Künstler der 
Gruppe und Ausstellungs­
möglichkeiten erübrigte 
sich die Schutzfunktion der 
"freien Künstlerassoziatio­
nen" gegenüber dem städ- 
tisch/staatlichen Kulturmo­
nopol und den Galeristen. 
Außerdem änderte die Aka­
demie ihre Berufungspoli­
tik: Moderne Künstler wie 
Klee und Matare wurden 
Professoren.

Das gewaltsame Ende des 
"Jungen Rheinland" schaff­
ten jedoch erst die Nazis 
durch Verhaftung, Folter, 
Isolation, Arbeits- und Aus­
stellungsverbot, Ermordung 
und Emigration.

Conrad Felixmüller, Be­
drücktsein im Atelier, 1917, 
Holzschnitt

Arthur Kaufmann, Zeitgenossen, 1925; vorn sitzend von links nach rechts: Gert Wollheim, 
Johanna Ey, Karl Schwesig, Adalbert Trilihaase; über Frau Ey: Arthur Kaufmann; über 
Schwesig: Otto Dix. Öl auf Leinwand

Otto Pankok, Gert Woll­
heim, 1919, Holzschnitt
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Otto Dix, aus dem Zyklus "Der Krieg", 1924, Tote vor der 
Stellung bei Tahure, Radierung

Gert Wollheim, Im Schützengraben, 1918, 01 
Quellenhinweis: Katalog der Ausstellung "Am Anfang: Das 
Junge Rheinland", Städtische Kunsthalle Düsseldorf, 42 
DM — (güv)

Adolf Uzarski, Deutsche Familie, 1932, Aquarell

Waffen-SS

Keine "normale" Truppe, sondern 
faschistische Terrororganisation

Mit der Ehrung von Angehörigen der Waffen-SS, die auf 
dem Soldatenfriedhof in Bitburg begraben sind, durch Bun­
deskanzler Kohl und den US-Präsidenten Reagan hat die 
westdeutsche und die internationale Reaktion die politi­
sche Rehabilitierung der Waffen-SS eingeleitet. Verbrei­
tet wurden und werden Behauptungen, die die angebliche 
Harmlosigkeit der faschistischen Terrororganisation be­
weisen sollen. "Es waren ab 1943 meist nur zum Dienst Ge­
preßte", verbreitete z.B. das "Straubinger Tagblatt", die 
"Frankfurter Allgemeine" behandelte die Waffen-SS als 
"Truppenteil, die "Neue Osnabrücker Zeitung" sprach von 
"Soldatengräbern" und schloß die Angehörigen der Waffen- 
SS ein. Seit 1950 ist vom Bundestag und Bundessozialge­
richt die Tätigkeit in der Waffen-SS als Kriegstruppe ver­
sorgungsrechtlich der Zugehörigkeit zur Wehrmacht 
gleichgestellt. Die Waffen-SS soll ein "vierter Truppen­
teil" der faschistischen Armee ohne besondere Aufgaben 
gewesen sein, ihre Angehörigen Soldaten wie Millionen an­
dere auch. Dagegen sprechen sowohl die Organisation der 
Truppe als auch die festgestellten Verbrechen, für die sie 
verantwortlich und an denen sie beteiligt war.

Die Bezeichnung Waffen-SS für Teile der NSDAP-Glie- 
derung SS wird seit November 1939 für die zu einer Streit­
macht zusammengeschlossenen SS-Junkerschulen, SS-To- 
tenkopfverbände und SS-Verfügungstruppen verwendet. 
Die Junkerschulen waren die Ausbildungsstätten für die 
SS-Offiziere. Die Totenkopfverbände waren seit 1933 mit 
der Leitung und Bewachung der Konzentrationslager be­
auftragt, sie umfaßten 1938 etwa 10000 Mann. Die Verfü­
gungstruppe bestand zu Beginn der Aggression gegen Polen 
aus etwa 90000 Mann, sie war als faschistische Elite-Trup­
pe zur Teilnahme an allen Eroberungszügen vorgesehen, 
um während und nach der Eroberung neuer Gebiete ihre 
"Germanisierung" sicherzustellen, also die vollständige 
Unterwerfung der Bevölkerung durch Terror und Vernich­
tung zu erreichen. Wer sich auf mindestens zwölf Jahre 
freiwillig in die Verfügungstruppe bzw. die Totenkopf­
verbände verpflichtete, war von der Wehrpflicht in der Ar­
mee befreit. Mit dem Oberkommando der Wehrmacht war 
vereinbart, daß die Waffen-SS im Staatsgebiet Deutsch­
land nur Freiwillige aufnehmen durfte.

Aus den Protokollen der Nürnberger Prozesse geht her­
vor, daß die Waffen-SS bis zum Kriegsende ungefähr eine 
Million Angehörige, einschließlich der im Krieg gestorbe­
nen, gehabt hat. Davon waren über die Hälfte Freiwillige, 
etwa 550000. 380000 sind zum Dienst in der Waffen-SS 
verpflichtet worden. Zwei Drittel der Verpflichteten wa­
ren sogenannte "Volksdeutsche" aus den ab 1938 von den 
Faschisten besetzten Gebieten, die nicht zur Wehrmacht 
eingezogen werden konnten. Etwa 100000 "Reichsdeut­
sche" sind in die Waffen-SS dienstverpflichtet worden, 
80000, der größte Teil, im letzten Kriegsjahr, als die SS 
das Oberkommando über die Wehrersatzdienststellen 
übernommen hatte. Im Verlaufe des Krieges hatte die Waf­
fen-SS vor allem ihr geeignet erscheinende Soldaten und 
Ärzte aus der Wehrmacht und Polizisten verpflichtet, die 
anders nicht von ihren Dienstherren freigegeben worden 
wären. Höchstens ein Zehntel der als deutsche Staatsan­
gehörige in der Waffen-SS Tätigen kann also als nichtver­
antwortlich für den Terror der Waffen-SS angesehen wer­
den. Der größte Teil der ausländischen Verpflichteten und 
Freiwilligen ist entweder schnell desertiert oder hat den 
menschenverachtenden Terror der Waffen-SS unterstützt.

Bei Kriegsende waren 35000 Waffen-SS-Mitglieder als 
Wachmannschaften in Konzentrationslagern tätig. Die 
Wachmannschaften sind mehrmals ausgetauscht worden, 
so daß nach Schätzungen des sowjetischen Anklägers im 
Nürnberger Prozess mindestens 100000 Waffen-SSler dort
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gewirkt haben. Sie sind im Anschluß daran in SS-Truppen 
an der Front oder in besetzten Gebiete eingesetzt worden. 
Über die als sogenannte "normale11 Truppe mordende Waf­
fen-SS geht aus den Akten der Nürnberger Prozesse her­
vor: Nur gegen die SS-Divisionen "Handschar" und "Skan- 
derberg", die aus kroatischen und albanischen Freiwilligen 
bestanden und bereits während der Ausbildung gemeutert 
hatten, lagen keine Anklagepunkte wegen Verbrechen ge­
gen das Kriegsvölkerrecht vor. Gegen alle anderen 24 Divi­
sionen der Waffen-SS bzw. einzelne Abteilungen der Divi­
sionen ist von den überfallenen Staaten Anklage bei den 
Vereinten Nationen erhoben worden wegen: Geiselerschie­
ßungen, Massenmorden an der Zivilbevölkerung in besetz­
ten Gebieten, Gefangenenerschießung, Beteiligung am 
Völkermord durch Ausrottung jüdischer und slawischer Be­
völkerungsgruppen.
Quellenhinweis: Der Nürnberger Prozess gegen die Haupt­
kriegsverbrecher, Bd. V, XX, XXI, Nachdruck 1984; VVN- 
BdA, Landesverband Bayern, Wie die Waffen-SS wirklich 
war, März 1985 — (uld)

Antisemitismus

Wer vom Faschismus verfolgt 
wurde, kann nicht "deutsch” sein

Gegen alle Mahnungen von jüdischen Organisationen setz­
te Bundeskanzler Kohl durch, daß die Ehrung der SS-Grä­
ber in Bitburg Teil des Besuchsprogramms für Reagan wur­
de. Anlaß zu Befürchtungen für die Zukunft, daß "Versöh­
nung" auf Kosten der Opfer des deutschen Faschismus be­
trieben werden soll, geben darüber hinaus die rassistischen 
Anschauungen, die bei solchen Anlässen Eingang in die Re­
den von Vertretern der Regierung finden.

Die sprachliche und ideologische Verhaltensregel, die 
die Bundesregierung für ihre offiziellen Redner vor und am 
8. Mai zur Beurteilung der Verbrechen an den Juden aufge­
stellt hat, ist, daß es welche gibt, die nicht verstehen und 
nicht vergeben können. Ergebnis ist der Standpunkt, daß 
mit der These von der Kollektivschuld einschließlich ihrer 
Entschärfung in der Form der Kollektivscham, geprägt 
durch den ersten Bundespräsidenten Heuss, Schluß sein 
muß. Direktes Ziel ist die Reinwaschung aller Beteiligten 
und Schuldigen an den Verbrechen des Nationalsozialismus 
und ihre Aufnahme ins Walhalla der deutschen Geschich­
te.

Zunächst wird der Vorwurf, daß einige Juden nicht ver­
stehen und nicht vergessen können, kaschiert durch den 
Aufruf, daß man nicht vergessen darf, scheinbar in Würdi­
gung von Tugenden des jüdischen Volkes. Bundespräsident 
von Weizsäcker spricht in seiner Rede in der Feierstunde 
des Deutschen Bundestages am 8. Mai: "Das Vergessenwol­
len verlängert das Exil, und das Geheimnis der Erlösung 
heißt Erinnerung. Diese oft zitierte jüdische Weisheit will 
wohl besagen, daß der Glaube an Gott ein Glaube an sein 
Wirken in der Geschichte ist." Weizsäcker benutzt diese 
Aussage, um festzustellen, daß die Geschichte der Deut­
schen durchgehalten werden muß. "Aber wir haben allen 
Grund, den 8. Mai 1945 als das Ende eines Irrweges deut­
scher Geschichte zu erkennen, das den Keim der Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft barg."

Den Sinn solcher Ausführungen erläutert Alois Mertes, 
inzwischen verstorbener Staatsminister im Auswärtigen 
Amt, in einem Interview mit der Allgemeinen jüdischen 
Wochenzeitung: "Ich würde es für sehr gefährlich halten, 
wenn die ganze Wiedererinnerung an den Holocaust, so wie 
sie etwa Eli Wiesel betreibt, losgelöst würde von den 40 
Jahren, die danach gekommen sind. Das war ein Triumph 
des Humanismus, das war ein Triumph der Demokratie. 
Und wenn man nur jetzt, eingekapselt, isoliert, den drei-, 
vierjährigen Hölocaustvorgang oder die zwölf Jahre her­
auslöst von der Konsequenz, die wir gezogen haben, dann 

müßte ich allerdings sagen, dann wäre das eine profunde 
Ungerechtigkeit ... Wenn aber das Verstehen gegenüber 
der deutschen Seite nicht da ist, dann treten auf dieser Sei­
te wieder Verhärtungen ein. Und Verhärtungen führen nie 
zu etwas Gutem."

Mit dieser Drohung der "deutschen Seite" gegenüber der 
jüdischen konstatiert Mertes, daß die Juden selber schuld 
sind, wenn sie erneute Verfolgung— "Verhärtung"— auf 
sich ziehen, wenn sie nicht der christlich verbrämten Auf­
fassung der westdeutschen Reaktion folgen, daß alles Böse 
sein Gutes hat und daß das Gute organisch aus dem Verbre­
chen keimt.

Jüdische Organisationen haben anläßlich des 8. Mai dazu 
aufgerufen, nie zu vergessen. Sie haben sich aber nicht 
darauf beschränkt. Vielmehr haben sie Kritik geübt an der 
Politik der Bundesregierung und ihrer Vorgänger, soweit 
sie direkt die Kräfte fördert, die die nationalsozialisti­
schen Verbrechen zu verantworten haben. Diese Kritik hat 
die Bundesregierung jedoch unterdrückt. In einer Presse­
mitteilung der Jüdischen Gemeinde zu Berlin vom 31.5. 
1985 heißt es: "Der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde 
zu Berlin, Heinz Galinski, hat mit Schärfe den Vergleich 
der staatlich organisierten Judenvernichtung mit der Ver­
treibung der Deutschen aus den Ostgebieten zurückgewie­
sen ... Der Vorsitzende ... vertrat die Ansicht, daß die im 
"Schlesier" vertretene Position jener Aufrechnungsmenta­
lität entspricht, die mit dem 21. Strafrechtsänderungsge­
setz (Auschwitz-Lüge) juristisch abgestützt worden sei. 
Nicht allein aus Gründen der historischen Aufrichtigkeit 
müsse die Einmaligket des Holocaust stets betont werden." 
Auf einer Veranstaltung der Jüdischen Gemeinde mit der 
Deutsch-Israelischen Gesellschaft kritisierte Galinski die 
Gestaltung der Gedenkfeiern zum 8. Mai 1985, "bei denen 
Täter und Opfer in unzulässiger Weise vermengt würden". 
Auf seine Protestschreiben gegen das SS-Treffen in Nes­
selwang antwortete ihm Innenminister Zimmermann: "Für 
eine Einschränkung grundgesetzlich garantierter Rechte 
oder für Strafverfolgungsmaßnahmen, d.h. ein 'Einschrei­
ten des Staates’, wie Sie schreiben, ist es allerdings— im 
Unterschied zu den Verhältnissen unter der NS-Diktatur 
oder anderen totalitären Staaten— nach rechtsstaatlichen 
Grundsätzen unerläßlich, daß die vom Gesetz geforderten 
Voraussetzungen für derartige Maßnahmen vorliegen und 
gerichtsverwertbar vorliegen. Deshalb erstaunen mich 
Ihre Ausführungen in diesem Zusammenhang ..." Die infa­
me Unterstellung, Galinski sei eigentlich derjenige, der 
nach der Anwendung von Methoden des NS-Staates verlan­
ge, ist begleitet von der Verhöhnung, er, Zimmermann, sei 
nicht zuständig für ein Verbot des Treffens, im übrigen 
sehe er aber keinen Anlaß, sich "von der bayerischen Ent­
scheidung zu distanzieren".

Mit einer Erklärung vom 3. Mai teilte der Zentralrat der 
Juden in Deutschland mit, daß es trotz vielfacher Inter­
ventionen nicht gelungen sei, "den amerikanischen Präsi­
denten und den deutschen Bundeskanzler von dem Besuch 
der SS-Gräber in Bitburg abzuhalten ... Der Zentralrat der

Professor Elie Wiesel, Überlebender von Auschwitz und 
Buchenwald, forderte Reagan im Fernsehen auf, Bitburg 
nicht zu besuchen.
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Juden in Deutschland hat in seiner heutigen Sondersitzung 
beschlossen, den amerikanischen Präsidenten und den 
deutschen Bundeskanzler bei ihrem Besuch im ehemaligen 
Konzentrationslager Bergen-Belsen nicht zu begleiten.” 
Auch die Organisationen der Sinti und Roma blieben der 
Veranstaltung fern.

Kohls Rede in Bergen-Belsen am 5. Mai war ausschließ­
lich an Reagan gerichtet. Er nutzte die wenigen Minuten, 
um zwei Punkte zur ideologischen Aufrüstung der Deut­
schen unterzubringen. "Bei der Gedenkstunde vor zwei Wo­
chen ... habe ich mich als Bundeskanzler der Bundesrepu­
blik Deutschland zu unserer Verantwortung als Deutsche 
vor der Geschichte bekannt.” Wichtig war ihm dann noch 
die Hervorhebung des Kriegspaktes NATO: "Mit unseren 
Freunden stehen Amerikaner und Deutsche in der Werte­
gemeinschaf t unserer Völker, in der gemeinsamen Allianz 
zur Verteidigug dieser Wertegemeinschaft." Wer diese 
Werte nicht teilt, gehört nicht zu den Freunden.
Die Erläuterung des Inhalts dieser Werte blieb wiederum 
Mertes vorbehalten, der sich am 2.5. in seiner Rede vor 
dem American Jewish Committee in New York darüber 
ausließ, daß "wir Deutschen” auch "all des Großen und Gu­
ten gedenken müssen, das unser Volk der Menschheit gege­
ben hat". Zu dem Großen und Guten gehört das Eintreten 
für den Sieg des faschistischen Deutschland im Weltkrieg. 
"Wir wollen die Ruchlosigket der nationalsozialistischen 
Diktatur nicht vergessen. Das gilt vor allem für den Geno­
zid am jüdischen Volk, der sogar außerhalb der Siegesratio 
des Krieges stand, vielmehr ausschließlich verbrecheri­
scher Vernichtungswille war.” Mertes trennt die Vernich­
tung der Juden von der sonstigen Herrschaft des National­
sozialismus als etwas nicht Notwendiges. Übrig bleibt der 
Wille, den imperialistischen Krieg mit allen Mitteln zu ge­
winnen. Diesem Ziel gedient zu haben, bleibt in den Augen 
von Mertes aller Ehren wert und gehört zur deutschen Ge­
schichte. "Das sage ich als jemand, der damals in gutem 
Glauben seinem Land gedient hat und der jede kollektive 
Anklage gegen Deutschland zurückweist, weil sie weder 
mit den historischen Tatsachen noch mit der biblischen 
Ethik vereinbar ist." Die Deutschen, die den Holocaust 
verübt hätten, "mißbrauchten dabei den Namen des deut­
schen Volkes". Sogleich folgt die Liste der vorbildlichen 
Deutschen, gegen die niemand Vorwürfe erheben darf. 
"Wehrmachtsoffiziere wie Richard von Weizsäcker, Hel­
mut Schmidt, Franz Josef Strauß und Walter Scheel haben 
wie die überwältigende Mehrheit der deutschen Soldaten 
— guten Glaubens ihrem Land ... gedient." In seinem In­
terview scheute Mertes sich nicht, diesen Gedanken wei­
terzuverfolgen, indem er erklärte, jeder Soldat, der im 
Krieggefallen sei, sei "innerhalb der Siegesratio des Krie­
ges gefallen oder umgekommen". Dazu zählt Mertes auch 
die toten SS-Leute. Aber Mertes bleibt dabei nicht stehen. 
Er leitet aus der Feststellung der guten Deutschen, die für 
die imperialistischen Kriegsziele eintraten, die Unter­
scheidung der Juden in ihren Auffassungen her. Aus der 
Tatsache, daß sie "brutal, regelrecht gemordet worden" 
sind, also nicht die Gelegenheit hatten, sich im Rahmen 
der "Siegesratio" zur Ehre des Landes zu betätigen, leitet 
er direkt antisemitische Schlüsse ab. Er findet neuartige 
Gründe für die Andersartigkeit der Juden, weil sie nicht 
auf der "normalen deutschen Seite" gestanden hätten. "Die 
Deutschen, auch diejenigen, die innerlich gegen das natio­
nalsozialistische Deutschland waren, ob nun aus politi­
schen oder religiösen Gründe, haben einen völlig anderen 
Erfahrungshintergrund. Es ist der, mit mehr oder weniger 
gutem Gewissen, daß man eben 1933 bis 1938/39 doch sehr 
stark wegen der innen- und außenpolitischen Erfolge 
Hitlers bejahend zu diesem Regime gestanden hat .. . Wer 
nicht in der Normalität des deutschen Lebens gestanden 
hat, ... kann nur sehr schwer verstehen, wie die Empfin­
dungslage auf dieser, jetzt sage ich einmal vereinfacht: 
der normalen deutschen Seite gestanden hat." Hier rückt 
er mit der Sprache heraus, was der tiefere Grund sein soll, 
warum es den Juden auch heute an Verständnis mangeln 
muß. Da sie verfolgt waren, waren sie nicht "normal". Da

Ausstellung in Bonn über die Lage von Kriegsgefangenen 
und Zwangsarbeitern im Faschismus unter dem Motto: 
"Das Geheimnis der Versöhnung heißt Erinnerung"

ihre Erfahrungen mit dem Nazi-Regime von vornherein 
nicht "normal" waren, sind sie von den Empfindungen sol­
cher Deutschen, die ihre Weltherrschaft, ersiegt mit Hilfe 
des Faschismus, für möglich hielten und dafür waren, 
durch einen "Graben" getrennt. Mag man nebenbei festhal­
ten, daß Mertes großen Teilen der Leute, die sich nach der 
Niederschlagung des Faschismus auf ihre "innere Emigra­
tion" beriefen, ihren Platz als Unterstützer des Faschis­
mus anweist, so ist die Hauptsache doch seine Leistung, die 
Begründung für neuen Antisemitismus aus der Verfolgung 
der Juden selbst herzuleiten.

Was die Vertreter der Regierung hier als Richtlinie für 
ihren Anhang ausgegeben haben, ist verstanden worden. 
Die Absicht ist von zügellos bürgerlichen Blättern ausge­
führt worden. Die Illustrierte "Quick" veröffentlichte ei­
nen Artikel über den Besuch Reagans, den sie auf der Titel­
seite unter der Überschrift "Die Macht der Juden" ankün­
digte. Im Artikel ist enthalten Hetze gegen die Juden 
durch Aufbereiten von Vorurteilen, die bereits die Faschi­
sten erfunden und benutzt hatten, um die Judenverfolgung 
vorzubereiten. Ohne Nennung von Quellen wird da ausge­
breitet, "wie eine sagenhafte jüdische Supermacht den 
Kurs Washingtons und seines Präsidenten beeinflußt". 
"Noch nicht einmal drei Prozent Bevölkerungsanteil— und 
dennoch hielt sich auch (!) in den USA hartnäckig die Be­
hauptung: Juden sind Krämerseeelen, Juden sind Händler. 
Juden beherrschen die Wall Street, das Kapital." Zwar 
stimme das mit dem Kapital nicht so ganz, weil die Kapita­
listen in den USA schon selber dafür sorgten, daß die Juden 
in ihren Reihen nichts zu suchen hätten, jedoch hätten die 
Juden Tausende von Organisationen. "Dieser Druck wird 
noch unterstützt durch die Meinungsherrschaft der großen 
Medien— alle drei großen kommerziellen Fernsehgesell­
schaften . . . werden von jüdischen Vorstandsmitgliedern 
dirigiert. Auch manche Zeitungen, wie die New York Post, 
stehen unter jüdischem Einfluß." Nach der Feststellung, 
daß also doch etwas dahinter steckt, folgt sogleich die Ge­
schichtsfälschung, gedeckt zweifellos durch das Straf­
rechtsänderungsgesetz, das, wie von jüdischen Organisati­
onen kritisiert wird, für die Verbreitung der "Auschwitz- 
Lüge" bloß den Straftatbestand der Beleidigung bereithält. 
Spekulierend auf die dem Leser gerade vorgemachte Be­
hauptung, daß sich in den Medien Juden als Lobby betäti­
gen kraft ihrer Macht, demnach verbreiten können, was ih­
nen paßt, lügt Quick: "40 Jahre nach dem Zweiten Welt­
krieg haben Deutsche noch immer keine klare Haltung zwi­
schen Scham und zeitgeschichtlichem Entsetzen in Erinne­
rung an den Holocaust der Nazis gefunden. Vier Millionen 
ermordete Juden — jüdische Quellen sprechen von sechs — 
sowie echte und geheuchelte Schuldgefühle belasten jede 
Diskussion."
Quellenhinweis: Quick 18/85 vom 2.4. 1985; Allgemeine jü­
dische Wochenzeitung vom 10., 24., 31.5.' 1985; Bulletin 
der Bundesregierung vom 30.4. bis 2.5. 1985 — (anl)
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Aus unserer Diskussion

Bericht über die Tagung des DK- 
Arbeitskreises Nationalismus

Anmerkung der Redaktion: Kaum eine Frage 
wird heute im BWK breit diskutiert, die nicht in einem 
Ausschuß oder einem Arbeitskreis vorbereitet worden wä­
re. Die Arbeitskreise sind im Prinzip Interessierten zu­
gänglich, praktisch bestehen natürlich enge Grenzen. 
Wenn Diskussionsergebnisse in den Arbeitskreisen mit An­
sichten kollidieren, die in unserer Organisation bestehen 
oder im Kreis der Organisationen, mit denen wir Zusam­
menarbeiten, ist es geboten, die Diskussion auch in einem 
frühen Stadium öffentlich zugänglich und für Interessierte 
nachvollziehbar zu machen. Im Fall der Beurteilung der 
Weizsäcker-Propaganda zum 8. Mai und auf dem evangeli­
schen Kirchentag ist solch eine Situation gegeben. Der KB 
schreibt im "Arbeiterkampf1’ 259 vom 3. Juni 1985, S. 47, 
über die Diskussion im Rahmen eines Seminars aus Anlaß 
des 8. Mai: "Einen längeren Streit gab es in diesem Zusam­
menhang (der Bewertung des Revanchismus— Red.) auch 
um die Weizsäcker-Rede vom 8. Mai, die von KBlern als in­
tegrative Beschwichtigungsrede mit Blick auf die Bündnis­
partner gewertet wurde, während BWKler sie vor allem als 
gefährliches ideologisches Gift mit revanchistischer Ab­
sicht bewerteten, dessen Wirkung es besonders herauszu­
stellen gelte."— Im DK-Arbeitskreis Nationalismus des 
BWK ist man zu folgender Beurteilung gekommen.

NPD-Deutschlandtag, Schlesiertreffen, ev. 
Kirchentag, Weizsäcker— man beschäftigt sich 
mit der "Rolle der Deutschen"
Im Zusammenhang mit der Bewertung der beiden Aktionen 
in Stadthagen und Hannover gegen den Deutschlandtag der 
NPD bzw. der Schlesier sowie ihrer Verknüpfung miteinan­
der haben wir unter top Nr. 1 viel politische Übereinstim­
mung unter den antirevanchistischen/antifaschistischen 
Kräften festgestellt: Das gilt im Großen und Ganzen für 
die Einschätzung der kriegsmobilisierenden Funktion des 
Revanchismus sowie für die Bedeutung einer Kampagne 
zur Anerkennung der Grenzen sowie zur Streichung der 
Wiedervereinigungs7Passagen aus dem Grundgesetz. Darin 
bestand also große Übereinstimmung.

Was bislang jedoch nur von verhältnismäßig wenigen 
Kräften darüber hinaus geltend gemacht wird, das ist die 
Deutscheuropa-Zielsetzung der BRD-Politik- also, wie es 
pointiert in unserer Diskussion festgestellt wurde: Wer ge­
gen den BRD-Patriotismus/Nationalismus Front machen 
will, der muß Front gegen die Deutscheuropa-Politik bzw. 
die (west-)europäische Einigung machen! Wenngleich wir 
dazu eigenständige Beiträge geliefert haben bzw. liefern, 
haben wir selbst dennoch beträchtliche Mängel in dieser 
Sache zu verzeichnen. Das betrifft die Ideologie-Kritik je­
nes Typs von Mobilisierung für den europäischen Eini­
gungskrieg, wie er beispielhaft an den beiden Weizsäcker- 
Reden zum 8. Mai bzw. zum evangelischen Kirchentag be­
handelt werden kann. Eine ganze Reihe von Punkten in der 
Abschlußkundgebungsrede Wolfgang Bittners in Hannover 
spiegeln unseres Erachtens Auffassungen wider, an denen 
diese (über den Bundespräsidenten laufende) Kriegsmobili­
sierung konkret ansetzen kann. (Die übrigen Bewertungen 
zu W. Bittners Rede sollen hier unberücksichtigt bleiben.) 

Wir haben zunächst darin übereingestimmt, daß die 
Schlußpassage der Weizsäcker-Rede auf dem evangeli­
schen Kirchentag die wesentliche Aufgabenbestimmung 
jener Kriegsmobilisierung benennt— Deutschland ist dazu 

da, die europäischen Völker zu versammeln (d.h. zu verei­
nigen). Wir haben diese Schlußpassage dann genauer disku­
tiert— sie hat folgenden Wortlaut:

"Der französische Dichter Paul Claudel schrieb nach 
dem Ende des zweiten Weltkrieges über uns Deutsche: 
'Deutschland ist nicht dazu da, die Völker zu spalten, son­
dern um sie zu versammeln. Seine Rolle ist es: Überein­
stimmung schaffen— all die unterschiedlichen Nationen, 
die es umgeben, spüren zu lassen, daß sie ohne einander 
nicht leben können.' Daß sie aufeinander angewiesen sind. 
Das ist ein großer, ein zuversichtlicher Auftrag für uns ... 
Der Weg in die Zukunft liegt nicht fest... Es liegt an uns, 
auf seine Richtung einzuwirken. Der Mensch ist frei. Es ist 
unsere Sache, dem Begriff 'deutsch' einen Inhalt zu geben, 
mit dem wir selbst und mit dem die Welt gern und in Frie­
den leben können."

Also, mit anderen Worten, Deutsch-sein heißt Europä- 
isch-sein; das drückt sich ganz konkret aus in dem Vor­
wärtstreiben der parlamentarischen Beratung und Verab­
schiedung des Entwurfs der europäischen Unions-Verfas­
sung (Europa Archiv, Jg. 1984, Bd. II, Dokumente, S. 
2O9ff.) Wir sind im Anschluß an die Vergewisserung dieser 
o.a. Aufgabenstellung übergangen zu den Teilelementen 
der ideologischen Mobilisierung für diesen Zweck.

In den beiden Reden gibt es jeweils eine ganz markante 
Feststellung:

"Die Menschen in Deutschland wollen gemeinsam einen 
Frieden, der Gerechtigkeit und Menschenrecht für alle 
Völker einschließt, auch für das unsrige.

Nicht ein Europa der Mauern kann sich über Grenzen hin­
weg versöhnen, sondern ein Kontinent, der seinen Grenzen 
das Trennende nimmt. Gerade daran mahnt uns das Ende 
des zweiten Weltkrieges.

Wir haben die Zuversicht, daß der 8. Mai nicht das letzte 
Datum unserer Geschichte bleibt, das für alle Deutschen 
verbindlich ist." (8. Mai-Rede im Bundestag)

"Geteilt sind ... nicht nur Berlin und Deutschland. Ge­
teilt ist die Gemeinschaft der Europäer ... Das Thema der 
Einheit, das sich uns heute stellt, ist primär ein gesamteu­
ropäisches. Seine Substanz sind nicht wie früher nationale 
Grenz- und Gebietsfragen. Es geht nicht darum, Grenzen 
zu verschieben, sondern Grenzen den trennenden Charak­
ter für die Menschen zu nehmen.

Es geht um Menschenwürde, um Menschenrecht...
Einheit der Europäer heißt... ein gemeinsamer Weg bei 

einem menschenwürdigen Fortschritt der Geschichte. Die 
deutsche Frage ist in diesem Sinne eine europäische Auf­
gabe.

Für ein solches Ziel in Europa mit friedlichen Mitteln zu 
wirken, ist vor allem Sache der Deutschen." (Rede auf dem 
evangelischen Kirchentag)

Man kann sagen, daß die o.a. Feststellung vom 8. Mai ei­
nen Monat später, am 8. Juni auf dem evangelischen Kir­
chentag, nicht nur bekräftigt und mit einer sehr präzisen 
Aufgabenstellung verknüpft wird; sondern man kann dar­
über hinaus sagen— darüber hatten wir jedenfalls Einigkeit 
in unserer Diskussion—, daß der BRD-Protestantismus da­
nach strebt, ein bestimmender innerer Faktor der 
großen Politik zu werden. Das war eine Einschätzung, der 
wir zugestimmt haben und die wir im Hinblick auf die hier 
zur Rede stehende Ideologie und ihre Subjekte— also evan­
gelische Religion und protestantische Gläubige— konkre­
ter diskutiert haben.
"Die Erde ist des Herrn" — von Interessen zu 
Werten, von Werten zum Kultus
In seiner Schrift "Ludwig Feuerbach und der Ausgang der 
klassischen Philosohpie" kritisiert Engels denselben Feuer­
bach unter anderem mit der (im zweiten Satz ironisch-po-
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lemischen) folgenden Feststellung: "Religion kommt her 
von religare und heißt ursprünglich Verbindung. Also ist je­
de Verbindung zweier Menschen eine Religion ..." (Das Zi­
tat findet sich ziemlich zu Beginn des.dritten Abschnitts 
der o.a. Schrift. Am Ende dieses dritten Abschnitts findet 
sich darüber hinaus — was auch nützlich ist für unsere 
Überlegungen— die Benennung des Kerns der Feuerbach- 
schen neuen Religion: "der Kultus des abstrakten Men­
schen"!)

In Bezug auf diesen Typus ideologischer Mobilisierung, 
welche der derzeitige Bundespräsident so außerordentlich 
erfolgreich betreibt, ist in unserer Diskussion das Ziel der­
selben als "Kriegsziel: Versöhnung" bezeichnet worden. 
Die Verankerung, genauer: die massenhafte Verankerung, 
dieses Ziels als tätige innere und äußere Bereitschaft kann 
offensichtlich an dem spezifischen Selbstverständnis der 
auf dem evangelischen Kirchentag versammelten Leute 
positiv anknüpfen. Es sind offenkundig Leute, die sich 
selbst wie auch andere in erster Linie als "Menschen" 
schlechthin begreifen.

Wir haben rekapituliert, was als die beiden Hauptmotive 
für das Hinkommen zum Kirchentag öffentlich hervorge­
hoben bzw. überdeutlich geworden ist: Die einen trieb die 
Liebe zum Frieden, die anderen die Liebe zur Natur/Um- 
welt, und die meisten trieb beides dorthin. Wir haben au­
ßerdem rekapituliert, daß beides in der neuen Mittelklasse 
seit geraumer Zeit in der Dimension der Apokalypse— das 
heißt der "Vernichtung von Leben"- als atomare bzw. öko­
logische Katastrophe am kochen ist und daß in diesem Zu­
sammenhang bereits vor zwei Jahren die Bonner Tageszei­
tung "Die Welt" einen Teil der Linken (genauer: Brandt/ 
Ammon und ihr Umfeld in der Westberliner AL) zum end­
gültig gelungenen "Übergang vom sozialen Denken zum 
Volksdenken" beglückwünschen konnte. Mit anderen Wor­
ten: Bei diesen Leuten war seit geraumer Zeit ein Nährbo­
den für Volksgemeinschafts-Ideologie entstanden. Auf die­
sem Acker hat nun Weizsäcker angefangen, systematisch 
zu pflügen und zu säen. Warum kann man nun sagen, daß 
seinem Typus von Mobilisierung qualitativer Fortschritt 
beschieden ist? Und wie sieht dieser Fortschritt aus?

Bei diesen evangelischen Leute müssen gewisse ausrei­
chende materielle Grundlagen vorhanden sein bzw. nach 
Abschluß der eigenen Berufsausbildung zumindest vom 
Statusverständnis her in Aussicht stehen. Jedenfalls ist die 
Vorstellung von mir selbst als einem abstrakten Menschen 
nicht voraussetzungslos, sondern wird nur zur Entfaltung 
kommen, wo das Leben von drängenden materiellen Sorgen 
befreit ist. Sodann hat unsere Diskussion außerdem erge­
ben, daß gewisse Streuung von Möglichkeiten zur Eigen­
tumsbildung sowie gewisse Begünstigung bereits gebilde­
ten Eigentums zum Patriotismus hingeneigt machen (Va­
terland = Land bzw. Besitz, vom Vater geerbt und insofern 
Eigentum; das ist der handfeste Kern vom Patriotismus). 
Auf dem evangelischen Kirchentag sind nun diese Leute 
gekommen— nicht als Patrioten; sondern als Leute, die auf 
den zwei Feldern Frieden und Natur/Umwelt (v.a.) etwas 
machen bzw. machen wollen und die dies im Kontext der 
evangelischen Kirche als Menschen mit anderen Menschen 
machen bzw. machen wollen. Der Protestantismus ist also 
die Volkskirche tätiger oder zur Tätigkeit bereiter Men­
schen. Aber diese beiden Felder Frieden und Natur/Um­
welt sind eher durch Bewahrung/Erhaltung und durch Ab­
wehr bestimmt, als daß sie durch positive (Neu-)Gestal- 
tung bestimmt seien. Es fehlt hier— was jeder offenkundig 
als Mangel spürt— der positive Zweck: der Übergang vom 
defensiv Bewahrenden zum offensiv Gestaltenden! Weiz­
säckers Typus der ideologischen Mobilisierung ist die Or­
ganisierung dieses Übergangs durch die Verbindung von 
Religion mit Politik — mit deutscheuropäischer Neuord- 

nungs-bzw. Einigungs-Politik: Kriegsziel Versöhnung. Da­
zu gibt es historische Vorbilder.

Weizsäcker hämmert ein— und mittlerweile verschiede­
ne andere auch—, daß den Grenzen (in Europa) der trennen­
de Charakter für die Menschen genommen werden muß: 
"Nicht ein Europa der Mauern kann sich über Grenzen hin­
weg versöhnen, sondern ein Kontinent" (Europa), 
"der seinen Grenzen das Trennende nimmt"!

Engels sagt, "Religion heißt ursprünglich Verbindung". 
Die— in diesem Fall: protestantische— Kirche ist institu­
tionalisierte Verbindung abstrakter Menschen "vor Gott", 
ihm "dient" dieser öffentliche Zusammenschluß privater 
Leute— "die Erde ist des Herrn"; d.h. die Erde ist nicht des­
jenigen, der sie bearbeitet, und von daher: Umsturz plus 
Bodenreform! Nein, dieser irdische Zweck ist in einem hö­
heren Zweck aufgehoben: Der Herr bestimmt, was des 
Menschen ist— von dort kommt Gerechtigkeit. Das ist ab­
wartender Idealismus, und für den europäischen Einigungs­
krieg braucht es tätigen Idealismus. Die in der Religion 
zum öffentlichen Ausdruck kommende Verbindung ab­
strakter Menschen muß mithin einen höheren öffentlichen 
Zweck verliehen bekommen, der zwischen der Verbindung 
abstrakter Menschen und Gott selbst tätige Vermittlung 
darstellt. Ende der 20er, Anfang der 30er Jahre— das soll 
hier als Beispiel eines historischen Vorbildes für diesen Ty­
pus ideologischer Mobilisierung herangezogen werden— ist 
das Prinzip dieser Vermittlung folgendermaßen entwickelt 
worden:

Zu wenig bekannt: Vorläufer aus der Begründer­
zeit des deutschen Faschismus
(Aus: E. Günther Gründel, Die Sendung der jungen Gene­
ration— Versuch einer umfassenden revolutionären Sinn­
deutung der Krise, München 1932, S. 362 ff. Gründel zählt 
sich selbst zu den "Deutenden und Erneuernden im Schrif- 
tum unserer jungen Generation" j e n e r Zeit, neben Hit­
ler, Rosenberg, Moeller, van den Bruck . ..)

"Es ist die Sache des Abendlandes, es ist das Wohl und die 
Zukunft Europas, was in den nächsten Jahrzehnten im 
deutschen Raume geschieht! ... Die erste Vorarbeit aber, 
die geleistet werden muß, ehe wir an einen gesunden euro­
päischen Neuaufbau überhaupt denken können, ist eine um­
fassende Bereinigung der Atmosphäre ... Frankreichs gro­
ße Revolution brachte uns die Menschenrechte und — ein 
unterjochtes Europa. Die kommende große Umwälzung und 
Neugeburt des Deutschtums wird uns die Menschenpflich­
ten bringen und die politische Sachlichkeit und neue Ver­
antwortlichkeit .. . Der Deutsche ist also der prädestinier­
te (vorherbestimmte — der Berichterstatter) Euro­
päer. Er ist der sachliche Mensch ... Der Deutsche ... 
hätte niemals die 'Menschenrechte' allein in die Welt ge­
setzt, ohne sie durch Menschenpflichten zu. ergänzen ... 
Wir fassen zusammen: Die Universalität der großen Zeit­
probleme und das gemeinsame Interesse der europäischen 
Nationen an ihrer Lösung macht ein engeres, aber freies 
und gleichberechtigtes Zusammengehen dieser Mächte im 
20. Jahrhundert unumgänglich. Nicht minder stark wirkt 
die europäische Selbsterhaltung gegenüber den durch den 
Weltkrieg heraufbeschworenen Außenmächten in Richtung 
auf einen europäischen Zusammenschluß. Möglich ist diese 
Einigung ... nur ... unter deutscher selbstlos-sachlicher 
Führung —

Ein Hauptwesenszug der universalen Seite des neuen 
Deutschtums ist die sachliche Beschränkung ... Wir wollen 
in unserer kommenden politischen, in unserer Reichs-Ge­
staltung nur die deutsche Nation. Diese aber wollen wir 
ganz.

(Der neue Begriff der N a t i o n )— Wir unter-
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scheiden zwei Seiten des Begriffs 'Nation’: die äußere und 
die innere. Die ’Nation’ in ihrem Verhältnis zu den äußeren 
politischen Mächten, den anderen Nationen, erfährt heute, 
in der Auffassung der neuen Generation, eine’ läuternde 
Wandlung im Sinne deutscher Sachlichkeit. Unser neuer 
Begriff der Nation ist frei von allem üblen Chauvinismus, 
der ... die 'patriotische' Geisteshaltung jener heillosen al­
ten Politik war ... Dieser neue, gerechte Nationalismus 
hatte seine Wurzeln bereits im neuen Volkstumsbegriff der 
deutschen Jugendbewegung, der allem Chauvinismus wel­
tenfern war. Denn 'aus Achtung und Pflege des Volkstums 
wird niemals Völkerhaß geboren, sondern ein freies, 
offenes N e b e n e i n a n d e r 1 e b e n , auch wohl 
Herüber- und Hinüberleben der Völker' 
(W. Stapel, Hervorhebung durch den Berichterstatter). 
Erst dieser neue Begriff der Nation ermöglicht uns die rei­
bungslose Eingliederung der ersten: der nationalen Aufga­
be unserer Revolution in ihre zweite, europäisch-universa­
le Mission.

Der zweite und eigentliche: der innere Begriff der Nati­
on ist untrennbar verbunden mit dem ebenfalls aus den ju­
gendbewegten Anfängen unserer Generation herstammen­
den, aber erst in unserem Kriegs- und Nachkriegserleben 
ganz ausgereiften Gedanken der sozialen Volksgemein­
schaft ...

Unser neuer Nationalismus will eine organische Volksge­
meinschaft. Er will dies aber nicht im Sinne einer alles Be­
stehende heiligenden, spießbürgerlich-arroganten, 'Ruhe 
und Ordnung' als 'erste Bürgerpflicht' heischenden reak­
tionären Staatsgewalt. Er will sie im Sinne einer bewußten, 
sichtbaren und kontrollierbaren Ausrichtung des gesamten 
öffentlichen und öffentlich sich auswirkenden Lebens und 
Handelns auf die Nation. Es ist der alle Volksgenossen um­
fassende Dienst an jener höheren Gemeinschaft, die im le­
bendigen Anschluß an die gesunden Quellen des Volkstums 
und die Tradition der Jahrhunderte eben als 'Nation' eine 
alle völkischen Kräfte zusammenfassende, i n die Zu­
kunft weisende K o 11 e k t i v k r a f t zu ge­
schichtlicher Gestaltung (Hervorhebung durch 
den Berichterstatter) fruchtbar macht.

Solches Leben in der und für die Nation im neuen Sinn ist 
Tempeldienst des politischen Menschen an einer höheren 
Idee ..."
(Man beachte die starke Parallelität von Weizsäckers Kir­
chentag-Rede mit den nun folgenden Ausführungen Grün­
deis— d. Berichterstatter)

"Der materialistisch-individualistische Mensch hatte 
sich auf die Horizontale seiner sinnlos-selbstischen 
Zwecke verirrt. Der neue Mensch tastet sich zurück nach 
der allein seinem Menschendasein Sinn gebenden Vertika­
len, die ihn wieder seiner höheren Entwicklung und göttli­
chen Bestimmung zuführt. Dieser im 20. Jahrhundert sich 
vollziehende Umschlag von dem aus allen Bindungen 'be­
freiten' luzeferischen (= teuflischen) 'Individuum' zum 
wieder göttlich gerichteten neuen Menschen bahnt sich 
heute an im Umschwung vom Ich zum Wir. Die erste Stufe 
ist die, jene Neuausrichtung erleichternde, Zwischenschal­
tung einer höheren Gemeinschaft zwischen Einzelmensch 
und Gott.

Solch höhere Gemeinschaft, in deren, läuternden Dienst 
sich der neue Mensch aus der Freiheit seines ethischen Wil­
lens heraus einfügt, ist uns heute die Nation. Dies aber be­
deutet nicht mehr und nicht weniger als eine religiöse 
Sinngebung des neuen Nationalismus. Es ist die Eingliede­
rung des politischen Menschen in jene dynamische Vertika­
le: die fruchtbare Versöhnung zwischen Politik und Reli­
gion.

Und diese Versöhnung war notwendig geworden. Denn ei­

ne anspruchsvolle Politik (= an materiellen sozialen, wirt­
schaftlichen Interessen ausgerichete Politik— d. Bericht­
erstatter) hat uns vergessen lassen, daß höchstes Ziel und 
letzter Zweck unseres Erdendaseins weder das größte 
Glück der größten Zahl, d.h. die größtmögliche materielle 
Glückseligkeit des losgelösten Einzelmenschen,, ist, noch 
etwa nur eine Reinhaltung und Vollendung der Rasse oder 
eine wie auch immer geartete persönliche oder kollektive 
politische Machtentfaltung. Wir hatten vergessen, daß un­
ser letzter Daseinszweck etwas Höheres, Übermaterielles, 
Übermenschliches ist; ja, daß 'der Mensch, der nicht über 
das Menschliche hinaus sein Trachten hat, es nicht einmal 
zum Menschen bringt' (Josef Bernhart). Auch nicht dies ist 
das Neue und der letzte Sinn unseres Erdendaseins: 'die 
Geschichte in Nationen ausdrücken'; sofern damit die Na­
tion als abschließender Endzweck des Menschendaseins 
aufgefaßt werden soll. Denn auch das wäre nur wieder eine 
neue Sackgasse.

Sondern dies ist das Neue: die 'Nation' als veredelnden, 
höheren irdischen Daseinszweck des Einzelmenschen be­
wußt zwischenzuschalten und organisch einzugliedern in 
jene göttlich gerichtete Vertikale.

(Die Zwischenschaltung) — Wir pflegen auch 
heute noch gerne zu reden vom Christentum als der Grund­
lage unserer abendländischen Kultur. Das christliche Ge­
bot aber, daß wir unseren Nächsten lieben sollen wie uns 
selbst, daß wir aufgehen oder doch unserem Einzelleben 
erst Sinn geben sollen im Dienst am Nächsten: dieses Kar­
dinalgebot unseres so viel im Munde geführten Christen­
tums haben wir bisher— um es klar herauszusagen— prak­
tisch nicht ernst genommen. Denn es widersprach ja oft so 
handgreiflich den nüchternen Forderungen einer 'rauhen 
Wirklichkeit'. Erst im neuen Begriff der Nation wird das 
christliche Grundgebot allen erfüllbar:

Erst die 'Nation', wie wir sie nun auffassen, zeigt dem 
Durchschnittsmenschen die auch für ihn mögliche Form 
der mittelbaren Erfüllung und damit den für jeden Men­
schen gangbaren Weg, auch an seinem gleichgültigsten 
Nächsten gute Werke zu tun. Denn sein 'Dienst am Näch­
sten', das ist nun jener Tempeldienst an der Nation als der 
höheren Gemeinschaft aller 'Nächsten' in Gegenwart und 
Zukunft..."

Kriegsziel Versöhnung (bzw. Integration)
Gründel stellt fest, daß der innere Begriff der Nation Zu­
sammenfassung über alle sozialen etc. Interessengegen­
sätze hinweg bedeutet— in die Zukunft weisen­
de K o 11 e k t i v k r a f t zu geschichtlicher 
Gestaltung". Dieser innere Begriff der Nation 
schließt ein die Ablehnung von Chauvinismus; in dieser Sei­
te des inneren Begriffs der Nation kommt zugleich sein äu­
ßerer Begriff zum Vorschein: ''Denn aus Achtung und Pfle­
ge des Volkstums wird niemals Völkerhaß geboren, sondern 
ein freies, offenes Nebeneinanderleben, 
auch wohl Herüber- und Hinüberleben 
der Völker". D.h. der neue Nationalismus ist nach in­
nen durch Rückgewinnung der Identität der Deutschen be­
stimmt und nach außen durch das Gegenteil von Völkerhaß 

— also Versöhnung. In diesem Sinne gilt es gestaltend 
tätig zu werden!

Weizsäcker hat nun im Rückgriff auf den französischen 
Dichter Paul Claudel die eingangs widergegebene Auf­
tragsbestimmung für die Deutschen formuliert: Deutsch­
land ist dazu da, die europäischen Völker zu versammeln — 
d.h. sie zu vereinigen zu einer europäischen Union freier 
Völker— "all die unterschiedlichen Nationen, die es umge­
ben, spüren zu lassen, daß sie ohne einander nicht le­
ben können (Hervorhebung durch den Berichterstat-
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ter). Daß sie aufeinander angewiesen sind. Das ist ein gro­
ßer, ein zuversichtlicher Auftrag”!

Man muß jetzt zweierlei in diesem Zusammenhang fest­
halten: erstens, die konservativ-nationalliberale Reaktion 
hat es aus dem Munde des soeben verstorbenen Dr. Alois 
Mertes wieder und wieder und wieder klarstellen lassen, 
nämlich, daß zwischen dem gegenwärtigen Zustand der 
Abwesenheit von Krieg und einem dauerhaften Frieden ein 
qualitativer Unterschied erster Ordnung besteht und daß 
es absolut unerläßlich ist, von der gegenwärtigen Friedens- 
Bewahrung (= nicht hinnehmbarer Status quo in Deutsch­
land bzw. Europa) zur zukünftigen Friedens-Gestaltung (= 
Aufhebung des Status quo ...) hinzugelangen! Dies ist im 
übrigen im Harmeibericht der NATO von 1968 als positive 
zukünftige Aufgabe der Allianz längst militärpolitisch 
festgeschrieben und daher nichts Neues.

Neu ist die Gewinnung von innerem Anhang für diesen 
äußeren Zweck durch die "Versöhnung von Religion und Po­
litik", die es zum massenhaften ganz persönlichen ideellen 
Anliegen macht, den "Grenzen den trennenden Charakter 
für die Menschen zu nehmen— denn: nicht ein Europa der 
Mauern kann sich über Grenzen hinweg versöhnen, sondern 
ein Kontinent, der seinen Grenzen das Trennende nimmt. 
Gerade das mahnt uns das Ende des 2. Weltkriegs"!

Das Letztgesagte führt zu zweitens: Wir wissen, daß die 
reichsdeutsche Monopolbourgeoisie nicht den 2. Weltkrieg 
schlechthin— in dieser Abstraktheit — verloren hat, son­
dern den von ihr angezettelten europäischen Einigungs­
krieg. In diesem Einigungskrieg— genauer: in seiner Vorbe­
reitung und späteren Durchführung— hat der Begriff des 
"Lebensraum s" eine zentrale Bedeutung für die ideo­
logische Mobilisierung gehabt. Es ist nun im Nachhinein 
falsch, diesen Begriff einzig und allein mit der nationalso­
zialistischen Ostpolitik der Annexion von Territorium frei 
von den darauf ansässigen Leuten gleichzusetzen. Sondern 
dieser Begriff ist auch auf die übrige Deutscheuropa-Poli­
tik zu beziehen, und zwar nicht einfach nur vom einseiti­
gen Standpunkt "des deutschen Volkes" her betrachtet. Die 
Nazis haben wieder und wieder klargestellt, daß Lebens­
raum heißt: Ergänzungsraum. Und zwar Ergän­
zungsraum zur f r e i e n Entwicklung-und Erhal- 
t u n g— nicht einfach nur der Existenz (= "Lebens ") des 
deutschen Volkes, sondern des abendländischen Euro­
pas, bestehend aus seiner Vielheit an europäischen Völ­
kern. Dem widerspricht nicht die Ausrottungsabsicht ge­
gen verschiedene Völker oder Minderheiten; die diesbezüg­
liche Politik bzw. Praxis diente vielmehr der Sicherstel­
lung der großdeutschen Hegemonie innerhalb dieses Le­
bensraums = Ergänzungsraums, und damit mittelbar eben­
falls der o.a. Zwecksetzung.

Die Deutschen sollen— so Weizsäcker— die sie umgeben- > 
den Nationen spüren lassen, daß sie ohne einander nicht le­
ben können, daß sie aufeinander angewiesen sind. Das ist 
ganz existentiell formuliert— entweder Europäische Union 
oder nationaler Tod! Jede europäische Nation für sich ge­
nommen— so ist doch seine Aussage— geht kaputt; im Ge­
trenntsein liegt der Tod, und in der Vereinigung liegt das 
Leben! Das Interesse des Warschauer Paktes an der Auf­
rechterhaltung des Status quo bedroht uns mithin existen­
tiell — mit der gegenwärtige Sorte Frieden kann man 
nicht leben:

"Einheit der Europäer heißt... ein gemeinsamer Weg zu 
einem menschenwürdigen Fortschritt der Geschichte. Die 
deutsche Frage ist in diesem Sinn eine europäische Aufga­
be.

Für ein solches Ziel in Europa ... zu wirken, ist vor allem 
Sache der Deutschen. Wären wir einander gleichgültig in 
den beiden deutschen Staaten, so wäre dies viel schwieri­

ger.
Es ist gerade das Gefühl der Zusammengehörigkeit in der 

Trennung über Systemgrenzen hinweg, das uns stärker mo­
tiviert und besser befähigt.

Jeder denke dabei zuerst an das, was er selbst beitragen 
kann ... Aber wir sind, wenn auch in zwei Staaten, hüben 
und drüben, Deutsche. Uns verbindet mehr als Sprache, 
Kultur und Haftung für die Geschichte, denn auch die we­
sentlichen Ziele haben wir gemeinsam.

Dies fängt beim Einfachsten an: Wir atmen dieselbe 
Luft. Sie macht vor Grenzen nicht halt. Sie reinzuhalten, 
ist unser gemeinsames Interesse. (Beifall) Der Frieden, um 
den wir uns sorgen und bemühen, ist nicht teilbar zwischen 
Ost und West. Wenn wir Menschen um ihn ringen, sollten 
wir uns auch selbst nicht aufteilen in Träumer und Reali­
sten. (Beifall)

Frieden zwischen Menschen und Völkern fällt uns nicht 
träumend in den Schoß. Er erfordert von uns mehr als das 
Überspielen von Gegensatz und Konflikt durch Sehnsucht 
und Gefühl. Er verlangt gute christliche Tugenden, näm­
lich Nüchternheit und Aufrichtigkeit. Der Realist aber 
muß die Kraft haben zu erkennen, daß es für die Sicherung 
des Friedens eben nicht genügt, wenn alles einfach so 
bleibt, wie es in Europa seit 40 Jahren ist. (Beifall)

— Erst ..., wenn wir zu Gerechtigkeit überall beitra­
gen, dann helfen wir wirklich, den Weg zum Frieden zu eb­
nen. (Beifall) Es geht um einen menschengerechten Frie­
den. (Beifall)... Es ist unsere Sache, dem Begriff Deutsch 
einen Inhalt zu geben, mit dem wir selbst und mit dem die 
Welt gern und in Frieden leben (Hervorhebung 
durch den Berichterstatter) können". (Beifall, der ganze 
Saal steht auf, minutenlanger Beifall).

Soweit Weizsäcker auf dem evangelischen Kirchentag 
am 8.6.85 ’n Düsseldorf.

Wir hatten in unserer Diskussion Einigkeit darüber, daß 
beides— Gründeis "Versuch einer umfassenden revolutio­
nären Sinndeutung der Krise" wie auch Weizsäckers zwei 
Reden— an die Adresse der akademischen Mittelklasse ge­
richtet ist. Ihr gilt die ideologische Kriegsmobilisierung.

Es sollen hier jetzt nicht wiedergegeben werden jene bei­
den Teil-Erörterungen zu Berlin bzw. zur Frage der Re­
krutierung elitärer Formationen für die handfeste Durch­
setzung des Kriegsziels Versöhnung (also dieses sich aus­
schließlich aus Akademikern rekrutierende Haudegentum, 
jene faschistischen Heroen, die sich so zahlreich als pro­
movierte Bestien bzw. Sadisten im Offizierskorps des NS- 
Sicherheitsdienstes und seiner Schlachterkommandos-Ein­
satzgruppen sowie bei der SS/Waffen-SS nachweisen las­
sen). Was hier nur abschließend noch erwähnt werden soll 
aus unserer Debatte, ist folgendes:

Wenngleich die (Monopol)bourgeoisie in allen Klassen 
und Schichten ihre spezifische Verkehrsform — die Ver­
nichtungskonkurrenz— zu verankern sucht, so beweist den­
noch die Geschichte der internationalen Arbeiterbewe­
gung, daß kollektive solidarische Interessenwahrnehmung 
möglich ist bzw. tatsächlich der Fall ist. Dem entspricht 
auf der einen Seite, in allen Klassen und Schichten, wo Ver­
nichtungskonkurrenz vorherrscht, die stete Neigung bzw. 
tätige Bereitschaft zu hemmungsloser Brutalität und Men- 
schenverachtung/Menschenvernichtung. Auf der anderen 
Seite, wo sich die der Arbeiterklasse eigentümliche Ver­
kehrsform durchgesetzt hat, entspricht dem die stete Nei­
gung zur Achtung der Menschenwürde bzw. zur tätigen Hu­
manität. Und zwar erstens gegenüber konkreten, durch so­
ziale etc. Interessen bestimmten, werktätigen Menschen; 
und zweitens in der historischen Zielsetzung der Aufhe­
bung des religiösen "Kultus des abstrakten Menschen"! 
(Berichterstattung: huh)
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Stroessner-Besuch

BRD an Förderung reaktionärer Regimes 
in Südamerika interessiert

Im Juli dieses Jahres sollte der Mili­
tärdiktator Stroessner, 1954 durch 
Putsch an die Macht gekommener 
Staatspräsident aus Paraguay, von der 
Bundesregierung empfangen werden. 
Aufgrund der Proteste vieler Organi­
sationen ist der Besuch jetzt verscho­
ben. Mag sich die öffentliche Meinung 
erst beruhigen —z.B. darüber, daß der 
frühere KZ-Arzt und Massenmörder 
Mengele definitiv als tot gilt -, so 
könnte Stroessner dann ein neues In- 
ves.titionshilfeabkommen mit nach 
Hause nehmen und Genscher könnte 
ihn selbst empfangen.

Die BRD legt großen Wert auf den 
Ausbau ihrer Handelsbeziehungen 
nach Südamerika. Wie in Paraguay hat 
sieden Waren- und Kapitalexport mit 
Vorliebe in solche Länder intensi­
viert, in denen Militärdiktaturen für 
die Sicherheit der Profite garantie­
ren.

Bereits nach dem ersten Weltkrieg 
hatten deutsche Konzerne wie Bayer, 
Merck, Schering, AEG, Siemens- 
Schuckert und Klöckner Handelsnie­
derlassungen in Lateinamerika. Inner­
halb von zwei Jahren verdoppelten die 
Faschisten die Exporte in südamerika­
nische Länder, und 1939 rief Hitler of­

fen zum Handelskrieg mit den USA 
auf. Durch den zweiten Weltkrieg kam 
der Boom im Lateinamerika-Geschäft 
allerdings fast zum Erliegen. Aber 
schon 1959 konnte die BRD ihren Ex­
port nach Südamerika mit 1,677 Mrd. 
DM über das Vorkriegsniveau erhö­
hen, gestützt auf die zahlreichen ein­
flußreichen Deutschen in Südamerika.

Mit Paraguay schloß die BRD 1955 
ein Handelsabkommen sowie ein Ab­
kommen über gewerbliche Schutz­
rechte für deutsche Handelsnieder­
lassungen und Investoren ab. Die BRD 
exportiert vor allem chemische Pro­
dukte, Fahrzeuge, Maschinen und 
Elektroerzeugnisse nach Paraguay, 
bis 1980 war die Handelsbilanz für die 
BRD positiv. Obwohl die Exporte von 
114,8 Mio. DM 1980 auf 43,7 Mio. DM 
1984 zurückgingen, sind die westdeut­
schen Imperialisten immer noch viert­
größter Handelspartner in Paraguay, 
jeweils vor den USA.

Die Stroessner-Dikatur öffnete das 
Land dem ausländischen Kapital mit 
besonderen Vergünstigungen wie zoll­
freie Einfuhr von Produktionsmitteln, 
Erlaß der Steuern und Gebühren für 
Firmengründungen, Abzüge auf die 
Einkommensteuer bis zu 50 Prozent, 

Garantie von Dividenden- und Ge­
winntransfer sowie ab dem dritten 
Jahr für Kapital-Rücktransfer. Das 
ausländische Privateigentum ist ga­
rantiert, und die Diktatur sorgt innen­
politisch für Ruhe und für paradiesi­
sche Ausbeutungsbedingungen der 
Landarbeiter und Arbeiter. 12000 po­
litische Gegner wurden zwischen 1958 
und 1976 ermordet.

Ein großer Teil des ausländischen 
Kapitals strömte in die Landwirt­
schaft und den Großgrundbesitz, eine 
eigene Industrie ist in Paraguay kaum 
entwickelt. Rund 1,3 Mio. Paraguay­
er, etwa 40 Prozent der Bevölkerung 
leben ständig im Exil, weil sie keine 
Arbeit finden oder politisch verfolgt 
werden. Die Indianer und die das Land 
bearbeitenden Kleinbauern werden 
systematisch durch die Großgrundbe­
sitzer und ausländischen Kapitale und 
Kolonisten vertrieben, da sie keine 
Besitzurkunden für von ihnen bearbei­
tetes Land vorweisen können. So ver­
fügen 2,6 % aller Landbesitzer über 
Dreiviertel des Bodens. Anfang der 
80er Jahre verfügten sieben Firmen 
im Osten Paraguays über rund 40% der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen 
(9 Mio. ha), andere Großgrundbesitzer

Aus der Geschichte Paraguays

I537: Paraguay wird spanische Kolonie. Die Eroberer 
rauben das Land der indianischen Guaranis und teilen es 
unter sich auf.
1811: Die kreolischen Siedler erklären ihre Unabhängig­
keit von Spanien, 1813 auch die Unabhängigkeit von Argen­
tinien. Die Kirchenländereien werden verstaatlicht, aus­
ländischer Kapitalbesitz ist verboten.
1864: Mit Unterstützung britischer Banken fallen Argen­
tinien, Brasilien und Uruguay über Paraguay her. In dem bis 
1870 dauernden Krieg werden vier Fünftel der Bevölkerung 
Paraguays umgebracht, Argentinien und Brasilien über­
nehmen große Gebiete Paraguays, ausländische Konzerne 
erhalten ungehinderten Zutritt.
1932: Der US-Ölkonzern Standard Oil of New Jersey 
treibt Bolivien in einen Krieg gegen Paraguay, um die Cha- 
co-Region der niederländisch-britischen Shell abzujagen 
und sich die dort vermuteten Erdölvorräte anzueignen. Pa­
raguay''verteidigt" den Chaco, Bolivien erhält ein Drittel 
der Region.
1947: Nach sechsmonatigem Bürgerkrieg schlagen para­
guayische Soldaten mit Hilfe Argentiniens und der USA 
den von der Kommunistischen Partei und der nationalde­
mokratischen Febrerista-Partei geführten Volksaufstand 
nieder.
1954: General Stroessner führt einen erfolgreichen Mili­
tärputsch an und läßt sich zum Präsidenten wählen. Seine 
Regierung verhängt den bis 1978 dauernden Ausnahmezu­
stand, der der Regierung faschistische Mittel zur Unter­
drückung des Volkes in die Hand gibt.
1958: Die Einheitsfront der nationalen Befreiung, betei­
ligt sind u.a. die Kommunistische Partei und die Febreri­

sta-Partei, nimmt den bewaffneten Kampf auf. Das 
Stroessner-Regime schlägt den Befreiungskampf mit blu­
tigem Terror nieder, die Gewerkschaften und die Landar­
beiterverbände werden aufgelöst, die Kommunistische 
Partei verboten, nur noch staatlich kontrollierte Organisa­
tionen sind erlaubt.
1967: Mit einer neuen Verfassung legalisiert die Colo­
rado-Partei Stroessners ununterbrochene Regierung und 
den ungebremsten Terror gegen jegliche Opposition. Seit­
her boykottieren fast alle Oppositionsparteien die Wahlen.

Paraguay: Von den 3,4 Mio. Einwohnern sind ca. 80% arme 
Bauern und Landarbeiter, 500000 sind Wanderarbeiter.
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und brasilianische Kolonien über 1,5 
Mio. ha, die restlichen 2 Mio. ha stell­
ten die (unverbriefte) Ernährungsbasis 
für fast 60% der Bevölkerung. Im We­
sten besitzen 14 ausländische Grund­
besitzer mehr als 7 Mio. ha, der Rest 
verteilt sich auf Olfirmen, paraguayi­
sche Besitzer, auf Militärs und die 
Mennoniten (s. unten). Die Industrie 
ist überwiegend in der Hand ausländi­
schen Kapitals, das sich auf den Abbau 
von Rohstoffen konzentriert oder auf 
die Verarbeitung der landwirtschaft­
lichen Produktion. 70% der Industrie 
konzentriert sich auf die Hauptstadt­
region, ihr Anteil am Bruttoinlands­
produkt betrug 1982 nur 17 Prozent. 
Von den 21 Banken sind 19 in der Hand 
ausländischen Kapitals. Obwohl Para­
guay seit 1971 bis zur Rezession 1982 
einen ständig steigenden Bruttoso­
zialproduktzuwachs vorzuweisen 
hatte, ist das Pro-Kopf-Einkommen 
heute wieder auf dem Stand von 1976. 
Die verstärkte Abhängigkeit von Ar­
gentinien und Brasilien, den USA, der 
EG und Japan hat zu einer beschleu­
nigten Inflation, zunehmend unglei­
cher Einkommensverteilung und ver­
stärkter Auslandsverschuldung ge­
führt. 1984 stieg die Arbeitslosenquo­
te Paraguays auf 20 Prozent. Die Aus­
landsverschuldung stieg von 202,9 Mio 
US-Dollar 1980 auf ca. 1,9 Mrd. 1985, 
u.a. verursacht durch die Baukosten 
für das größte Wasserkraftwerk der 
Welt, Itaipu, zu je 50% von Paraguay 
und Brasilien finanziert, und durch 
Überschwemmungen, die 1983 schwe­
re Verluste bei den Baumwoll- und 
Sojaernten zur Folge hatten. Die Aus­
landsverschuldung beläuft sich auf 
37,9% des gesamten Bruttoinlandspro­
dukts, die Rück- und Zinszahlungen 
betragen 22,9% des gesamten Export­
volumens. Die Deutsche Bank ist 'an 
den Krediten in größerem Umfang 
beteiligt, außerdem leistet die BRD 
dem Stroessner-Regime umfangrei­
che "Entwicklungshilfe".

Neben den Kapitalinteressen, die die 
BRD in Paraguay verfolgt, interes­
siert sie vor allem der strikte Anti­
kommunismus, die Korruption, mit 
der fast alles käuflich ist und der 
Schutz und Reichtum, den das Regime 
reaktionären Deutschen gewährt. Aus 
einem Interview der brasilianischen 
Zeitung VEJA mit dem Diktator 
Stroessner ging Ende der 70er Jahre 
hervor, daß deutsche Farmer aus Na­
mibia (ehemals "Deutsch-Südwest") 
nach dem gescheiterten Versuch, 
130000 davon nach Bolivien umzusie­
deln, in Paraguay unterkommen konn­
ten. Offenkundig wurde, daß BRD-Be- 
hördenander "inneren Kolonisierung" 
Paraguays beteiligt waren. Die Forde­
rung, daß Stroessner ausgeladen wer­
den soll, richtet sich gegen die Ab­
sicht der BRD, reaktionäre Regimes 
in Südamerika zu fördern und ihre Po­
sition im Kampf um die imperialisti­
sche Vorherrschaft über die südameri­
kanischen Länder auszubauen.

"Deutsche"in Paraguay

"Freiheit statt Sozialismus — 
auch im Chaco"

"Der Deutsche ist dem Paraguayer 
durch die Vielzahl der Einwanderer 
vertraut... In den deutschen Siedlun­
gen erhielt sich das Deutschtum bis 
hin zum gesprochenen Dialekt und den 
heimatlichen Gepflogenheiten. Für 
Anleger, die an eine Einwanderung__
denken, sind dies wichtige und günsti­
ge Voraussetzungen." (Aus den Ge­
schäftsunterlagen der Firma SAFE)

Mit solchen Anzeigen werden seit 
Mitte der 70er Jahre 1500 bis 2000 
Anleger jährlich für Landkäufe in Pa­
raguay geworben. Die angepriesene 
"deutsche Infrastruktur" hat sich in 
den vergangenen einhundert Jahren 
entwickelt: 

Von 1881 bis 1933 wurden 24 noch 
heute existierende deutsche Siedlun­
gen in Paraguay gegründet. Die Men­
noniten, eine Glaubensgemeinschaft, 
gründeten von 1926 bis 1947 weitere 
sieben deutschsprachige Siedlungen. 
1930 bzw. 1932 übersiedelten Menno­
niten aus der Sowjetunion mit finanzi­
eller Unterstützung des deutschen 
Reiches nach Paraguay. Die Gründung 
von Filadelfia geht auf diese Einwan-
derung zurück. Als Hitler die Macht 
übernahm, sandten die Mennoniten ein 
Glückwunschtelegramm. Ausschlag­

"Deutsche" Mennonitensiedlung im Chaco

gebend für diese Parteinahme waren 
die Geld- und Sachspenden, die zur 
Unterstützung des Auslandsdeutsch­
tums aus dem Dritten Reich kamen 
und die Hoffnung der Mennoniten, daß 
Hitler die SU besiegen und ihnen die 
Rückkehr nach Rußland ermöglichen 
würde. In den Schulen wurde natio­
nalsozialistisches Lehrmaterial ein­
gesetzt: Schulleiter und Dorfober­
haupt waren Vertreter des pro-natio­
nalsozialistischen Flügels.

In Paraguay gibt es über 100 deut­
sche Schulen. Sämtliche Lehrer der 

deutschen Schulen werden am Lehrer­
seminar in Filadelfia ausgebildet.

Bereits 1929 entstanden in Para­
guay erste nationalsozialistische Zir­
kel. Später verfügten die deutschen 
Hitleranhänger über eine der SA nach­
gebildete Truppe. Ein wichtiges In­
strument ihrer Arbeit war auch der 
1916 gegründete "Deutsche Volksbund 
für Paraguay". Ab 1945 nahmen viele 
der deutschen Siedlungen die aus 
Deutschland flüchtenden Gestapo-Of­
fiziere auf. Nazi-Verbrecher wie Jo­
sef Mengele erhielten die paraguayi­
sche Staatsbürgerschaft. Diktator 
Stroessner öffnete deutschen Nazis 
Tür und Tor.

Damais wie heute findet diese 
"deutsche Kolonisierung" Paraguays 
auf Kosten der einheimischen, beson­
ders der indianischen Bevölkerung 
statt. Durch systematischen Landraub 
werden die Indianer vertrieben, ihnen 
die Lebensgrundlage entzogen. Es fin­
det ein schleichender Völkermord 
statt. Mit Hilfe der eingesessenen 
Einwanderer, der Bundesregierung 
und rechten Gruppierungen in Deut-
schland will die Regierung in Asuncion 
aus ihrem noch indianisch geprägten 
Land ein weißes Land machen.

Quellenhinweise: Gaby Weber,
"’Krauts' erobern die Welt, Der deut­
sche Imperialismus in Südamerika"; 
Paraguay, Hrsg. Paraguay-Arbeits- 
Gruppe, 1979; Paraguay-Rundbriefe, 
Hrsg. Paraguay-Arbeitsgemeinschaft; 
Die Deutschen in Lateinamerika, 
Hrsg. H. Fröschle, Tüb. u. Basel 1979; 
Marktinformationen der bfai (Bundes­
stelle f. Aussenhandelsinformationen 
1983 u. Wirtschaftsdatenblatt 3/ 
1985. FR 20.5.85; KAZ 11.3.85; W. 
Schade, Völkerflut und Völker­
schwund, Neckargemünd 1974
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Aigner-Institut: Wer 
wirkt da wofür?

Schon seit einigen Jahren betreibt 
Heinz Aigner, Geschäftsführer des 
"Instituts für deutsch-paraguayani­
sche Beziehungen zur Wirtschafts­
und Kulturförderung GmbH" das Zu­
standekommen des Besuchs von Ge­
neral Stroessner in der BRD. Dieser 
Herr Aigner ist Mitglied der CSU, 
war 1976 Wahlkampfreferent von 
Kohl, danach persönlicher Referent 
des damaligen baden-württembergi­
schen Ministerpräsidenten Filbinger 
und steht in enger persönlicher Ver­
bindung mit dem bekanntermaßen 
weltoffenen jetzigen Ministerpräsi­
denten Lothar Späth.

Die "taz" bezeichnet Aigner als in­
offiziellen Botschafter Stroessners 
in der BRD. Engere Kontakte 
Stroessner-Aigner wurden offenbar 
1981 hergestellt, als Aigner mit sei­
nem Chef Filbinger auf einem Anti­
kommunismus-Seminar der "World 
Anticommunist League" auf Einla­
dung Stroessners in Asuncion weilte.

Zur Tätigkeit seines Instituts sagt 
Aigner selbst: "Wir beraten mittel­
ständische Unternehmen in Baden- 
Württemberg, damit die in Paraguay 
investieren und dort Arbeitsplätze 
schaffen. Wir übernehmen die Ver­
waltung und Betreuung von landwirt­
schaftlichen Anwesen, denn die mei­
sten Investoren haben ja keine Zeit, 
in Paraguay nach ihrem Vieh zu 
schauen ... Für industrielle Investi­
tionen arbeiten wir mit verschiede­
nen Schweizer Kreditinstitutionen 
zusammen. Wir sind da, um den Men­
schen in Paraguay zu helfen."

Nach Aussage von Aigner hat Pa­
raguay 300000 "deutschstämmige" 
Bewohner, das wären fast zehn Pro­
zent der Gesamtbevölkerung. Nach 

den brasilianischen Siedlern, die in­
zwischen eine Kolonie von 500000 bil­
den, stellen die deutschen den größten 
Anteil ausländischer Siedler, die 
Stroessner ins Land geholt hat, und 
wofür er andererseits Hunderttausen­
de Paraguayer vertrieben hat. Um 
diese deutschen Siedler kümmert sich 
speziell auch die baden-württember­
gische Landesregierung. Sie unter­
stützt finanziell eine Landwirt­
schaftsschule in Paraguay, die aus­
schließlich zur Ausbildung der Siedler 
und Großgrundbesitzer dient. In diese

Filbinger

Schule werden nur Landbesitzer auf­
genommen. Da die paraguayischen 
Indianer nach Auslegung von 
Stroessner kein Land besitzen, kön­
nen sie also auch diese Schule nicht 
besuchen.

Amnesty International veranstal­
tete am 21.6. in Stuttgart eine Podi­
umsdiskussion zum Thema "Men­
schenrechtsverletzungen in Paragu­
ay". Die Vertreterin der Grünen griff 
auf dieser Veranstaltung den anwe­
senden Aigner scharf an, bezichtigte 
ihn der Kumpanei mit Leuten, deren 

Machtbereich Zufluchtsort für Na­
zi-Verbrecher ist, und warf ihm vor, 
Land zum Verkauf anzubieten, das 
eigentlich den Indianern gehört, die 
von dort vertrieben werden. Das 
Land werde zum Aufbau einer Agro­
industrie genutzt, zum Anbau von 
Exportgütern.

In seinen Beiträgen schwang sich 
Aigner zum engagierten Propagandi­
sten der paraguayischen Verhältnis­
se auf. Es gebe in Paraguay kein be­
sitzloses Proletariat und keine Ras­
senvorurteile, den Indianern gehe es 
gut. Es gebe keinen Hunger, kein 
Elend; kurz, es gebe überhaupt keine 
Grundlage für eine Revolution dort.

Auf Mengele angesprochen, sagte 
er, der sei gewissermaßen inmitten 
eines unübersehbaren Flüchtlings­
stromes aus Argentinien nach Para­
guay gekommen. Den seit 1954 be­
stehenden Ausnahmezustand bewer­
tete er positiv in Bezug auf die Auf­
rechterhaltung von Ruhe und Ord­
nung. Paraguay sei keine Militärdik­
tatur, sondern eine autoritäre De­
mokratie.

Die glänzenden Augen von west­
deutschen Agrar- und Industriekapi­
talisten, die Investitionen in Para­
guay erwägen, kann man sich bei die­
sen Ausführungen Aigners so richtig 
vorstellen. Als Geschäftsführer ei­
nes privaten Instituts und als Intimus 
von Späth und auch Strauß, der den 
Stroessner-Besuch in der BRD ja 
maßgeblich betrieben hat, bereitet 
Aigner offensichtlich den Boden für 
größere Investitionen des BRD-Ka- 
pitals in Paraguay. Der "taz" sagte 
er, einer der Gründe für die Ver­
schiebung des Besuches sei gewesen, 
daß "die Vorbereitung einiger Inves­
titionshilfeabkommen noch nicht 
weit genug gewesen" sei. 
Quellenhinweis: "taz" v. 15.6.85; 
Flugblatt Chile-Komitee, Stuttgart

Brutaler Terror gegen den Kampf 
der Arbeiter und Landarbeiter

General Stroessner und seine Regie­
rung haben von ihrem Amtsantritt an 
den Kampf gegen den Kommunismus 
und die Vernichtung und Unterdrük- 
kung jeder antiimperialistischen und 
revolutionären Bewegung in Paraguay 
zu einer ihrer Hauptaufgaben erklärt. 
Die Mehrheitspartei im Parlament, 
die Colorado-Partei, der Stroessner, 
alle höheren staatlichen Bediensteten 
und alle Berufssoldaten angehören, 
üben ihren Terror mit weitgehender 
Billigung der liberalen Parlaments- 
Opposition aus. Die Organisationen 
der politischen Opposition, auch bür­
gerliche und christliche, und nicht­
staatliche Gewerkschaften müssen 

halblegal oder illegal arbeiten.
Legaler T error gegen die 

politische Opposition 
Im Jahr 1955 trat das Gesetz 294 zur 
"Verteidigung der Demokratie" in 
Kraft. Danach ist jede politische Tä­
tigkeit verboten, die von der "Idee des 
Klassenkampfes" ausgeht. Es bot dem 
Stroessner-Regime die legale Grund­
lage zur Zerschlagung aller fort­
schrittlichen Organisationen und zur 
Verfolgung von Gewerkschaftsmit­
gliedern, Angehörigen der Landarbei­
tervereinigungen, der Kommunisten 
und Sozialisten. Tausende wurden ver­
haftet, gefoltert, auf Jahre ins Ge­
fängnis gesteckt oder umgebracht.

Im August 1967 trat eine neue Ver­
fassung in Kraft, ohne daß das oben 
genannte Gesetz aufgehoben wurde. 
Die Verfassung entspricht dem Muster 
kapitalistischer Demokratien. Fol­
gende Rechte sind in ihr garantiert: 
der Schutz des Privateigentums; die 
Religionsfreiheit; der Schutz der Pri­
vatsphäre vor staatlichen Eingriffen, 
sofern die öffentliche Ordnung nicht 
gefährdet ist. Nicht in der Verfassung 
enthalten sind das Recht, ohne staat­
liche Genehmigung Vereinigungen und 
Parteien zu bilden, und das Streik­
recht. Verhaftungen dürfen nur auf 
Grundlage schriftlicher Anordnungen 
der Justiz erfolgen, ohne Prozeß dür­
fen keine Strafen verhängt werden.

Obwohl die Verfassung die legalen 
Kampf möglichkeiten der Arbeiter und 
Landarbeiter äußerst beschränkt, hat 
die Regierung sie durch Anwendung 
des Ausnahmezustandes faktisch au­
ßer Kraft gesetzt. Bis 1978 hat
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Stroessner alle drei Monate den Aus­
nahmezustand vom Parlament verlän­
gern lassen, seitdem wird er regelmä­
ßig wieder über die Hauptstadt ver­
hängt. Danach kann jeder Bürger auf­
grund des Verdachts der Beteiligung 
an einer "subversiven" Organisation 
verhaftet und unbeschränkt in Haft 
gehalten werden, Folter ist erlaubt, 
Polizei und Militär können Sonderge­
richte stellen und dürfen die Todes­
strafe verhängen.

1970 erweiterte die Regierung die 
gesetzliche Unterdrückung jeder fort­
schrittlichen Regung durch das Ge­
setz zur "Verteidigung des öffentli­
chen Friedens und der Freiheit der 
Person". Mit Haftstrafen von ein bis 
sechs Jahren können alle bestraft 
werden, "die mit irgendwelchen Mit­
teln Haß unter Paraguayern oder die 
Zerstörung sozialer Klassen predi­
gen", "die Mitglied einer illegalen 
Vereinigung sind, die sich aus drei 
oder mehr Personen zusammensetzt 
und die Absicht verfolgt, eine Straftat 
zu begehen" oder die "einer kommuni­
stischen Partei oder Organisation an­
gehören oder nahestehen, deren Ab­
sicht die gewaltsame Zerstörung des 
republikanisch-demokratischen Sy­
stems des Landes ist".

Fortschritte 
der Opposition

Bereits 1980 bildete sich die "Natio­
nale Übereinstimmung", ein Zusam­
menschluß sozialdemokratischer,

Mengele: Ein Mitglied 
der "Wissenschaft"

Über die Grausamkeit des "KZ-Arz- 
tes" wird fast vollkommen vergessen 
gemacht, aus welcher wissenschaftli­
chen Schule Dr.J. Mengele stammt, 
deren Ergebnisse sich nach wie vor der 
Anerkennung der Fachwelt erfreuen. 
Der wissenschaftliche Mentor des Dr. 
Mengele war ein gewisser Prof. Otmar 
v. Verschuer, in der BRD Lehrstuhlin­
haber für Genetik an der Universität 
Münster.

Jener Verschuer war ein führender 
Vertreter faschistischer Rassentheo­
rie, die dann zur Rechtfertigung für 
die "Nürnberger Rassengesetze" und 
Massenvernichtungen diente. Ab 1935 
leitete er in Frankfurt ein "Institut für 
Erbbiologie und Rassenhygiene", zu 
dessen Mitarbeitern ab 1938 auch J. 
Mengele gehörte.

Nachdem Mengele als "Lagerarzt" 
zum KZ-Auschwitz versetzt worden 
war, vermittelte Verschuer ihm zwei 
"Forschungsaufträge" der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft. Mengeies 
"Forschungen" galten "spezifischen 
Eiweißkörpern" und "Augenfarben", 
wofür er KZ-Häftlinge "im Dienste 
der Wissenschaft" umbrachte. Die 
Brutalität des Dr. Mengele war wohl­

christlicher und bürgerlicher Opposi­
tionsparteien. Sie fordern die Einhal­
tung der Verfassung, sofortige Been­
digung der Unterdrückung, Abschaf­
fung aller faschistischen Gesetze und 
die Freilassung aller politischen Ge­
fangenen.

1983 schlossen sich etwa 20 Ge­
werkschaften aus Industrie, Banken 
und dem Agrarbereich zur Unabhängi­
gen Unterstützungsbewegung (Moini- 
sol) zusammen, nachdem einige grö­
ßere Streiks stattgefunden hatten. 
1981 streikten die Arbeiter der größ­
ten Textilfabrik für mehr Lohn und 
gegen Entlassungen, sie besetzten die 
Fabrik und konnten ihre Forderungen 
teilweise durchsetzen. 1983 streikten 

Am 14. Mai demonstrierten 8000 in Asuncion gegen das Unterdrückungsregime. 
Die Armee (Bild) wurde gegen sie eingesetzt.

geordneter Bestandteil imperialisti­
schen Wissenschaftsbetriebs.

Ein Kollege des J. Mengele und 
Oberarzt an dem "Institut für Erbbio­
logie" war ein gewisser Heinrich Scha­
de. Dieser Mann hatte sich u.a. bei der 
Zwangssterilisation hervorgetan und 
1939 deren inkonsequente Durchfüh­
rung bedauert: "Nur wenig Schwach­
sinnige oder Alkoholiker konnten bis­
her der Unfruchtbarmachung zuge­
führt werden." 1952 holte Verschuer 
den Mann an die Universität Mün­
ster, 1966 wurde Schade Prof, für Ge­
netik in Düsseldorf. In jüngster Zeit 
Presseerklärung der Gruppen, die gegen Stroessner demonstrieren wollten — 
Auszüge
Auch nach Absage des Stroessner-Besuches — werden die Gruppen, die sich 
zusammengeschlossen haben, um gegen Stroessner zu demonstrieren, weiterar- 
beiten. Dies beschloß ein zweites bundesweites Vorbereitungstreffen am Sonn­
tag, 9.6. in Bonn, an dem Jusos, Paraguay-Arbeitsgemeinschaft, Amnesty In­
ternational, Komitee für die Menschenrechte in Paraguay, der BUKO, BUF und 
Dritte-Welt-Gruppen teilnahmen ... Die genannten Gruppen werden ohne 
Rücksicht darauf, ob Stroessner seinen Besuch nachholen wird oder nicht, die 
Diskussion über Paraguay wachhalten. Im Vordergrund werden dabei die Infor­
mation über die Hintergründe der Beziehung Bundesrepublik — Paraguay und die 
Verletzung der Menschenrechte stehen. Das Treffen fordert die bedingungslose 
Ausladung von Stroessner.

Autoren: Mitglieder der Volksfront; chf, dlib, ti, uld und Volksfront Stuttgart

die Arbeiter der Coca-Cola-Fabrik 
erfolgreich, auch die entlassenen 
Streikführer mußten wieder einge­
stellt werden. Im Mai 1983 verhaftete 
die Regierung 50 Gewerkschaftsfüh­
rer von Moinisol, weil sie Landarbei­
ter unterstützt hatten. Die Landar­
beiterkämpftengegenden Raub ihrer 
Privatparzellen durch den Agrarkon­
zern, bei dem sie arbeiteten. Die Ge­
werkschaften fordern gemeinsam die 
freie gewerkschaftliche Betätigung, 
keine staatliche Kontrolle der Ge­
werkschaften und eine Besitzurkunde 
über das Privatland für jeden Landar­
beiter. Trotz zahlreicher Verhaftun­
gen ihrer Funktionäre besteht Moini­
sol nach wie vor.

\

ist er insbesondere als einer der Erst­
unterzeichner des "Heidelberger Ma- 
nifests" aufgetreten, in dem die Aus­
weisung aller Ausländer unter der Pa­
role "Deutschland den Deutschen" ge­
fordert wird. 1974 schrieb Schade in 
einem Pamphlet: "Nur ein Volk, das 
ethnisch, geschichtlich und kulturell 
eine Wesensgemeinschaft bildet, kann 
den begründeten Anspruch erheben, 
als biologische Gruppe fortbestehen 
zu wollen." "Ein Volk, eine Gruppe mit 
gemeinsamer geschichtlicher, kul­
tureller, sprachlicher und biologischer 
Zusammengehörigkeit muß das 
Recht und das Bestreben haben, sich 
zu erhalten." Dieses Recht "ist nicht 
zuletzt im Grundgesetz enthalten".



Im nächsten Heft

EG-Giptel
Am 28.6. beginnt in Mailand der näch­
ste EG-Gipfel. Zur Beratung steht er­
stens eine Befestigung der ‘'politi­
schen Einigung”, sprich: neue Regeln, 
um schwächere Mitglieder nicht nur 
wirtschaftlich zu erpressen, sondern 
auch in allen EG-Organen überstim­
men zu können. Dies wird von der BRD 
nach dem vertraglich vereinbarten 

Beitritt Spaniens und Portugals für 
unverzichtbar gehalten. Sodann soll 
die "Verwirklichung eines großen Bin­
nenmarktes bis zum Jahre 1992” ge­
sichert werden, ein entsprechender 
Vorschlag der EG-Kommission liegt 
vor. Kohl und die westdeutschen Kapi­
talisten sind entschlossen, ihre Vor­
macht weiter zu befestigen und die 
seit langem von ihnen propagierte 
"Neuordnung” in der EG zu vollziehen.

Kampucheanische Revolution: Soziale Befreiung oder Terror?
Zehn Jahre nach dem Sieg über den US-Imperialismus und der Errichtung des 
Demokratischen Kampuchea, sechs Jahre nach der vietnamesischen Invasion, 
ist die Politik der KP Kampucheas auch unter den Revolutionären noch höchst 
umstritten: Entsprach der Weg, den die KP Kampucheas einschlug, den objekti­
ven Bedingungen im Lande und förderte er die soziale Befreiung der Volksmas­
sen? Oder war die kampucheanische Revolution bestenfalls eine Bauernrevol­
te, deren blindes Wüten zu einem riesigen Massaker und damit zur Zerstörung 
der Bedingungen für die Entwicklung einer sozialistischen Gesellschaft führte? 
War es blinder Nationalismus, der zum Konflikt mit Vietnam führte?

Faschistische Schülerpresse
Seit mehreren Jahren geben in Göttin­
gen Faschisten eine Schülerzeitung 
heraus. Obwohl sie ständig bekämpft 
wurden, konnten sie sich bis heute be­
haupten. Dies liegt an der stillschwei­
genden Duldung bis offenen Unter­
stützung, die die Faschisten seitens 
Geschäftsleuten, konservativen Poli­
tikern, Polizei und Justiz genießen. 

Gegen ihre Widersacher, so z.B. eine 
fortschrittliche Schülergruppe, grei­
fen die Faschisten zur Terrorisierung: 
Es hagelt anonyme Drohbriefe, Haus­
türen werden angemalt, Gärten zer­
stört oder Fensterscheiben zerschos­
sen. Die Polizei kann die Täter nicht 
ausfindig machen, obwohl der Kreis 
doch bekannt ist. Berichtet wird über 
die antifaschistische Gegenwehr und 
die auftretenden Schwierigkeiten.

Wirtschafts- und gesellschaftspolitische Grundsätze der FDP
"Freie Bahn dem Tüchtigen", Förderung der "Elite", gegen "Gleichmacherei" 
und "Nivellierung"— Grundsätze, die die FDP verbreitet, seit sie das Verlassen 
der sozialliberalen Koalition vorbereitet hat. FDP-Professor Dahrendorf er­
klärte kürzlich, das "Wolfsgesetz" in der Wirtschaft sei unumgänglich und be­
zeichnete Arbeitslose als "Unterklasse". FDP-Politiker wie Bangemann, Gen­
scheroder Graf Lambsdorff propagieren Auffassungen, die Liberale im Januar 
1933 bewegten, dem Ermächtigungsgesetz für Hitler zuzustimmen und die libe­
rale "Deutsche Staatspartei" in die NSDAP zu überführen oder schon vorher der 
NSDAP beizutreten.
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